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Vorwort 

In den beiden letzten Jahrzehnten wurde die Notwendigk,eit der Kooperation in der 
Land- und Forstwirtschaft immer vordringlicher und von den Landwirten auch 
erkannt. Di,e Fortschritte, die dabei auf einzelnen Gebieten gemacht w·erden konnten, 
sind· sehr unterschiedlich. Aufgahe der vorliegenden Untersuchung war es, die ver­
schiedenen Formen, den derzeitigen Umfang und die Bedeutung der Kooperation 
in der österreichischen Landwirtschaft zu erfassen, zusammenhängend darzustellen 
·und darauf aufbauend Vorschläge für di,e weitere Entwicklung abzuleiten. 
In die Untersuchung · wurden nur jene ß,ereiche der Landwirtschaft einbezogen, ~~ 
denen verschiedene re.chtliche Formen der Zusammenarbeit bestehen und der Umfang 
und die wirtschaftliche Bedeutung der Kooperation nicht allgemein bekannt ist. 
Deshalb wurden jene Bereiche bewußt ausgenommen, in denen die Zusammenarbed.t 
- und zwa.r ausschHeßlich in der Form der Genossenschaften - heute schon Tradition 
darstellt und 1eine dominierende Stellung erlangt hat. Es sind die,s die Vi,ehzucht­
genossenschaften und die ihnen übergeoridneten Verbände, die die Zucht von Pfer­
den, Rindern, Schweinen, Schafen usw. seit vielen Jahrzehnten nach strengen Richt­
linien und zu 100 Prozent organi,siert haben, die Molkereigenossenschaften, di1e etwa 
90 Prozent der Milch verarbeiten und vermarkten und die Lagerhausgenossenschaften, 
die neben der Versorgung der Land- und Forstwirtschaft mit Produktionsmitteln für 
den Absatz von etwa zwei Drittel des auf den Markt kommenden Getreides sorgen. 
Die Durchführung 1der Untexsuchung wa.r nur miit Unterstützung durch die Herren 
Kammeramtsdirektoren und die Fachabteilungen der Landeslandwirtschaftskammem 
sowie den ös.terreichischen Raiffeiisenve·rband möglich. An dieser St,eL1e sei ihnen 
allen und den Herren Obmännern und Geschäftsführern der. überbetrieblichen 
Gemeinschaften, die sich der Mühe unterzogen haben, den art s,ie übermittelten 
Frage.bogen zu beantworten, für ihre wohlwollende Mitarbeit gedankt .. 

Wien, im August 1971 

Dipl.-Ing. Hans Alfons 
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ALLGEMEINER T·E·IL 

1 Einleitung 

Seit dem Beginn der industriellen Revolution wurde mit der Zunahme der Größe 
vieler Industrlie- und Gewerbebetriebe edn Problem in den Vo~dergrund gerückt, das 
von der Wi1ssenschaft, abeT noch vie·l stärker von politischen Strömungen aufgegrif­
fen wurde: Art tliil:d Form der gesellschaftlich-wirtschaftlichen Struktur. Dabei 
wurde eine Vielzahl von Modellen entworfen, die von der freien Wettbewerbswirt­
schaft in allen Übergängen bis zur straffen Planwirtschaft reichen. Im Zuge der 
weiteren wirtschaftlichen Entwicklung traten im industriellen Bieriei-ch Zusammen­
schlüsse innerhalb gewisser Produktionszweige ein, anders.eits :behielten aber eine 
Reihe von Unternehmen ihren kleinbetrieblichen Charakter bei. Aber auch ohne 
Schaffung neuer Organi:Sationsformen :iist heute eine große ZaM kleinerer industriel­
ler Betriebe an größere Einheiten gebunden. Ein gutes Beispiel dafür sind die Auto­
fabriken, die oft eine enorme Anzahl von sogenannten Zulieferbetrieben aufweisen; 
dabei wir:d den zu~eordnieten kleineren Fabrikanten di,e Lieferung von TeiLstücken 
übertragen. Diese Zuldiefieruntemehmen eI1Ste:r Ordnung haben wieder ihre Zuil:iie.ferer 
usw. So ist es zu eTklären, daß das größte Autoerzeugungsunternehmen der Welt, 
Food, die gigantische Zahl von mehr als :;o.ooo Zulie.ferhetdeben aufweisen kann. 

Aber nicht nur in Form arbeitsteiiliger Produktionstechnik, sondern auch in recht!licher, 
fi.nanzli!eller, absatzt.echni1scher, for1s·chungs- und w.erbungsmäßiger Hinslicht sind im 
außerlandWlirts·chaft1ichien Wirts.chaftsbei1ekh stark,e Kooiidinations- und Koope.Tations­
tendenzen zu 1erkennen. 
Die meisten wirtschaftlichen Unternehmen, die Agrarprodukte verarbeiten oder ver­
kaufen, haben sich zu starken Marktorganisationen· zusammengeschlossen. So· sind 
rund 70%. der ös1terreiichischen Lebensmitteleinzelhändler Mitglied einer Handels­
kette oder ·einer sonstigen Handelsorganisation. Diese Gruppe verfügt über einen 
Marktanteil von etwa 90% ! Die Konzentration in der Lebensmittelbranche i·st heute 
ber.eits so gewa.Ltiig, daß dieT einzelne bäuerliiche Betrieb mit sieilner relativ kleinen 
Produktionskraft dies.em Zusammenschluß wirtschafttlicher Macht ziemlich hilflos 
g·egenübersteht. Nur entsprechende gemeinschaftHche Organisationsformen, die zwar 
in bestimmten agrarischen Sparten ·schon Hervorr.agendes geleistet haben, in anderen 
Bereichen aber noch gebildet werden müsisen, V1ermög.en den Landwirt in se.iineT 
ökonomisch-sozialen Exiistenz z:u schützen. HiJer ist die überhetrieblkhe Zusammen­
arbeit für den Einz:elbetri.eb aus folgenden allgemeinen Erwägungen von ausischlag­
gebender Bedeutung: 

Senkung des Kapitalbedarfs 
Erhöhung der Arbeitsproduktivität 
Verbes·sierung der •sozialen Verhältnisse 
Stärkung deT Marktstellung der Produzenten 
Günstigere B,ezug.sbedingungen für Produktionsmittel 
Räumliche Konzentration und zeitliche Abstimmung des Angebots 
V erbesseTUng und Vereinheitlichung der Q11ailität des Angebots 
Verbesserte Möglichkeit von Gemeins·chafts1eistungen für die Produkt­
gestaltung, Werbung, Produktfindung, Erhöhung .der Konsumredfe usw. 

2 Formen der überbetrlebllchen Zusammenarbeit 

Einen guten überblkk übe1· die Formen überbetrieblicheT Gemeinschaften gibt fol„ 
gende meidifizierte Gliederung (1): 
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2.1 Die horizontale Integration 

a) Ohne vertragliche Bindung 
• N achbarschaftshilfe 
• Erzeugerabsprachen 
• Absprachen über Dienstleistungen 

b) Mit vertraglicher Bindung 
(z.B. Verträgre über Erzeugung, Ferke1lmast, Jungviehmast-Betrieb, Mas·chinen­
hilfe) 

c) Mit vertraglicher u n d institutioneller Bindung 
• Maschinengemeinschaften, -ringe und -genossenschaften 
e Betriebshelfergemeinschaften 
• Erzeugergemeinschaften 

d) Durch Fusion 
• von Betriebszweigen (mei,st Kuhhaltungsgemeinschaften und Gemeinschaften 

in der Schweineproduktion) 
• von ganzen Betrieben 

Unter horizontaler Integration versteht man demnach den Zusammenschluß von 
Unternehmen derselben Wirtschaftsstufe. Diese Art von Kooperation umfaßt grund­
sätzLich nur .die Produktion und evtl. das erste Angebot und geht darüber nicht 
hinaus. . 

2.2 Die vertikale lnte·gration 

a) Belieferung mit Produktionsmitteln, und zwar mit: 
Futtermitteln, Düngemitteln, Investitionsgütern / 

b) Maßnahmen im Hinblick auf die Vem1arktung: 
• Vereinheitlich~ng des Angebots 
• gemeinsames Angebot: ohne Vertrag 

durch Rahmen- oder Einzelvertrag 
durch Gesamtangebot und Vertrag 

• Beteiligung an Handels- und Verarbeitungsbetriieben 
• Errichtung von eigenen Handels- und Verarbeitungsbetrieben 
e Errkhtung von Detailgeschäften 
• Abschluß von Verträgen zwischen Handels- und Verarbeitung,sbetrieben mit 

einzelnen Erzieugern (Rückwärtsintegration) 

Die vertikale Integration umfaßt also neben der Produktion noch die nächsten Stufen 
der Verarbeiitung und Verteilung. Von einer Integrationskette spricht man, wenn es 
sich ausschließlich um v,ertikal gebundene Glieder handelt. 

In vielen Fällen ist die horizontale von der vertikalen Integration nicht so scharf 
zu trennen, weil beide Aufgaben oft miteinander verflochten sind (Integrations­
system). In der sogenannten Rückwärtsintegration, deren Form in der vorliegenden 
Untersuchung nicht näher ausgeführt wird, besteht für die einzelnen Betriebe die 
Gefahr, daß .ihre Ve1rhandlluingsposition gegenüber den· mächtigen Handelis- und 
Verarbeitungsbetrieben zu schwach ist. 

Bei den Formen der überbetrieblichen Gemeinschaften kommt auch der Begriff der 
E r z e u g er g e m e in s c h a f t vor der ~n Österreich aiber noch nicht rechtlich 
abgeklärt ist. Meist lehnt man sich ~ der Definition an Vorbi1drer in der Bundes­
repubt1ik Deutschland an; deshalb kann hier auf die Auslegung im deutschen Markt-
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strukturges.etz, da1s auf den ~eiten 13 ff. erläuter.t wird, Vierwiesen werden. In 
diesem Zusammenhang ist auf die Problematik der Zusammenarbeit oder Konkur­
renz zwischen neu zu gründenden Gemeins,chaften · und den herkömmlichen · genos­
senschaftlichen Organisa'tionsfortnen hinzuweisen. Mancherorts wird di;e Ansicht ver­
treten, daß sich die Landwirte in Hinkunft nur mit der Ausrichtung der Erzeugung 
zu befassen hätten, ohne als „dritte Krafe' am Markt auftreten zu dürfen; die 
Absatzprobleme würden ohnedies die Genossenschaften bewältigen. Di.e Aufnahme 
von Vermarktungsaufgaben durch Erzeug'ergemeinschaften ist allerdings dort unum­
gänglich, wo der Wettbeweil'b und die Absatzverhältnisse bisher unzureichend 
waren. Zunächst wäre also zu prüfen, inwieweit die Notwendigkeit zur Schaffung 
des sogenannten ·dritten Vermarktungsweges besteht oder ob bereits vorhandene 
landwirtschaftsnahe Organd:sationsformen die Möglichkeit bieten, bei den betref­
fenden Agrarprodukten eine moderne Vermarktung durchzuführen. 
Al1e~dings muß in diesem Zusammenhang beachtet werden, daß dd1e Erzeuge'l."gemein­
schaften nicht überall von Wichtigkeit sind. In regionaler Hinsicht sind sie vor 
allem dort angebracht, wo in den überregionalen Absaitz eingetreten werden muß. 
Wo der Markt vor der Tür liegt, wird noch die direkte Belieferung einzelner Kun­
den den Vorrang h~ben und dort werden di:e Landwirte auch schwer zur Koopera­
tion zu gewinnen ~~in. Dies ist auch der Grund dafür, daß in den marktfernen 
über·s,chußgebieten bessere Voraus~etzungen für die Gründung von Erz.eugergemei.n­
schaften best~hen als in marktnahen Regi~nen mit einem hohen Anteil -des Direkt­
absatzes. 

3 Tendenzen der Kooperation in der österreichischen Landwirtschaft 

Die bisherigen Fortschritte in der überbetrieblichen Zusammenarbeit, auf welcher 
Rechtsbasi,s auch immer, sind in Östeueich sehr unterschiedlich, in bestimmten 
Sparten sogar ais be1tont zurückhaltend zu beurteilen. Von einer „Kooperations­
euphorie" kann nicht dli.ie Rede s.ein. Der Wille z.ur Zusammenarbeit ist vor allem in 
jenen bäuerlichen Schichten zu beobachten, die· fortschrittlich denken und ein gewisses 
Mindestmaß an betriebswirtschaftlicher Schulung besitzen. 

Wenn man auf dem technischen Sektor von. ·den nur schwer zu eruierenden 1Nachbar­
schaftshilfen, den · doch re·cht zahlreichen Maschinengemeinschaften im engeren 
Smne und den wenigen Ma.schinenge.nossenschaften absieht, bleiben nur etwa 110 

Maschinenringe, die s:eit 1962 in Österreich gegründet wurden.- Recht zaghafte 
Fortschritte macht die Koopexationsbereitschaft auf bäuerlicher Basis in der Ver­
erllungswirtschaft. Nur edn sehr gering.er Teil der· Mastschweine und, Eiier wird 
gemeinschaftlich erzeugt bzw. vermarktet. Wesentlich optimistischer ·i,St die Ent­
wicklung in der Ferkelerzeugung zu beurteilen. Die Rinderzuchtverbände .gelten als 
Prototyp einer· Erzeugergemeinschaft und beistehen schon lange; auf dem Sektor der 
Rindermast ,dagegen ist ·die Kooperationstendenz noch s.ehr gering. Relativ weit 
fortge,schritten ist die Kooperationswilligkeit auf dem Obstsektm, besondeTs in der 
Stei:ermark, .wo aber ein·e Koordination de:s Absatzes der vielfältigen Gemeinschaften 
wünschenswert wäre und teilweise schon in Angriff genommen wird. 

Neben diesen Gemelinschaftsformen jüngeren Datums - die meisten sind im vergan­
genen Jahrzehnt · entstanden - bestehen se4 vielen Jahrzehnten die Raiffeisen­
genoissenschaften, die in bestimmten, S·ehr wichtigen agrarischen Sparten Großes 
geleistet haben. Im Jahre 1969 waren in Öst.erreich 199 landwirtschaftliche Ein- und 
Verkaufsgenossenschaften (Lagerhaus- oder Warengenossenschaften) tätig, die 
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239.000 Mitglieder aufwiesen. Der genossenschaftliche MarktanteH wird bei Brot­
getreide auf rund 70%, bei Brau-, Industrie- und Futtergersite auf etwa 66% 
g'.eschätzt. Der für ein absatzgerechtes Verhalten sehr wichtige genossenschaftliche 
Lagerraum faßte 1970 650.000 t; das entspricht knapp 40% des g.esamten veTfüg­
baren Getreidelagerraumes. 
Die Be- und Verrurbeitung· landwirtschaftliicher Produkte erfolgtt großtefü in den 
VerweTtungsgeno.s·senschaften, die für Milch, Vieh, Wein, Obst, Gemüsre und Holz 
.:.... alierdings in sehr unterschiedlichem Umfang - bestehen. Unter ihnen nehmen 
wiederum die Molkeir1eien und Milchgenossenschaften mit 1250 Betrieben und 
240.000 Mitgliedern eine dominierende Stellung ein. Im Jahr 1968 verarbeiiteten 
die genos,senschaftlichen Molkereien 1,85 Mill. t Milch, rund 90% der gesamten 
Milchmarktleistung. 
Eine übersieht im Anhang zeigt eine schematische Darstellung der gesamten Raiff­
eisenorganisiation. 
In neuester Zeit zeichnet sich überregional folgende eminent wichtige Kooperations­
tendenz ab (2): Im Herbst 1970 s·chlossen sich der Molkereiverband für Steiermark 
und Kärnten und die Stefriische Viehverwertungsgenossenschaft zum Agrarverwer­
tungsverband „Agrossert.a" zusammen, in den der Raiffeisenverband Kärnten als 
Mitglied seine Viehhandelsabteilung und seinen Fleisch- und Wurstwarenvertrieb 
einbrachte. D~eses genossenschaftliche Großunternehmen mit einem erwarteten 
Jahresumsatz von rund 1,2 Mrd. S umfaßt somit die Milchwirtschaft und den genos­
senschaftHch organisierten Viehverkehr der Bundesländer Steiermark, Burgenland 
und Kärnten, und in der Steiermark darüber hinaus einen bedeutenden Anteil der 
Erwerbsohs·tproduktion. Die für Milch und Molkereierzeugnisse befieits bestehende 
gut org•anisiert1e Handelsorganisation wird durch die Sortimentserweiterung mit 
Fleisch, Wurstwaren und Obst noch besser ausgenützt. Die „Agrosserta" besorgt 
durch diese Fusion das Marketing von 25 Milchverarbeitungsbetrieben, soweit diese 
ihre Erzeugung nicht im eigenen Einzugs- oder V.ersorgungsgebiet selbst vermarkten. 
Diese Betriebe erfaßten 1969 rund ein Drittel der österreichischen Gesamtmilchanlie­
ferung. Di1e Steirische Viehverwertungsgenossenschaft brachte in den Verband zwei 
Hande1lsstälile mit einem Fassungsvermögen von zusammen 16.000 Rindern und 
einen Exportschlachthof mit einer Jahresschlachtleistung von 6000 Rindern, 20.000 
Schweinen und 2000 Kälbern ein. 

Femer sind - wie bereits angedeutet - mehrere steirische W arengenosisenschaften 
mit dem neugegründeten Verband übereingekommen, ihm auf Vermittlungsbasis 
den gemeinsamen Absatz des von ihnen übernommenen Obstes - etwa 50% der 
gesamten steiris.chen Edelobstproduktion - zu übertragen. 

Der Grund für -diieise agrarische Großkooperation ist, der konzentrierten Nachfrage 
der großen Handel·sketten ein gebündeltes und vielsei.fig,es Angebot der Landwirt­
schaft gegenüberzustellen. 

4 Oberbetriebliche Gemeinschaften in anderen europäischen Ländern 

4.1 Bundesrepublik Deutschland 

Bayern ist das Ausgangsland der Maschinenrirnge. Schon im Mai 1958 kreierte 
GEIERSBERGER den Gedanken der „Maschinenbank". Obwoh!l man auch in unserem 
Nachbarland di.eser Idee zuerst sehr skeptisch gegenüber-stand, konnten bis 1970 im 
gesamten Bundesgebiet 820 Maschinenringe gegründet we1rden, denen etwa 40.000 
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·"Landwirte angehören. Somit sind rund 3°/o der deuts,ch~n Bauern solchen Koopera­
tionen angeschlossen. Die Schwerpunkte liegen vor alLem in Bayern und Nieder­
sachsen. Die zahlenmäßige Entwicklung der Maschinenringe in der Bundesrepublik 
Deutschland war in den einzelnen Jahren sehr unterschiedlich (3). 1959 gab es 
drei Kooperationen, sozusagen 11Mustermodelle11

, 1960 waren es 18, 1961 34, 
1962 64, 1963 120. Di1ese fast geometrische Reihe stockte bereits 1964 und 1965 
bei 200 bzw. 250. Es war auf Grund psychologischer. Hemmniss.e in der agrar'­
politischen Ansicht eine Stagnation eingetreten. Ein weiterer Hemmschuh in der 
Verbreitung der Ringidee waren. der private und genos:senschaftliche Landmaischinen­
handel, der die B.etniebe. - so GEIERSBERGER - „übemnechamsierte-''. De.r Träg,er de!I' 
Förderung der Maschinenringe ist ein Kuratorium, dem verschiedene Landwirt­
schafts- und Geldorgani·sationen ang~hören. Die Geschäftsfüh:rrer der Ringe werden 
vom Kuratorium angestellt. Sowohl der Bund al,s auch die Länder tragen zur Finan­
zierung bei, die sich aus Beitrittsgeldem, öffentlicher Förderung tind Flächen­
umlag,en zusammensetzt. Der Trend in der BWl!desrepubLik Deutschland geht z.um 
Großring (über 100 Miitgliedier) mit hauptamtlichem Geschäftsführer. 

Daneben gibt 1es noch etwa 38.000 Maschinengemeinschaftten sowie 2500 haupt­
berufliche und 25.000 nebenberufliche Lohnmaschinenhalte!I'. 

In den Bundesländern Bayern und Westfalen entstehen in zunehmendem Maße die 
sogenannten Betriebshelferdienste, die wesentlich dazu beitrageR, die sozLale Lage 
der Landwirte zu verbessern. 

Im Mai 1969 w1111de, .in der BUilldesl'lepubH.k Deuts,chland das „Ges,etz zur Anpas­
sung der landwirtschaftlichen Erzeugung an die Erfordernisse des Marktes" (kurz 
Marktstrukturge1setz) erlaStSen. Dies,es Gesietz stellt die rechtlich.e Basi,s für die 
Gründung und Förderung der Erzeugergemeinschaften dar. Im einzelnen heißt es (4): 

„Erzeugergemeinschaften im Sinne dieses Gesetzes sind Zusammenschlü.sse von 
Inhabern landwirtschaftlicher oder fischwirtschaftlicher Betriebe, die gen:ieinsam 
den Zweck verfolgen, die . Erzeugung und den Absatz den Erfo~demissen des 
Marktes anz.upas1sen.". Im Gesetz sind 37 Erzeugnisse aufgezählt, mit denen sich 
diese Gemeinschaften befassen dürfen; Erweiterungen sind möglich. 

Des weiteren heißt es: 

„&zeugergiemeinschaften Ullid ihre Viereinigung.en werden nach Maßgabe dies1e.s 
Gesetzes gefördert, wenn sie von den nach Landesrecht zuständigen Behörden 
anerkannt werden." Von diesen Anerkennungsbestimmungen seien hier nur die 
wes,entl1ichsten erwähnt. Danach muß eine Erzteugergememschaft 

a) juristische Person des Privatrechts sein; 

b) m.inde,stens 7 Mitglieder haben; 

c) ihre Mitgilieder zur Beitragsleistung verpflichten; 

d) folgende· Bes,timmungen in der Satzung verankern: 

• Ve:rpflichtung der Mitglieder, bestimmte Erzeugungs- und Qualitätsregeln 
einzuhalten, 

• das Re,cht und diiie Pflicht der Erzeugergemeinschaft, die Einhaltung dieser 
Regeln zu überwachen, 
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• die Verpflichtung der Mitglieder, ihre gesamten zur Veräußerung bestimm­
ten Erzeugnisse durch die Erzeugergemeinschaft zum Verkauf anbieten zu 
lassen, 

• Vertragsstrafen bei schuMhaftem Verstoß gegen wesentliche MitgJiedschafts­
pflichten. 

Die Festsetzung von MindesteTzeugungsmengen, die von Erzeugergemeinschaften 
erreicht werden müssen, damit sie staatlich anerkannt werden können, ist von 
besonderer Bedeutung: Die Mindestproduktion einer Erzeugergemeinschaft für 
Schlachtvieh beträgt pro Jahr 2000 Rinder oder 2000 Kälber oder 20.000 Schlacht­
schweine (eine Übergangsregelung sieht für den Anfang nur 16.000 vor) oder 
5000 Schafe oder eine Gruppe dieser Tiere, die nach einem besonderen Schlacht­
vieheinheitenschlüssel mindestens 4000 Einheiten umfassen muß. Eine Erzeuger­
gemeinschaft für Ferkel muß mindestens 20.000 Stück im Jahr anbieten können, 
eine solche für Milch mindestens 7,5 Mill. kg Mikhwert (1 kg Milchwert= 1 kg 
Milch mit 3,7°/o Fett) oder eine Gruppe verwandter Erzeugnisse - Milch, Rahm, 
Butter, Käse, Topfen - mit mindestens 15 Mill. kg Mikhwert. Bei Jungmastgeflügel 
beträgt die Mindestmenge 2000 t, bei Enten und Gänsen 750 t, bei Bern 18 Mill. 
Stück, bei Legehennenkücken 1 Mill. Stück, bei Junghennen 0,5 MiH. Stück, bei 
Bruteiern für Legerassen 3,6 MiU. Stück und bei Bruteiern für Mastrassen 5 Mill. 
Stück. 

Die finanziellen Hilfen werden nur für 3 Jahre gewährt .und nehmen vom ersten 
bis mm dritten Jahr ab. Dabei handelt es sich vor allem um Start- und Investitions­
beihilfen. Die Startbeihiifen sind im ersten Jahr auf 3°/o, im zweiten Jahr auf 2% 
und im dritten Jahr auf 1 % des Wertes der von der Anerkennung erfaßten ver­
markt1eten Erzeugung beschränkt. Investitionsbeihilfen können Erzeugergemeinschaf­
ten bis zur Höhe von 25°/o der Investitionskosten erhalten (5). Wesentlich ist auch 
die Bestimmung, daß nicht nur Erzeugergemeinschaften oder ihre Vereinigungen 
finanzielle Untersfützung erhalten, sondern auch Handels-, Be- und Verarooiltungs­
betriebe, die mit Erzeugergemeinschaften an bestiII'l\mte Bedingungen geknüpfte 
Lieferverträge abschlii.eßen. 

Im Juli 1970 gab es in der Bundesrepublik Deutschland bereits etwa 300 Erzeuger­
gemeinschaften; davon sind aber erst 116 rechtlich anerkannt worden. In den ein­
z,elnen Produktionsrkhtungen waren die Fortschritte, wie die folgende Aufstellung 
zeigt, . recht unterschiedlich (6): 

Zahl der Erzeuger­
gemeinschaften 

Qualitätsgetreide 911 

Fische 19 

Wein 22 

Milch 21 

Zierpflanzen 1. 

Schlachtvieh, 
insbesondere Schlachtschweine 82 2 

1 Schon vor 1969 als Anbauzusammenschlüsse entstanden. 
2 Davon 42 anerkannt; von diesen 82 waren aber schon vor 1969 46 als Genossenschaften 

tätig. 
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Schwächer war der Kooperationserfolg im übrigen Bereich: 
Zahl der Erzeuger­

gemeinschaften 

Ferkel 
Kartoffel 

19 (davon 9 anerkannt) 
19 (3) 

E~r 11 ~) 
Schlachtgeflügel 10 (o) 
Gemüse 8 (o) 
()bst 2 (o) 

Den 300 Erzeugergemeinschaften zusammen gehören etwa 129.000 Mitglieder an 
(= knapp 10% der deutschen Landwirte). 
Es wurde a.1so erst rund ein Drittel der gegründeten Gemeinschaften anerkannt; 
das ist vor allem auf diie hohen MindestanfoI1derung.en zurückzuführen. In Hinkunft 
ist beabsichtigt, die Durchführungsverordnungen für die noch ausständigen Sparten 
zu lockern. 

4.2 Frankreich 

Im Jahr 1961 wurden die ersten Verträge zwischen Gemüseproduzenten und Kon­
servenfabriken unter Aufsicht dre.s F()RMA ( = Zusanunenfassung verschiedener 
landwirtschaftlicher Marktfonds in einem einzigen Agrarmarktfonds) abgeschlossen. 
Ein Jahr später wurden die Grundlagen für die Bildung von Erzeugergemeinschaften 
gesetzlich verankert. Auf Grund dieses Gesetzes fallen diesen agrarischen Gemein­
schaften in V.erbindung mit den gewerblichen Verarbeitung·sbetrieben folgende Auf­
gaben zu: ()rganisation der Erzeugung~ . Erlassung von Qualitäts.normen, Fest­
setzung von Miinde·stpreisen und die Preisregulierung. 
Solche Erzwgergemeinschaften, die vom Landwirtschaftsministerium anerkannt wur­
den, erhalten Staatsbeihilfen für Lagerung, Verarbeitung, Verpackung und Absatz-
förderung. · 

Der Aufbau der Erzeu~ergemeinschaften erfolgt in Frankreich in zwei Stufen: 
a) durch Anerkennung der Erzeugergemeinschaften (Groupements des producteurs) 
b) durch Zus.ammenschlÜsse dieser Erzeugergemeins.chaften zu Agrarmarktverbänden 

(Comitee economique agricole) auf regionaler Basis. 

Die Mindestproduktion beträgt z. B. bei Gemüseerzeugergemeinschaften 300 ha 
Gemüseanbaufläche, bei Schweinemastgemeinschaften mindestens 8000 Schweine 
pro Jahr. 

Ende 1970 bestanden in Frankreich 850 amtlich registrierte Erzeugergemeinschaften, 
die in der Produktion U111d Vermarktung zusammenarbeiten. Mit 1der Vieh- und 
Fleischerzeugung befassen sich davon 248 Gemeinschaften, 123 haben sich auf 
Gefilügel und Ei1er speziailrisiert. Der Aniteil de.r ErzeugergemeiJ;lschaft,en an der 
Gesamtproduktion beträgt beim Schlachtge.flügel rund 40%, bei den Eiern etwa 
25%, bei Gemüse ca. 15°/o„ bei ()bst 35-40%, bei Pflanzkartoffeln sogar 95°/o. Auf 
die Rinder-prod.uktion entfällt eine relativ kleine Quote von nur 8%.· In der markt­
fernen Bretagne erfassen diese Gemeinschaften das ge1samte Angebot von Karfiol, 
Artischocken und Frühkartoffeln. In Mittelfrankreich und .in den Pyrenäen. erzeu­
gen sie ein Drittel bts zur Hälfte der dortigen Apfelproduktion (7). 

In Frankreich werden erhebliche öffentliche Mittel zur Förderung der Erzeuger­
gemeinschaften ausgegeben. Diese erstrieckt sich nicht nur auf die Gemeinschaften 
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selbst, sondern die Mitglieder werden auch bei der Vergabe von sonstigen Investi­
tionsbeihilfen bevorzugt behandelt. 
Bei .der überbetriieblichen Maschinenverwendung in der französischen Landwirtschaft 
handelt es skh vor aHem um Maschinengemeinschaften auf Dorfebene, die eigene 
Mechani1er beschäftigen; die Abrechnung wird über Dorfbankkonten vorgenommen. 
Diese ruilid 30.000 Gemeins,chaften tätigen 40% der Maschinenkäufe des ganze:n 
Landes (8). Ferner gibt es 13.500 Maschinengenossenschaften, deren Entstehung 
bis 1911 zurückrieicht (9). 

Weiters bestehen in Frankreich sogenannte Betriebsgemeinschaften (Gruppenland­
wirtschaften), deren Originalbezeichnung „Groupements agricoles d'exploitation en 
commun" (Zusammenschlüsse landwirtschaftlicher Betriebe zur gemeinsamen Nut­
zung) laute1t. Etwa 1500 solcher Vollfusionen gibt es in Fiiankreich; die Hälfte befin­
det sich allerdings in Familienbesitz. Die durchschnittliche Fläche je Unternehmen 
beträgt 115 ha. Außerdem bestehen rund 160 Teilfusionen, von denen 40% die 
Schweineerzeugung a1s Produktionsziel haben (10). Über die wirtschaftlichen und 
sozialen Erfolge der Gruppenlandwirtschaften liegen recht unterschiedliche Meldun­
gen vor. Probleme treten vor allem hinsichtHch des Steuerrechtes, beim Erbgang 
und in der Ausübung der individuellen Freiheit auf. 

4.3 Schweiz 

In der Schweiz sind Nachbarschaftshilfen und Maschinengemeinschaften seit langer 
Zeit stark verbreitet. Anfang der sechziger Jahre kam es zur Gründung der ersten 
Maschinengemeinden (= Maschinenringe), die sich vor allem an der deutschen 
Grenze ausbreiteten. 1968 gab es 75 solcher Kooperationen mit etwa 1600 Mit­
gliedern; der Kleinring ist vorherrschend. Während man diesen Gemeinschafts­
formen im Flachland große Chancen einräumt, ist man in reinen Grünlandgebieten 
wegen der Schwierigkeiten bei der Heuernte und ungünstiger Geländeverhältnisse 
eher skeptisch. 
Auch in der Viehhaltung gibt es Beispiele einer neuzeitlichen Kooperation. Es han­
delt sich dabei um 7 Gemeillns-chaftssitallungen im Kanton Wallis. Insgesamt sind 
daran etwa 50 Landwirte beteiligt, die sich dadurch teilweise einem anderen Haupt­
erwerb zuwenden konnten. Die Betreuung des Viehstandes hat einer der Bauern 
als Melker übernommen, das Futter wird in den einzelnen Betrieben erzeugt. Im 
Vergleich mit Familienbetrieben des Schweizer Flachlandes zeitigten diese Zusam­
menschlüsse jedoch meist negative Ergebnisse (11). 
Viel stärker al1s die erwähnten Gemeinschaftsformen ist die vertikale Integration 
auf Vertragsbasis ausg,ebaut. Hi1er spielien die genosisens,chaftlichen Migrosunter­
nehmen „Optigal" (Geflügelm;ast) und „Optiporc" (Schweinemast) eine große Rolle. 
Im Jahr 1968 wurde beispielsweise mit 400 landwirtschaftlichen Vertragsbetrieben 
auf dem Schweizer Mastgeflügelmarkt ein Marktanteil von 22% erzielt (12). 

4.4 Niederlande 

In den Niederlanden wurde schon sehr früh mit deT Erfassung und lntegrierung 
von Agrarerzeugnisrsen begonnen. Im Jahre 1950 wurden die sogenannten Wirt­
schaftsschappen auf horizontaler Ebene, die HauptwirtschaH.s·schappen (ihre regio­
nalen Zusammenschlüsse) und schHeßlich die Produktschappen (vertikale Zusammen­
schlüsse) ins Leben gerufen. Die Produktschappen wm1den nach folgenden Produk­
tionszweigen gegliedert: Vi1eh und Fleisch, Mikhwirtschaft, Geflügel und Eier, 
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Gartenbausaaten, Margarine, Fette und Öle, destiJIJi.erte Getränke, Gartenbau­
produkte (einschl. Kolonialwaren), Gemüse und Früchte, Ziergewächse, Fische 
und Fischprodukte. 
Der Sozfa.lwirtschaftliche Rat (SER), der gleichzi:füg geschaffen wurde, bildet das 
oberste Organ der genannten Körperschaften, die öffentlich-rechtlichen Charakter 
haben (13). 
1959 kam es in der Provinz Friesland zum ersten Versuch einer B·etriebshelferg.emein­
s·chaft. D~es.e Ldee vierbl'leitete Slich später auf das angl'lenz1ende No!'lddeutsch1and und 
ist heute u. a. in Nordrhein-Westfalen stark verbreitet. 
Weiters gibt es in den Niederlanden eine sehr große Anzahl von Lohnunternehmen 
und Maschinengemeinschaften. . 
Die Vertragslandwirtschaft ist stark ausgebaut: 95°/o der Schlachthühner, 40% der 
Schla·chtschweine und 65°/o der Schlachtkälber wer,den auf Vertragsbasis erzeugt. 
Allierding.s ist in vielen Fällten dte Verhandhmgsstärkie der Landwirte (Enz1elv1er­
träge) den mächtigen Verarbeitungsbetrieben gegenüber sehr gering. 

4.5 Nordische Staaten 
In Schweden wurden während des Zweiten Weltkrieges Lohnunternehmen, 
sogenannte Maschinenstationen, eingerichtet, die skh gut bewährt haben. Dieses 
Beispiel wurde in vieJen anderen europäischen Ländern nachgeahmt, konnte sich 
aber nicht überall durchs,etzen (auch in Österrekh nicht). 
Maschinenringe gab es 1969 in Finnland 5 und in Dänemark 2 (3). 
Die Gruppenlandwirtschaften haben sich in den nordischen Ländern nicht durchge­
setzt. Man will im Zuge der gegenwärtigen tiefgreifenden Strukturbereinigung 
leistungsstarke Einzelbetriebe schaffen. Selbst in Dänemark, wo in früheren 
Jahren ein gewisser Trend zur gemeinschaftlichen Landbewirtschaftung ·bestanden 
hatte, wurde die Notwendigkeit größer·er Einzelbetriebe erkannt und die Gemein­
schaftskuhställe und 5auenhaltungsgenossenschaften sind nur' Bcispiele geblieben. 
Die horizontale Zusammenarbeit ist im Vergleich zur Vertikalintegration kaum zu 
beobachten. 
Besonders Dänemark und Schweden sind auf dem Gebiet der Vermarktung (Vertikal­
integration) stärker gemeinschaftlich ausgerichtet, wobei aber die herkömmlichen 
genos.senschaftlii.chen Formen bei weitem überwiegen; so werden z.B. in Schweden 
98% der angelieferten Milch genossenschaftlich erfaßt, die Schlachtrinder und 
-schweine zu 80%, die E.rer zu 65°/o und das Getreide z.u 70%. Die Tendenzen zur 
weiteren Fusion auf dem genossenschaftlichen Sektor sind sehr stark. So will man 
in Schweden die Molkereiindustrie in 5 große Regionen zusammenfassen und plant 
die Billdung einex e~nzigen Molkereigenos.senschaft für ganz Schweden! Innerhalb 
der Schlachtereiorg.anisation sollen die noch bestehenden 20 Schlachtereiverbände 
zu 5 Regfo:nalverbänden konzentriert we!I'den. Eilil. Vergleich zwischen den OECD­
Ländern hat ergeben, daß dte schwedische Schlachtereiorganisation ihren Lieferanten 
dank rationeller Betriebsführung den höchsten Anteil am Großhandelspreis ermög­
licht, obgleich Schweden die höchsten Arbeitskosten in Europa aufweist (14). 
Im Gemüsebau spielt die Vertragsilandwirtschaft eiine große Rol1e (Felix u. a.). 

Betrachtet man die Entwicklung der überbetrieblichen Gemeinschaften in anderen 
Ländern, so liegen die Schwerpunkte, neue Formen in der Agrarerzeugung und 
-vermarktung zu bilden, eindeutig in der BRD und in Frankl"eich; nicht .zuletzt 
deshalb, weill die gesetzlichen Voraussetzungen dafür vorhanden sind. 
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S P.E Z 1 E L L E R T E 1 L 

1 Einleitung und Methodi,k 

Die vorliegende Studie befaßt sich in 11 Kapiteln mit ·der Entwicklung Ullld dem 
Stand der überbetriebldchen Gemeinschaften in der österreichischen Land- Ullld Forst­
wirtschaft. Dabei WUT.de das Hauptaugenmerk auf jene Gemeinschaftsformen gerich­
tet, die sich in den letzten J ahJ:'en am stärksten entwickelt haiben. Für diese Unter­
suchung wurde vom Agrarwirtschaftlichen Institut des Bundesministeriums für Land­
und Forstwirtschaft im Herbst 1969 eine Erhebung durchgeführt und die für die 
einzelnen Gemeinschaftsformen speziell erstellten Fragebogen ausgewertet. Die 
Frag,ebogen waren an die betreffenden Gemeinschaften bzw. " aI). die Bezirksbauern­
kammern zur Weiterleitung an die in ihrem Bereich liegenden Gemeinschaften aus­
gesendet worden. 
Darüber hinaus wurden die · Auswertungs.ergebnisse mit der einschlägigen Fach­
literatur verglichen und ergänzt sowie Daten aus der landwirtschaftlichen Maschinen­
zählung verwendet. 
Gleich zu Beginn sei darauf hingewiesen, daß auf dem Gebiet der Kooperation sehr 
viel in Fluß i1st, wodurch manche Zahlenangaben zur Zeit der Veröffentlichung schon 
wieder überholt sein könnten. DieSie Datenaliterung trifft jiedoch für jede Erhebung 
zu, die sich mit dynamischen AufgahensteJlungen zu beschäftigen hat. Mitunter war 
es notwendi!g, Vergleiche mWt der amtliichen Statistik anzustel1en, sodaß sdch die 
Zahlen auf den Zeitraum von 1967 bis 1970 erstrecken; darauf wird aber jeweils 
hingewiesen. 
Es konnten selbstverständlich nicht alle Gemeinschaften in den Berechnungen berück­
sichtigt oder gar einzeln beschrieben werden, sondern nur jene, von denen brauch­
bare Unterlagen eingelangt ·sind. Konsequenterweise hätten sämtliche Sparten des 
Genossenschaftswesens erfaßt wer.den müssen; das hätte jedoch ,den Rahmen des 
Vorhabens gesprengt. Schließlich sind viele Genossenschaften und deren Verbände 
seit Jahrzehnten ilI1. bestilmmtien Sparten erfolgreich tätig und haben sich einen be­
trächtlichen Marktanteil geschaffen, sodaß skh eine eig,ene Abhandlung .~,rübrigt 
hat. Die reine Vertragslandwirtschaft zwischen dem Abnehmer und dem eim:elnen 
Produzenten wird IlJUr am Rande erwähnt, weil als Kriterium für den Begriff 11über­
betrieblich" von uns ein gemeinschaftlicher Zusammenschluß - auf wrelcher Recht:s­
basis auch immer - vorausgesetzt wurde. Die Unterschiede zwischen überbetrieb­
lichkeit und Vertragslandwirtschaft sind allerdings mitunter subtil, wei[ die Über­
gänge fließend sind. 
Der Rübenbau als Übergang von der Vertragslandwirtschaft zur 'Ü.berbetrieblichen 
Gemeinschaft wird wegen seiner unproblematischen und bewährten Organisations­
form nicht behandelt. Auch die Tierzuchtverbände, die man wohl als Prototypen 
von Erzeugergemeinschaften ansehen kann, wuroen aus ähnlichen Oberlegungen 
nicht berücksichtigt. 

2 Die überbetriebllche landtechnische Zusammenarbeit 

Während sich il11 der Indusme deT technische Forts1chritt schon i:im 19. JahrhU!Il.dert 
ausgewirkt hatte, begann der energiewirtschaftliche Umbruch im bäuerlichen Lebens­
und Arbeitsbereich erst zu Beginn der dreißiger Jahre. 1939 standen der öster­
reichischen Landwirtschaft erst rund 1700 Traktoren zu Verfügung, doch um 1950, 
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als diie inländische Landmaschinenerzeugung angelaufen war, begann eine stürmische 
Entwicklung der Traktorinv1estitionen bei gleichzieitiger starker Abnahme des Pferde­
bestandes. 

Zwischen 1951 und 1960 hat skh die Traktoirenanzahl versechsfacht, im Dezennium 
1960-1970 verdoppelt. Die Zahl der Pferde ist von 1951 bis 1961 auf die Hälfte 
gesunken, im Dezennium 1960 bis 1970 auf ein Drittel. 

Ursachen bzw. Folgen dieser rasanten Motorisierung: 

a) Einsparung und Ersatz von Arbeitskräften 

b) Erleichterung und. Verfeinerung der Landarbeit 

c) Steigerung der Produktion und der Produktivität und somit des Einkommens. 

Dieser rasche Umstellungsvorgang im agrarischen Wirtschaftsbereich ist keineswegs 
nur organisch gewachsen, sondern wurde stark von der Maschinenindustrie, also 
von außen, beeinflußt. Sie stellte in reichlichem Ausmaß technische Produktions­
mittel für den Landwirt bereit, der sie aber bei weitem nicht immer nach wirtschaft­
lichen Grundsätzen kaufte. Es wäre daher an der Zeit, daß die Landwirte geschlossen, 
z.B. in Form der überbetrieblichen Kooperationen, ihre technischen Wünsche an die 
Industriie herantragen, damit das Angebot künftig in vermehrtem Umfang den prak­
tischen und wirtschaftLichen Erfordernissen der Landwirtschaft entspricht. 

2.1 Der Umfang der gegenwärtigen Mechanisierung 

Laut landwirtschaftlicher Maschinenzählung vom 3. Juli 1969 gibt es in Österreich 
239.486 Traktoren. Die Zunahme der Zahl der Traktoren gegenüber dem Vorjahr 
war prozentuell am niedrigsten ( + o,6%) bei deir Größenklasse bis 18 PS, am höch­
sten hdngegen ( + 12,8%) bei den Traktoren über 30 PS. Der Schwerpunkt der 
Anschaffungen lag ~n der Leistungsgröße von 40 bis 50 PS; damit kommt also der 
Tre!_ld zum größeren Traktor klar zum Ausdruck. 
Der Bestand an Selbstfahrmähdreschern im Alleineigentum vermehrte sich seit 1968 
um über 1000 Stück auf iinsgesiamlt 14.849 im Jahr 1969. Die relative Zunahme fag mit 
7,3°/o gleich hoch wie 1968. Die Zahl der Mähdrescher im Miteigentum hat sich um 
fast 2% erhöht und betrug im Juni 1969 7931 Stück. Somit sind von den 22.780 
Selbstfahrmähdreschern 35~10 im Miteigentum und 65% im Alleineigentum. Die 
Gesamtzahl der Mähdrescher belief sich auf rund 26.500 Stück. 
Eine imposante Zunahme ist bei den Ladewagen zu verzeichnen. Im Jahre 1966 
wu~den bei der Maschinenzählung 16.600 Stück ermittelt, 1969 bereits 46.000 
geschätzt. 
Angesichts dieser 11Technisierungslust", die zu beträchtlicher Verschuldung und oft 
einschneidendem. Substanzabbau in vielen landwirts,chaftlichen Betrieben beigetragen 
hat, aber auch im Hinblick auf die Bedeutung der Landwirtschaft als Kunde der 
Indus1trie und des Gewerbes, erscheint es angebracht, den annähernden Wert dieser 
technischen Investitionen festzuhalten: Innerhalb des letzten Dezenniums wurden 
jährlich 3 bis 4 Mrd. S für den Ankauf von landwirtschaftlichen Maschinen und 
Geräten aus.gegeben. Berücksichtigt man zusätzlich die Aus.gaben für diie Instandhal­
tung, so ergab sii.ch 1969 ein Gesamtbetrag von rund 5,2 Mrid. S. Deir nomineUe Auf­
wand der gesamten Bruttoinvestiti()([len im technischen Bereich stieg 1969 um 12,5°/o 
auf 3,57 Mrd. S, einschließlich Anhänger und Lastkraftwagen um 11 % auf 
3,97 Mrd. S (15). 
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2.2 Sinn der kooperativen Maschinenverwendung 

Um die Wirtschaftlichkeit des Einsatzes der technisd1en Produktionsmittel zu ver­
bessern, gibt es verschiedene Möglichkeiten, und zwar: 
a) Vereinfachung des Bet:niiebes, d. h. einzelne Betriebszweige aufzugeben und die 

verbleibenden auszuweiten. 
b) Flächenvergrößerung des Betriebes durch Zukauf oder Zupacht. 
c) Sind die erwähnten Alternativen nur schwer oder gar nicht realisierbar, so -i~t 

die überbetriebliche Maschinenverwendung der einzige Weg, der hohen Kosten­
belastung durch den Maschinenpark entgegenzuwirken. 

W.enn man bedenkt, daß Österreichs Landwirtschaft derzeiJt mit einem Mas1chinen­
kapital von rund 30 Mrd. S (Zeitwert) belastet ist, die fixen und variablen Kosten 
zusammen etwa ein Viertel dieses Betrages ausmachen, die Vollmechanisierung in 
sehr vielen Betrieben jedoch noch immer nicht erreicht werden konnte, so ·stimmt 
diese Erkenntnis nachdenklich. Wenngleich die Landwirts.chaft innerhalb der Volks­
wirtschaft einen Sonderstatus zu genießen scheint, so gelten für sie sowohl global 
als auch einzelwirts.chaftlich ges·ehen die kalkulatorischen Gesetze des Wirtschaftens. 

2.3 Formen des überbetriebHchen Maschineneinsatzes 

Es gibt zwar in rechtlicher und arbeitstechnischer Hinsicht verschiedene Formen der 
überbetrieblichen Mia:schinenverwendung, doch ist ihnen der wesentlichste Grund­
gedanke gemeinsam: Senkung der technischen Investitionen des Einzelbetriebes 
und somit V erringieruing der Erzeugungskosten. 
Wie folgende Einteiilung zeigt, kann der Weg, dieses Ziel zu errekhen, verschieden 
sein. 

2.3.1 Die Nachbarschaftshllfe 
2.3.1.1 Die herkömmliche (nicht organisierte) Nachbarschaftshllfe 

Bei dieser Form stehen die Maschinen und Geräte im Eigentum des betreffenden 
Landwirtes und werden dem Nachbarn auf Wunsch zur Verfügung gestellt. Meist 
handelt es sich um zwei bi1s drei Bauern, die diese nachbarliche Hilfeleistung münd­
lich und unregelmäßig vereinbaren. 

Vorteile 
Vermeidung unnötiger Kapitalbelastun­
gen 
Jeder Landwirt bleibt Eigentümer sei­
ner Mascltinen (Reparaturen und War-
tung gehen somit zu seinen. _Lasten) 
Bessere Ausnützung der Maschinen 
Förderung des Zusammengehörigkeits-
gefühls durch vermehrte Zusammen-
arbeit 

Beschränkung 
Nachbarschaft 

Nachteile 
auf die unmittelbare 

Diese Art der Zusammenarbeit ist in Österreich sehr verbreitet, für ihren Umfang 
können aber keine genauen Zahlen angegeben weriden. Schätzungsweise ist davon 
etwa jeder dritte Landwirt betroffen. 
·Gewerberechtliche Beurteilung (16): 
Gewerberechtlich muß noch zwischen unentgeltlicher und entgeltlicher Nachbarschaft~-
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hilfe unterschieden werden. Die unentgeltliche Aushilfe ist ohne Rücksicht auf ihren 
Umfang gewerberechtlich zuläsisig, weil der Aspeikt der „Entgeltlichkeit" fehlt. 

Wird entgeltliche Aushilfe nur einmalig geleistet, also besteht keine Wiederholungs­
absicht, so ist laut Ges1etz keiiine gewerbliche Tätigkeiit ~egeben. Im Wdederiholu:ngs­
fall jedoch gilt, daß diese Tätigkei-t nur dann von der Gewerbeordnung ausgenommen 
ist, wenn a 11 e der ,im Kundmachungspatenrt zur Gewerbeoiidnung (KMPzGewO.) in 
Artikel V, 11t. a, fostges:etzten Bedin1gu;ngen edüUt sind, und zwar sind dies: 

e Die Leistung m,uß von einem Landwirt für einen anderen land- und forstwirt­
schaftlichen Betrieb erbracht werden. 

• Die betreffende · Landmaschine muß hauptsächlich im eigenen land- und forst­
wirtschaftlichen Betrieb verwendet werden. 

• Die Arbeiten dürfen nur in der eigenen oder den unmittelbar angrenzenden 
Ortsgemeinden verrichtet werden. 

• Wenn es sich um die Besorgung von Fuhrwerksdiensten handelt, dürfen nur 
solche Maschinen verwendet . werden, die in ihrer Größe und Leistungskapazität 
den Bedürfnis·sen des eigenen land- und forstwirtschaftlichen Betriebes angepaßt 
sind, und es darf sich nur um im Kundmachungispaihmt genau definierte „landwirt­
schaftlkhe Transporte" handeln. 

Wenn bei der entgeltlichen NachbarschaftshLilfe der angeführte Rahmen überschrit-:· 
ten wird, so betreibt der be1treff.ende Landwirt das freie Gewerbe der Masdrinenver­
mietung und benötigt dazu einen Gewerbeschein. 

Als Übergang zum Maschinenring kann man auch die „nachbarliche Zusammen.:. 
arbeit" (16) nennen; damit ist eine Art erweiterte Nachbarschaftshilfe gemeint, bei 
der Maschinen und Geräte planmäßig untereinander verliehen wierden. Rechtlich 
gesehen kann von der Gewerbebehörde eine Gewinnaibsicht - und damit eine 
gewerbsmäßige Tätigkeit - unterstelllt werden, rumal es Slich um einen Austausch 
von Sachleistungen handelt. 

2.3.1.2 Die organisierte Nachbarschaftshilfe (Maschinenring) 1 

Wie der gegenwärtige Trend erkennen läßt, kommt dem Maschinenring besondere, 
in einigen Jahren wahrscheinlich zentrale Bedeutung zu. Aus diesem Grund erfolgt 
eme ausführliche Behandlung dieser Form der Zrnsamme:n.arbeit in einem eigenen 
Abs.chnitt (2.4). 

2.3.2 Die Maschinengemeinschaften 

Typisch für die Maschinengemeinschaften r:üst, daß Ankauf, Verwendung und War­
tung der technischen Einrichtungen ·auf gemeinschaftlicher Basis erfolgen. Um Dif­
ferenzen beim Ausscheiden eines Mitglieds oder beim Auflösen der Gemeinschaft 
zu vermeiden, ist es für größere Gemeinschaften empfehlenswert, schriftliche V er­
träge abzuschließen. 

Bei den Maschinengemeinschaften kennt man zwei Typen: 
Maschinenkleingemeinschaften: Etwa 2 bis 5 Landwirte setzen ihre Maschinen 
gemeinschaftlich ein. Es besteht Anteilseigentum; die W·artung wird meist von einem 
Mitglied übernommen. Zur Verwendung gela:ngen vor allem Fe1dhäcks1er, Ablade­
gebläse, Bunkerköpfroder und Mähdr;escher („Mähdrus,ch-Kleiingemeinschafben"). In 

1 In der Bundesrepublik Deutschland auch Maschinenvermittlung oder (eine Zeitlang) 
Maschinenbank genannt. 
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Östern~ch' giht es nmd 8000 Kleingemeinschaften für Mähdrescher, 1200 für Kartof­
fielvo\Llernter und etwa 1000 für Rübenvollerntemaischinen (15). 
Maschinengroßgemein.schaften: Hier handelt es sich um einen Zusammenschll.uß von 
einer Anzahl ;von Landwirten, die 5 nicht wesentlich übersteigt, zum Zwecke der 
gemeinschaftlich~n Maschinenbenutzung, wobei vor allem Maschinen mit größerer 
Leisitungskap:a~itätt vorhanden sind. Besonders ~e.eignet ·erscheinen: GüUe-(Jauche-) 
Druckfaß, Trocknun.gisanlagen (z. B. Maistrocknurigs~meinschaften), Buschholzhack­
masdünen, Schädlingsbekämpfungsgeräte u. a. Zur Pf1eg.e und Bedriienung ide.r 
Maschirnen wdirid oft eine eigene Fachkraft herangezogen. &e g.ewiss1e Konkurren­
zierung mit entstehenden Maschinenringen kann mitunter beobachtet werden. In 
Österreich gibt e:s rund 4000 Mas·chd.nengroßgememschaf~ein ( 15). 

Vorteile Nachteile 
Verteilung der Lasten des Investitions- Einschränkung des V.erfüguing.srechts 
kapita·ls auf mehrere Besitzer über die Maschinen, daher ein gutes 
Die Fixkosten verteilen sich auf größere Vemältnis -unter den Teilhahem nötig 
Einsatzflächen Erhöhte Reparaturanfälligkeit 
Erhöhte Schlagkraft durch stärkere Streitereien, wenn keine schriftlich~J.1, 
Maschinen Verträge vorhanden sind · 

Gewerberechtliche· Beurteilung (16): 

Vergeibührung dteser Verträge mit 2% 
des eingekommenen Vermögens 

In zivilrechtlicher Hin~icht liegt Miteigentum vor. Sofange die Miteigentumsanteile 
ungefähr dem Ausmaß der . Nutzungen entsprechen, ist diese anteilsmäßige Nutzung 
nicht ail.s gewerblich anzusehen. Wird_. die .G~emschafttsinaschine auch auf Bietmehen 
verwendet, deren Besitzer nicht der Gemeinschaft angehören, ist diese Tätigkeit nur 
dann ei:ne gewerbliche, wenn die im Artikel V Iit. a, KMPzGewO. g.ezogenen Gren:­
zen überschritten werden. 
Steuerrechtlich gesehen unterliegen die Leistungen der Maschinengemeinschaft nicht 
der Umsatzsteuer (gemäß § 41 Abs. 1, Z. 23 des Umsatzsteuergesetzes 1959). Hinge­
gen unterliegen Leis1tungen außerfi.alb der betreffenden Gemeinschaft der Umsatz­
steuer. 
Die überbetriebliche Zusammenarbeit in der österreichischen Landwirtschaft ist nicht 
ein g[ücklicher Einfall des vergangenen Jahrzehnts, sondern wurde schon seit Jahr­
hunderten in verschiedener Form· praktiziert, wie einleitend beschrieben wurde .. Im 
Detail sind folgende Anfänge der . technischen Zusammenarbeit in Form einer 
Maschiineng.emeilnschafit aus N ats.chbach im südlichen Niederösterreich mtel.'less.ant, 
die FotTINEK 1967 beschrieben hat (18). Wegen der historischen Bedeutung dieser 
Gemeins,chaft werden hier .eii.nig.e kurze Auszüge wiiedergeg1ebe.n: 
„Bei Neunkirchen, NÖ, in 360 m Seehöhe betreiben die 17 Bauern des Dorfes Natschbach 
Acker-Grünlandwirtschaft. Im Jahre 1895 wollte man eine Viehwaage anschaffen. Für den 
einzelnen- wäre die Ausgabe zu hoch gewesen. Durch den gemeinsamen Ankauf war der 
zu leistende Betrag für jeden erschwinglich und doch hatten alle nahezu den gleichen Vor:­
teil wie bei Eigenbesitz, weil trotz der vielen. Partner jeder die Waage benützen konnte, 
wenn er sie brauchte (die Waage stand iibtigens 69 Jahre in Verwendung). Nach der 
Waage wurde eine Sämaschine angeschafft, ein paar Jahre später eine Dreschgarnitur mit 
Strohpresse; als dann vor 20 Jahren die große Mechanisierungswelle einsetzte, überlegte 
man vor jedem Maschinenkauf, ob Gemeinschafts- oder Einzelkauf vorteilhafter wäre . . . 
(Anmerkung: . denn nicht alle Maschinen eignen sich zur gemeinschaftlichen Verwendung.) 

Die gemeinschaftlich. genutzten Landmaschinen: Kultivatoren, Stachelwalze, Sattelspritze, 
.Ladewagen, Schrotmühle, Brlickenwaage, Scheibenegge, Cambridgewalze, Einzelkornsä-
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maschine, Kartoffellegemaschine, Viehwaagen u. v. a. m ... . Besonders hervorzuheben ist 
noch, daß derartige Leistungen und Gegenleistungen in Natschbach nur abgesprochen und 
nicht schriftlich festgehalten werden. Die von Nachbar zu Nachbar getroffenen Verein­
barungen werden dennoch klaglos eingehalten. Dieses gute Verstehen zeigt von einer 
Reife, die wohl nur in jahrzehntelanger Zusammenarbeit erwächst. In neugegründeten 
bäuerlichen Zusammenschlüssen ist sie noch nicht zu erwarten, man hält sich in diesem 
Falle besser an die Maschinenselbstkosten-Richtsätze der Landwirtschaftskammer, die 
eine objektive und unparteiische Abrechnung erleichtern. 
Maschinenkäufe werden in Natschbach in einer Form durchgeführt, die allgemein zu 
empfehlen ist: Zunächst werden Maschinen nur eingekauft, wenn der für ihre Anschaffung 
erforderliche Betrag voll verfügbar ist. Man bietet dann Kassazahlung und erreicht immer 
eine beachtliche Herabsetzung des Preises. Gekauft wird auf Feldprobe. 
Für jede neue Maschine wird ein Verantwortlicher bestellt, der sie nach Möglichkeit auch 
später bedient. Die Gemeinschaft entsendet ihn zu einem Spezial-Einschulungskurs, in 
dem er in allen technischen Einzelheiten und in der Pflege des betreffenden Modells 
unterwiesen wird. 
Die jahrzehntelange Erfahrung der Maschinengemeinschaft Natschbach gibt wohl nur ein 
Beispiel für eine unter den gegebenen Verhältnissen richtige Form der gemeinsamen 
Maschinennutzung, jedoch kann sie für alle Zusammenschlüsse auf diesem Gebiet lehr­
reich sein." 

2.3.3 Die Maschinengenossenschaften 

Bei dieser Form ist dte Genossenschaft Eigentümerin der technischen Produktions­
mittel. Diese werden den Mitgliedern, die Geschäftsanteile zeichnen müssen, bei 
Bedarf zur V1erfüguing gestellt. Für Ma1schinengenossenschaften giilt das Genossen­
schafts~esetz, nach dem der Anschluß an einen übergeordneten Verband und die 
Bestellung eines Geschäfhsführers und Vorstandes vorgeschrieben sind. 
D1eis,e Form der übeirbeitrieblichen Zusammenarbeit besteht vor allem bei deT Schäd­
lingsbekämpfung, der Errichtung und Benützung von Trocknungsanlagen für Körner­
früchte und Grünmehl sowie bei Kartoffeldämpfkolonnen, Kartoffellegegeräten, Dün­
gerstreuem, J auchefässern u. a. 

Vorteile Nachteile 
Verdngerte Anschaffungskosten je Mit­
glied 
Verteilung der Fixkosten auf größere 
Flächeneiinhei ten 
Relativ reibungslose Kapitalbeschaffung 
Zentrale Verwaltung des Maschinen­
parks 
Fachmännischer Einsatz der Maschinen 
durch Bedienungspersonal 

Gewerberechtliche Beurteilung (16): 

Schwierige Organ1sationsform 
Haftungsübernahme 

Rechtlich ist davon auszugehen, daß die technischen Einrichtungen sich im Eigentum 
der Genossenschaft befinden und den Mitgliedern bei Bedarf zur Verwendung über­
lassen werden oder mittels dieser Einrichtungen Werkleistungen an die betreffenden 
Genossenschafter erbracht werden. Werden die Arbeiten entgeltlich ausgeführt, so 
liegt gewerbliches Handeln vor. 
Stand Uil1.d Bedeutung ~n ösrterrie:ich: 
Maschinengenossenschaften sind keine Erscheinungen neueren Datums, wie etwa die 
Maschlneruinge, sondern. sie wuriden teilis schon vor dem Zweiten Weltkrieg gegrün­
dt;!t, zum Großteil aber kurz nach dem Krieg bis etwa zur Mitte der fünfziger Jahre. 
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Maschinengenoss.enschaften, die skh in den letzten 10 Jahren konstituiert haben, 
sind nicht bekannt. 
In Österrelich gibt es derzeit etwa 15 einge,tragene Maschinengenos·senschaften, von 
detll!en aber mit Sicherheit der Gr:oßteil nur aruf dem Papier besteht. V\11.ie aus unsel'ler 
Erhebung hervorgeht, stagniiert die Mitgliederzahl seit vielen Jahren. Außerdem 
is,t die Z1ahl der Mitglieder pro Genossenschaft relativ klein und geht über 100 nicht 
hinaus; sie beträgt im Durchschnitt 3 5. 
Bei der Einteilung der Mitgliedsbetriebe in Betriebsgrößenklassen nach selbstbewirt­
schaftetier landwirtschaftlicher Nutzfläche dominiert der klein- bis miUelbäuerliche 
Betrieb. Es ergibt sich -im Durchschnitt folgende Aufschlüs-selung: 
bis 5 ha 14 % 1.0-20 ha 
5-10 ha 46% über 20 ha 
Rund die Hälfte sind Vollerwerbsbetriebe. 

22% 
1s%· 

Die fokale Ausdehnung der Maschinengen.ossenschaften kann mit der der Maschinen­
ringe nicht verglichen werden, denn rund die Hälfte der untersuchten Zusammen­
schlüsse beschränkt sich auf die Ausdehnung innerhalb einer Gemeinde. Nur verein­
zelt wurden mehr als 5 Gemeinden angegeben. 

Der gesamte Jaihresrums1atz aus diem Maschinenv.erleih bewegt skh in be,scheidei'ten 
Grenzen. Nur in etwa 20% aller Fälle wird die 100.000-S-Grenze überschritten. Der 
Großteil liegt zwischen 5000 und 20.000 5. Etwas anders sind die Verhältnisse beim 
Wert des für den genossenschaftlichen Einsatz zur Verfügung stehenden Maschinen­
kapitals (Neuwert): In 75°/o der untersuchten Genos1senschaften streut das Investi­
tionskapital um 100.000 5, beträgt aber vereinzelt nur ein Viertel davon. Der 
Maschinenpark ist also sehr klein, in einzelnen Genossenschaften •sind überhaupt 
nur 2 bis 3 Maschinen oder Geräte vorhanden, z. B. eine Satte1sp.ritz1e und ein Kartof­
fellegegerät. Es wird zwar über das Fehlen einzelner Maschinen geklagt, doch scheint 
man nicht ernstlich daran interessiert zu sein, weitere Mas.chinen nachzruschaffen. 
Nicht einmal in 50% aller untersuchten Fälle ist ein Berater vorhanden, den entweder 
die zuständige Bezirksbauernkammer stellt, oder der mit dem . nebenberuflichen 
Geschäftsführer der Maschinengenossenschaft identisch is.t. Meist erfolgt die Beratung 
der Mitglieder beim Maschinenankauf, jedoch sehr selten in ackerbaulichen und 
betriebswirtschaftlichen Fragen. Verednzelt ndmmt deT GeschäMsführ.er nur ,die Buch­
führungs- und Kassaangelegenheiten wahr. 

Die Kommunikationsmöglichkeiten der Mitglieder sind relativ gering, weil nicht 
genügend Telefonanschlüsse vorhanden sind. Da Durchschnitts.zahlen oft sehr wenig 
aussagen, seilen hler ·einige Einzelzahlen ange·geben: zum B-elspi'el hat die „beste" 
Genossens·chaft mit 14 Mitgliedern 5 Anschlüsse (33°/o), die „schlechteste" hingegen 
mit 73 Mitgliedern nur 8 Anschlüs,se (u %). Wie im Kapitel 2.4.5 zu ersehen ist, 
sind die V1erih.ältnis:s:e be!i. den Maschinenring,en fast ebenso. 

Als Verrechnung,sgr'U['ljdllagie für dliie Mas1chinentariJ.e diienen Werte des Österreichi­
schen Kuratoriums für Landtechnik (ÖKL) und eigene Tarife; ve.reinzelt kommen 
auch nur eigene Tarife in Betracht. Als Ven„echnungs1stelle für die Leihgebühren 
wird in de:r Hälfte. aller Fälle ausschließlich die örtliche Raiffeisenkasse herangezogen, 
itedlis wird bar veT!'lechnet und zusätzliich noch .ein KI1eclitinsititut in Anspruch ·g,enom­
men, teils die .Abrechnung intern durch die eigene Buchführung vollzogen. 
Eine Konkurrenz mit Maschinenringen ist praktisch nicht gegeben. Nur in einem 
Fall wurde 1darauf hdingew~es·en, daß ein neugegrünide,ter Maschline:nring Mi1tg1iedier 
abziehe, angeblich weil dort niedrigere Leihgebühren zu entrichten seien. Die Frage 
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nach den Auflösungstendenzen wurde auf der Hälfte der betreffenden Fragebogen 
bejaht; damit zeichnen sich deutlich „Einschläferungserscheinungen" dieser Gemein­
schaftsform ab. 

2.3.4 Die Lohnunternehmen 

Von diesen Unternehmen wird auf Bestellung Arbeitsleistung gegen Entgelt ver­
richtet. Wesentlich. ist jedoch, daß mit dem Maschineneinsatz unternehmensmäßig 
entweder im Haupt- oder Nebenerwerb gearbeitet wird. Die Lohnsätze werden 
durch Angebot und Nachfrage beeinflußt und ergehen sich aus Maschinenselbst­
kosten + Steuern + Gewinn + Risikozuschlägen. Lokal wird auch eine gewisse 
Konkurrenz zwi1schen Lohnunternehmen und Maschinenringen gemeldet, wodurch 
die Lohnsätze gedrückt werden. 
In den Niederlanden 'und in der Bundesrepublik Deutschland hat sich diese Form 
der Maschinenverwendung in größerem Umfang durchgesetzt, nicht jedoch in 
Österreich, wo nur etwa 200 Lohnunternehmer vorhanden .siiJnd, die aber auch inner­
halb des Maschinenringes Arbeit finden können. Ihre Tätigkeit unterliegt selbst­
verständlich der Gewerbeordnung. 

Vorteile Nachteile 
Keine eigenen Maschineninvestitionen 

Keine Garagierungs-, Wartungs- und 
Reparaturkosten 
Bedienungspersonal wird beigestellt 

Oft keine termingerechte Bedienung 

Abhängigkeit von den Lohnsätzen des 
Unternehmers (Konkurrenzfrage) 

2.3.5 Kärntner Landmaschinenhilfe (Maschinenhöfe) 

Es handelt sich dabei um eine im Jahr 1949 vom Kärntner Landtag beschfossene und 
aus Landesmitteln geförderte Landes-Landmaschinenanstalt. Gemäß ihrer Organisa­
tion (Verwaltunigsausischuß, GeschäftsführeT) steht sie der Genossenschaftsform nahe, 
als jurisHsche Person entspricht sie jedoch einem Lohnunternehmen. Sie i·st eine 
Anstalt öffentlichen Rechts und erhält von der Landesregierung jährlich Zuwendun­
gen, wodurch sich die Leihgebühren um rund 20% ermäßigen. In Kärnten gibt es 
28 solche Maschinenhöfe; ihre etwaigen Defizite werden .ebenfalls durch Landes­
mittel gedeckt. 

Rechtsstellung: Da keine gewinnbringende Absicht vorliegt, handelt es skh um keine 
gewerbliche Tätigkeit (Prof. Dr. WALTER). 

2.3.6 Maschinenstationen in Niederösterreich 

Vor rund 20 Jahren hat die Landes-Landwirtschaftskammer für Niederösterreich auf 
Grund schwedischer Erfahrungen eine Aktion zur Errichtung von Maschinenstationen 
ins Leben gerufen. Diese Maschinenstationen waren als Lohnunternehmen privat­
wirtschaftliich organisiert Ullld erhielten zur Anschaffung des Maschinenparks 50-70% 

des nötigien Kapiltals aus ERP-Miltteln .aiLs Kredit. Die größte VeribI'!eitung dieser Statio­
nen erfolgte Mitte der fünfz~iger Jahre mi.t etwa 250. Ihre Zahl gi'ng jedoch bis 1960 

rasch auf ietwa 80 :ziurück und i 0st heute mit 7 bis 10 solcher Lohnunternehmen fast zur 
Bedeutunigis:losigkieit herabg.esunikien. Sie · haben ruur mehr historischen Charakter. 

2.3.7 Landmaschinenhöfe in der Steiermark 

Im Jahre 1951 organisierten viele steirische Gemeinden eine gemeinnützige, gemeinde­
autonorne Larulmaschinenhil.fe. Die technischen Einrichtungen waren Eigentum der 
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Gemeinde. Trotz anfänglicher Erfolge blieb jedoch die technische Ausstattung dieser 
Maschinenhöfe meist bescheiden, was auf mangelnde finanzielle Zuwendung der 
verschiedenen Gemeinden zurückzuführen war. Der „Maschinenpark" ging über 
eine Schädlingsbekämpfungsspritze, Egge oder einen Pflug kaum hinaus. Damals 
gab es in der Steiermark 46 Maschinenhöfe, die auch vom Land Steiermark in 
gewissem Umfang finanzi,ell unterstützt wurden. 

Die Maschinen und Geräte konnten gegen eine Leihgebühr e.ntlehnt werden. Es 
machte sich allerdings mit der Zeit eine gewisse Verantwortungslosigk,eit der Bet:ei­
ligten bemerkbar, denn für die Maschinenschäden, die bei den Arbeiten entstanden, 
wollte keiner einstehen oder die Maschinen wurden nur notdürftig reparie·rt. Mit­
unter Hehen sich die Landwirte die Maschinen von der Gemeinde für schwierige 
Arbeiten aus (z.B. Motormäher für steinige Wiesen), um die eigenen Maschinen zu 
schonen. Dä.ese Einstellung diente begreiflicherweis-e der Verbreitung und Idee der 
Maschinenhöfe nicht. Heute sind diese Einrkhtungen wohl noch in geringem Umfang 
vorhanden (Spri:tzgeräte), doch von einer wirksamen technischen Hilfe kann nicht 
die Rede sein. 

2.4 Der Masct,Jhtenrlng 
. ·~ ,, 

2.4.1 Allgemeine·s 

Unter einem Maschinenring versteht man sinngemäß nach GEIERSBERGER einen Zu­
sammens,chluß von Landwirten auf Vereinsbasis, um ihre im Einzelbesitz befindlichen 
Maschinen und Geräte über.betrieblich einzusetzen, wobei der Einsatz nach Selbst­
kostensätzen bargeldlos verrechnet wird. 
In Öslterr,eich lautet dtie Bezeichnung entweder „Maschinenring" oder „Masdtinen­
und Beratungsring" oder ,,Raiff.eisen-Maschinenring". Allerdings müßte es auch 
öfters heißen: „Maschinen- und Arbel.tsring", denn in den meisten Fällen werden 
auch die Bedienungskräfte für cHe .Maschilllen aus1geliiehen. 
Das Prinzip des Ringes besteht darin, die freien und diie fehlenden Maschiri.enkapa­
zitäten der Mitgliedsbetriebe zu. erfassen und auszugleichen. Voraussetzung dafür ist 
eine Maschineninventur bei sämtlichen Ringmitgliedern. Diese Inventur gibt dem 
Ges,chäftsführer Einblick in die Angebots- und Nachfragesii.tuation der einzefoen 
technischen Einrichtungen. 
We1sentliches Merkmal des Maschinenringe1s ist, daß sich sämtliche technischen Pro­
duktionsmittel im Einzeleigentum der Mitglieder befinden. Es gibt in den Ringen 
wohl auch ve.reinzelt Maschinen, die im Anteils1eigentum gemeinschaftlich genutzt 
werden, doch dies ist historisch zu erklären. Der Ring selbst besitzt kein~ Maschinen 
und Geräte! Jeder Landwirt. übernimmt die volle Finanzierung seiner·· Maschinen. 
Das Wesen des Maschinenringes Hegt darin, daß nicht jeder Betrieb sämtliche 
benötigten Mas·chinen kaufen muß, sondern jeweHs die im eigenen Betrieb nicht 
voU ausgelasteten Maschinen, meist mit Bedienungspersonal, · anderen Landwirten, 
die technis,che Betriebsmittel brauchen, zur Verfügung gestellt werden. Die Folge ist 
eine fühlbal.",e Vermiru::tell"Un.g der Kapitalöelastun.g des Betriebes. 
Wie erwähnt, erfolgt die Verre.chnung bargeldlos. Als Verrechnung·sstelle werden 
laut unseren Erhebungen fast ausschließlich die örtliChen Kreditinstitute (meist Raiff­
eisenkassen) in Anspruch g,enommen. Die Höhe· der Leihg:ebühren .entspricht den 
in der Vollvers,ammlung gemeinsam abgesprochenen Selbstkostensätzen. Die mei­
sten Maschinenringe richten sich dabei, wie spät.er noch zahlenmäßig nachgewiesen 
wird, nach den „Richtw,erten für Maschinensieilbstkosten", dii,e als Berechnungsgrund-
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lage in der Nachbar1schaftshilfe vom Österreichischen Kuratorium für Landtechnik 
herausgegeben werden. 

Die Vermittlung erfolgt durch einen Geschäftsführer oder bei mangelnder Kommuni­
kationsmöglic:hkeit (Telefon) von Betrieb zu Betrieb. 

2.4.2 Die Vorteile und Probleme des Maschinenringes 
Vorteile: 

a) Verringerung des lnvesfäionskapitals. Im Ring Obermarkersidorf bei ~·etz z.B. 
konnte innerhalb von 5 Jahren das Maschinenkapital je ha LN von durchschnitt­
lich 25.000 S auf 18.000 S vermindert weriden 2

• 

b) Die techni6chen Einrichtungen der Mitglieder befinden sich in deren Allein­
eigentum. 

c) Durchführung rationeller Arbeitsverfahren, z.B. Silier- oder Mistketten, auch in 
kleineren Betrieben, die sich hochmechanisierte Arbeitsverfahren wegen Kapital­
mangels nicht leisten können. Aus -dieser Erkenntnis ergibt sich zweifellos die 
Chance einer Extensiv1erung der Zu- und Nebenerwerbsbetriebe. 

d) Gez~elter Maischinenei!Ilkauf und Verbesiserung der Innenmechainisierrung. 
e) Er1ekhterung der Arbeitsteilung, wodurch ein gewisses Spezialistentum entsteht. 

Bekanntlich vermögen nur relativ wenige Landwirt€ mit komplizierten techni­
schen Einrichtungen (z.B. Regelhydraulik) fac:hmännisch umzugehen. 

f) Förderung der geistigen Beweglichkeit und Verringerung der Betriebsblindheit 
durch gemeinsame Beratungen und genaueres Kennenlernen der Nachbarbetriebe. 

g) Im Krankheitsfall kann im Betrieb sehr wirksame maschinelle Hilfe geleistet 
werden. Ebenso ist die Möglichkeit einer Vertfletung für kurze Urlaube (z.B. 
Messebesuch) gegeben. Dadurch auch Entlastung oder Befreiung der Bäuerin und 
der heranwachsenden Kinder von schweren Arbeiten in der Außenwirtschaft. 

Aber es sind auch Probleme vorhanden; Schwierigkeiten, die aber nic:ht spezifisch 
für Maschinenringe sind, sondern auch bei anderen Kooperationsformen häufig 
angetroffen werden. 
Probleme: 
a) Fehlende Kommunikationsmöglichkeit (Telefon). 
b) Bestellung eines geeigneten Geschäft.sführers und seine Bezahlung. 
c) Bäuerliche Scheu vor der Besteuerung und gewerberechtliche Bedenken. 
d) Mangelnde Ein- und Unterordnungsbereitschaft der Mitglieder. 
e) Zu hoher Maschinenbesatz schon vor der Gründung des Ringes, wodurch sich 

mah.fue Ring:mltglieder nur sehr zögernd oder einseitig am Angebot-Nachfrage-
11Spiel" beteilig~n. 

2.4.3 Gründung, Führung und Or~anisation eines Maschinenringes 

Das Motto „Aller Anfang ist schwer" g~lt auch für di1e Gründung eines Maschinen­
ringes. Immer wieder ergibt sich die Frage, wer dazu die Initiative ergreifen soll. 
Während manche meinen, diese solle von den Bauern ·selbst ausgehen, vertreten 
andere die Meinung, den Anstoß dazu hätten die Berater der Landwirtschaftskam­
mer und Fachlehrer zu geben, was in der Praxis auch meist der Fall i·st. Auf alle 

2 In Bayern sind derzeit rund 10% der Landwirte aktive Maschinenringmitglieder. Im 
Durchschnitt des Maschinenringbezirkes wurde das Maschinenneuwertkapital von 3500 
auf 2000 DM/ha gesenkt (17). 
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Fäl!Le müs1s.en die Bauem zuerst gienau übeT .dde Vorteile und Funktion des Ringes 
Kenntnis erhalten. Der Bauer glaubt nur zögernd an den Erfolg. Deshalb ist es 
nötig, die Bauern schriftlich zu einer Informationstagung einzuladen, bei der neben 
theoretischen Erläuterungen auch praktische Beispiele vorgetragen werden sollen. 
Bevor der betreffende Ring ins Vereinsregister eingetragen werden darf, müssen . die 
Statuten erstellt werden, in denen Name, Sitz und Zweck des Vereins sowie die Mit­
glieder rusw. angeführt weix:len. Das ÖKL hat dafür Musterbeispiele von Satzungen 
ausgearbeitet. 
Rechtlich geht man so vor, daß ein aus den Interessenten gewähltes Proponenten­
komitee über die BeZJirkshaiuptmannschaft bei der Landessicherheitsdirektion um 
die Genehmigung zur Vereinsbildung ansucht. Nach Einlangen der Zurstimmung der 
Landessicherheitsdirektion kann der Ma•schinenrlng gegründet und die Wahl der 
Funktionäre durchg,eführt werden. Diese· Gründungsve·rsammlung muß mindestens 
; Tage vor dem Termin bei der Bezirkshauptmannschaft angemeldet werden. Erst 
nach der Gründungsversammlung können die Mitglieder des Maischinenringes mit 

_ der organisierten Nachbarschaftshilfe beginnen. 

2.4.4 Technische und personelle Schwierigkeiten 

Da in vielen Betrieben ein . großer Überbesatz an Maschinen herrscht, vermehrt sich 
dieser Effekt im Ring erheblich. Den Altmaschinenpark der Mitglieder radikal aus­
zumerzen und ans·chlie:ß1end den nötiig1en Neuzukauf zu tätigen, ist aus ßnanz1eUen 
Gründen undurchführbar. Läßt man hingegen die Maschinen „auslaufen" als wäre 
kein Zusammenschluß geschehen, wird dadurch der gezielte Ausbau des Maschinen­
ringes ziu lange hinausgezögert. Eine kontinuierliche und sinnvolle~ d. h. auf di'e Er­
fordemiss·e des Ringes abgestimmte Ergänzung der technischen Einrichtungen führt 
in den meisten Fällen zum Ziel. 
Die Ansichten, ob Klein- oder Großring, gehen in der Praxis weit auselinan.der. Meist 
läßt sich eine Art „Keimzellengründung" nicht umgehen, um die Ringor~anisation 
allmählich aufzubauen und die Mitglieder an die etwas ungewohnten Arbeitsverhält"­
nisse heranführen zu können. Von der Warte der Ringführung ist ein sokher Klein­
ring im Anfa.ngsstad1um besser zu überblicken, wobei auf eine spätere Ausweitung 
ohnehin Bedacht genommen wird, denn jeder Ring bedarf einer mehrjährigen Auf­
bauarbeiit:. 
Gründung und Führung eines Rilll!ges ·st·ehen und fallen .erwies.enermaß,en weitest­
gehend mit Persönlichkeit und Fähigkeit des gewählten Geschäftsführers. Während 
in der Bundesrepublik Deutschland iii. Großringen schon vorwiegend hauptberuflidle 
Geschäftsführer tätig sind, die aus öffentlichen Mitteln bezahlt werden, werden die 
österreichis.chen Ringe, deren Mitgliederzahl, im Durchschnitt bei 47 liegt, ausschließ­
lich von nebenberuflkhen Geschäftsführern geleitet. 
Laut unserer Untersuchung beraten die Geschäftsführer in 80% der Ringe· die Mit­
glieder beim Maschinenankauf und ~einsatz, in 42 % bei ackerbaulichen Fragen und 
in 58% bei betriebswirtschaftlichen Angelegenheiten. Ein erheblicher Beratungsim­
puls dürfte al1er.dings von den Kammern ausgehen, denn von 78% der Ringe wird 
eine Beratungstätigkeit angeführt, von der rund 60% der zuständigen Landwirt­
schaftskammer zugeordnet werden. 
In Zusammenhang mit der Leitung eines Maschinenringes ergibt sich die Frage, 
welche Fähigkeiten ein GeschäftsführeT mitbringen muß, bzw. welche Schulungen 
für ihn erforderlich sind. Der Gesdtäftsführer eines Ringes wird im allgemeinen 
täglich mit agrarisch-kommerziell-juristi•schen Fragen konfrontiert und braucht in 
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diesen Fachgebieten eine dementsprechende Schulung, die in Form von Kursen an 
der Bundesversuchs- und Prüfanstalt für landwirtschaftliche Maschinen und Geräte 
in Wieselburg erfolgt. 

Einige Vortragsthemen eines solchen Kurses sollen Einblick in die Problemstellung 
geben: 

• Fragen der Gründung und Organisation eines Ringes 
• Erstellung von Geschäftsordnungen 
• Betriebserhebung und Betriebsberatung 
• Arbeitsbesprechungen und Vermittlungstechnik in Maschinenringen 
• Führung einer Maschinenkartei 
• Psychologisch-soziologische Aspekte (Menschenführung im Ring) 
• Arbeitsbedarfszahlen und Arbeitsketten; mit B1eispielsrechnungen und Kosten-

ermittlung 
• Kostenkalkul1ation und Tarifgestal1tung 
• Verrechnungssystem im Ring 
• Fragen aus dem Steuer-, Gewerbe- und Versicherungsrecht 
• Arbeits- und sozialrechtliche Fragen bei der Ringarbeit 
• Kauf und Verkauf von Maschinen im Maschinenring 
• Handhabung und Auswertung von Vermittlungs1ergebnissen 
(Quelle: Programm des Lehrganges für Maschinenring-Geschäftsführer der BVPA Wiesel­
burg vom 2. 2. bis 6. 2. 1970.) 

Man kann daraus ersehen, wie weit gestreut die Fachthemen sind und welche Anfor­
derungen an den Ringleiter gestellt werden. Die Anforderungen nehmen verständ­
licherweise mit dem Umfang des Ringes zu. 

Da für diese Tätigkeit ein nicht zu unterschätzender Zeitaufwand erforderlich und 
ein gewisses gei,stiges Niveau Voraussetzung ist, ergibt sich die Frage, ob nur ein 
Kammerbeamter oder Fachlehrer einer Landwirtschaftsschule solche Ringe leiten 
kann, oder ob - zumindest bei Kleinringen - dazu auch ein praktischer Landwirt 
in der Lage ist. Die Antwort wäre: Sofern der Betreffende über genügend Unter­
nehmungsgeist, IniHative, Freizeit und Hausverstand verfügt, ist ein Landwirt dazu 
genauso geeignet. Unter den Geschäftsführern von Maschinenringen sind sehr viele 
Landwirte; das wird durch die Tatsache bewiesen, daß beim zweiten Lehrgang für 
Geschäft•sführer von Maschinenringen in Wieselburg vom 2. 2. bis 6. 2. 1970 von 
42 Lehrgangsteilnehmern 3 5 selbständige Landwirte waren! 
Die Bezahlung: Trotz eines gewissen Idealismus kann von niemandem verfangt wer­
den - auch nicht von Berufskollegen in der Bauernschaft -, daß geistiger Aufwand 
und beträchtliche Einschränkung de1r Freizeit völlig kostenlos erbracht werden. Wie 
in vielen Bereichen der übrigen Wirtschaft wendet man auch in den meisten Ringen 
das Prinzip der Provision an, d. h. ein fixer Prozentsatz vom jeweiligen Umsatz 
ergibt einen wechselnden absoluten Entschädigungsaufwand für den Geschäftsführer. 
Damit ist ein g,ewisser Leistungsanreiz gegeben. Die üblichen Prozentsätze liegen der­
zeit zwis1chen 5 und 10%. Bei etwas höheren Umsätzen muß mairl. aillerdings die 
Besteuerung ins Kalkül ziehen. Hinsichtlich der sozialrechtlichen Stellung des Ge­
schäftsführers ist man sich in der Praxis noch nicht im klaren; wahrscheinHch wird 
die Ausübung der Ringleitertätigkeit auf der Basis eines Werkvertrage1s von Vorteil 
sein. 
Es mruß aber festgestellt werden, daß gemäß unseren Erhebungen die Bezahlung des 
Ringrleiters als eine der Hauptschwierigkeiten festgestellt wurde. Einerseits mag es 
sich um Mißgunst der Berufskollegen, anderseits auch um die fiinanzielle Belastung 
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handeln .. Obwohl der Zuschlag von 5 bis l.0% Provision zu d~n Selbstkostenbeträgen 
der geleisteten Arbeit für das einzelne Ringmitglied kaum spürbar ist, scheint wenig 
Verständniis für deissen Notwendigkeit zu herrschen. Auf der Abrechnung scheint 
meist die Vermittlungsgebühr auf, wodurch die Provision für die Ri.ngmitglriieder 
augenscheiniHch wird. 
Zur Veiimschaulichung w~d hier 1ein sokhes Abrechnungsformular als Beispiel dar­
gestellt: 

Maschinenring-Abrechnung vom 3. April 1970 Nr. 54321 
Folgende Arbeiten wurden ordnungsgemäß durchgeführt 

Kto.-Nr. 1.721 bei R.K.-... Kto.-Nr. 2,,503 bei R.K.- ... 

Auftraggeber Auftragnehmer 
Name: Böck Xaver Name: Pichler Ägidius 
Ort: Pesenbach Nr. 25 Ort: Kirchberg 

Arbeit bzw. Maschine Stunden ha Einzelpreis Gesamtpreis 

Handelsdüngerstreuen mit 30-PS-Traktor 
Schleuderstreuer 
Fahrer bzw. Bedienungsmann 
zusätzliche Wegzeiten für Traktor 

für Fahrer 

Unterschrift d. Geschäftsf. 
(diese Unterschrift entfällt) 

5 s 
6 
6 

6 
1 

1 

Zwischensumme 

34,-
12,-
25,-
34,-
25,-

13,5% Vermittlungsgebühr 
d. Geschäftsführ. 
+ Umsatzsteuer 

Zusammen 

204,­
. 72,-
150,-
34,-
2,5,-

485,-

65,47 

5.50147 

Xaver Böck ....... .. .............. „ . „~~~~~.~~---~~~~~~------·· ·············· ..... . 
Unterschr. d. Auftraggeb. Unterschr. d. Auftragnehm. 

Obwohl in den Ffüderungsrichtlimen l.969 ein Zuschuß für den RJing1eite:r pis zu 
1000 S pro Monat gewährt werden kann, ergibt sich die Frage, ob dies eine Dauer­
lösung sein soll, oder ob diese Beihilfe nur für die Anlaufzeit gedacht war. Außer­
dem .fördern einige Kreditiinsntute die Maschinenringe aiuf ve:I'lsichiediene Weise: 

Die Raiffei·senkassen durch 
• bevorzugte Behandlung bei Reparaturen in den Lagerhaus-Werkstätten, 
• l. %iigen Zinsenzuschuß (1/2% der Verband ländlicher Genos.sensdmften und 

1/2% die Raiffoi.senz.entralkasse· für Wien - Niederösterreich) zum Agrarsonder­
kredit (wird jedoch kaum in Anspruch genommen), 

• kostenlose Abrechnungsform.ulare und Zurverfügungstellung von Kursräumen, 
• Informationstagungen der Raiffeisenkas.sen (Verbreitung der Maschinenring-Idee). 

Die Sparkassen durch 
• Geschäfits.führe.rprovisionen und 
• Bereitstel1ung von Abrechnungsformularen. 

Der Abrechnun~s.v.erk.ehr der Ri.Jng.e verteilt sich pmzentuell folgiendermaß-en: 
Raiffeisenkassen (ausschließlich) . . . . 78% aller untersuchten Ringe 
Raiffeisenkassen + Sparkassen 

+ Volkshanken . . . 90% aller untersuchten Ringe 
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die übrigen Ringe haben entweder eine eigene Abrechnung (8%) oder noch keine 
(2%). 

2.4.5 Die Kommunikation im Maschinenring 

a) Die Maschinenvermittlung 

Die Voraussetzung für jede Vennittilung ist eine sorgfältige Maschineninventur 
der Mitgliedsbetriebe. Angebot (an Maschinen) und Nachfrage (nach Maschinen­
einsätzen) müssen gegenübergestellt und ausgeglichen werden. 

Gemäß den Inventurangaben der Mitglieder ist ein Erhebungsbogen zu erstellen, 
der aber infolge der Laufenden Veränderungen im Maschinenpark der Betriebe 
jeweils auf den neuesten Stand zu. bdngen ist. Die Maschinenbestände werden 
laufend in einer Kartei geführt; das ist wichtig für einen geplanten Maschinen­
kauf. 

Voraus1setzung für eine gute Vermittlung ohne Telefon ist, daß der Ring nkht all­
zu groß sein soll (15 bis 30 Mitglieder) und j.edes Mitglied seine Maschinenliste 
zur Hand hat. 

b) Arbeitsbesprechungen 

Arbeitsbesprechungen müssen in gewissen Zeitabständen abgehalten werden, 
seihst wenn genug Telefonanschlüsse vorhanden sind. Es wird dabei turnusmäßig 
die Vergebung der Aufträge vorgenommen. 

c) Telefon 

Schon frühzeitig erkannte man den Vorteil einer raschen Verständigungsm,öglich­
keit, dte Orgarusiieren und plötzliches Umdisponi1eren e,mnögilicht. Ein Verzicht 
darauf ist mitunter von großem Nachteil. Leider gibt es in vielen ländlichen Ge­
bieten unseres Bundesgebietes noch wenig Telefonanschlüsse, was - wie aus 
unserer Erhebung hervorgeht - die meisten Maschinenringe am reibungslosen 
Funktionieren hindert. 

Im Durchschnitt haiben zwar rund 30% 3 aliler Ringrrnitglieder einen Te1efonan­
s·chluß, doch l.0% der Ringe weisen überhaupt keinen Telefonanschluß auf und 
von den mehr als _50 untersuchten Ringen hat nur ein Ring (mit nur 3 Mitglie­
dern!) eine 1.000/oige Verständigungsmöglichkeit durch Telefon. Die fohlenden 
Telefonanschlüsse werden auch bei den 11Schwierigkeiten" der Ringe sehr oft an­
geführt; es liegt also darin für vLele Kooperationen ein echtes Problem. Da be­
kanntlich die Kosten für einen Ans·chluß auf dem Land viel höher sind als in 
städtischen Betrieben, wandte man sich an sitaatliche Ste:lllen, die an diie Landes­
postdirektionen die Anweisungen gaben, Telefonanschlüsse in Ringaufbaugebiieten 
vordringlich zu behandeln. In Seekirchen, Salzburg, z. B. s.chlossen sich daraufhin 
etwa l..5 Bauern zu einer sogenannten Telefonaufschli:eßungsgemeins·chaft zusam­
men, die bei den Arbeiten zur Errichtung der notwendigen Anschlüsse seitens 
der Post Eig;enl1eistungen übernahm (z.B. Grabenstechen für Kabelverlegung). 
Dadurch und durch die große Zahl der Teilnehmer ergaben sich im Voranschlag 
reduzierte Kosten von nur maximal _5000 S je Mitgliied. Sonst hätten die Kosten 
je Anschluß l.2.000 bis l.8.ooo S je Mitglied betragen! Ähnlich wilJ man in Maria 
Pfarr vorgehen. 

3 Dieser hohe Wert resultiert aus der Auslese, die Maschinenringmitglieder darstellen. Im 
allgemeinen liegen die Prozentsätze der Telefonanschlüsse im ländlichen Raum wesent­
lich niedriger. 
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2.4.6 Maschlnenkapltal, Zahl der Mitglieder, Jahresumsatz, Verrechnung 

Da.s vorhandene MaschlnenkapdJtal in dein Ringen 
Die Höhe des investierten Maschinenkapifals (Neuwert) in den untersuchten Maschi­
nenringen unterliegt naturgemäß einer siehr breiten Str:euung. Pro Ring ergibt sich 
ein durch1schnittl1c:her B1etrag von 5,9 Mill. S; die obere Gre~e liegt bei rund 
50 Mill. S, die untere bei 100.000 S. Diese Größen hängen natürlich sehr eng mit 
der Zahl der Ringmitglieder zusammen. 
Zwischen dem Gründungsjahr der Ringe und dem Maschinenkapit~·l erg1bt sich kein 
Zusammenhang. Die öfters vertretene Ansicht, in früheren .Jahren gegründete Ringe 
(1964-67) hätten keinen so hohen Überbesatz wie Neugründungen der letzten zwei 
Jahre, i•st also nicht stkhhältig. 
Ein Überhe,satz bei a 11 e n Maschinen und Geräten geht aus 176/0 /der· Fragebogen, 
die Maschinenringe betreffen, hervor. Hingegen wird der Überbesatz bei ein z e 1-
n e n Maschinen von 93°/o bejaht. Fehlbestände bei a 11 e n Anten von Maschliinen 
werden von 3% aller Ringe bejaht, ein z e 1 n e Fehlbestände ·dagegen von 92%. 
Was diie Eig:entumsv·erhäI.tnis·se bei den techrus.chen ProdukHonsmitteln anlang,t, so 
geben rund zwei Drittel aller befragten Ringe an, daß es nur Alleineigentum gibt. 
Die restlichen Ringe teilen mit, daß sich die Maschinen und Geräte teils im Allein­
beslitz und teils tm Anteilsbesiitz der Mitglieder befinden („,eingelagerte" Maschinen­
genwinschaften). 
Fehlbestände an Masch:iill.en und Geräten 
Wie schon erwähnt, ist zwar ein starker Überbesatz bestimmter Maschinen in den 
Ringen vorhanden, doch fallen auch die Fehlbestände stark ins Gewicht, sodaß ein 
völlig.er Angebots-Nachfrage-Ausgleich nicht immer erreicht werden kann. Diesbez.üg­
lich wurden die· Ringleiter befragt, um welchen Betrag der Maschinenpark aufgestockt 
werden müßte, damit der Fehlbestand voll abgedeckt werden könnte. Die angege­
benen Summen waren recht unterschiedlich und standen zum Umfang d.es Ringes 
weder proportional noch verkehrt proportional in Beziehung. Ein Ring mit .96 Mit­
gliedern z. B. hatte einen Fehlbestand von etwa 300.000 · S, ein anderer. mit nur 
22 Mitgliedern einen sokhen von über 1 Million S. Man könnte zwar annehmen, 
daß durch die höhere Mitgliederzahl die Wahrscheinlichkeit größer ist, die betreffende 
Maschine zu besitzen, doch müßte man umgekehrt annehmen, daß mit steigender 
Mitgliederzahl auch der Bedarf an den betreffenden Maschinen größer wird. Außer­
dem muß man bedenken, daß der Ma:Schinenpark umso stärker variieren wird, je aus­
gedehnter der Ring und somit die Produktionsbedingungen und -erfordemisse . sind. 
Folgend.er Auszug aus der Untersuchung läßt keinen w1e immer ~eadeten Rück­
schluß zu: 

Mitglieder Fehlbestand in S 
----------------------------

4 
6 
6 

21 

22 

700.000 

200.000 

300.000 

1,00.000 

1,700.000 

42 20.000 

63 200.000 

96 300.000 

Ebensoweni:g läßt sich ein Zusammenhang zwischen dem gesamten Maschinenkapital 
und den Fehlbeständen herstellen. Das Verhältnis des Feh1bestandes zum Maschinen-
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kapital der einzelnen Ringe wechs,elt ständig und bewegt sich in weiten Grenzen: es 
liegt zwischen 1 : 4 und 1 : 20. Der durchschnittliche Fehlbestand aller untersuchten 
Ringe beträgt 360.000 S. Die obere Grenze lag bei 1,7 Mill. S, die untere bei 20.000 S. 

Zahl der Mitgliedsbetriebe 

Die Zahl der Mitgliedsbetriebe je Ring beträgt im Durchschnitt von rund 50 unter­
suchten Ringen 47. Die Zahl wird im Zuge der Entwicklung weiter ans.neigen und 
liegt bei Drucklegung dieseT. Broschüre sicher schon über 50. Da auch hier eine Über­
sicht mehr a111s1sagen kann als eine Durchschnittszahl, wel'lden im folgenden d~e untieT­
suchten Ringe nach der 4ahl der Mitgliedsbetriebe aufgegliedert. 

Zahl der Mitglieder 

bis 20 
21-50 
51-100 
über 100 

% der untersuchten Ringe 

38 
33 
20 

9 

Jahresumsatz der Ringe aus dem Maschinenverleih 

Von der Gesamtzahl der untersuchten Ring1e gaben nur etwa 75°/o den Umsatz an. Die 
Beträge sind breit gestreut und liegen zwischen 7000 und 700.000 S. Der Durch­
schnittswert liegt bei 83.500 S. Ein besseres Bild gibt folgende Einteilung: 

Umsatz in S 

bis 50.000 
von 50.000-100.000 
von 100.000-500.000 
über 500.000 

% der untersuchten Ringe 

58 
25 
11. 

6 

Korrelationen zwischen der Höhe des Umsatzes und dem Gründungsjahr des Ri:itnges 
wären nicht aiusigiesdlllossen, denn man könnte annehmen, .daß die Zahl .der Maschi­
nenleihen im Laufe der Zeit s.teigt. Dies kann man jedoch aus dem vorhandenen 
Zahlenmaterial nicht entnehmen, denn es gibt Ringe mit weit über 100.000 S Jahres­
ums1atz, die ers·t 1969 gegründet worden sind. Das läßt sich auf die unterschiedliche 
Mitgliederz.ahJ zurückführen. Ein Zusammenhang zwischen Jahresumsatz und Mitglie­
derzahl besteht in den meisten Fällen: je geringer diie Mitgliederzahl, desto kleiner 
der Umsatz. So weisen die meisten Ringe mit über 1.00.000 S Umsatz auch mehr als 
50 Mitglieder auf. 

Umsatz der Mitgliedsbetriebe aus dem Maschinenverleih 

In den Ringen, deren Zahlenmaterial verwertbar war, betrug der durchschnittliche 
Umsatz je Betrieb knapp 2000 S. Bei dem geltenden Umsatzsteuersatz von 5,5°/o 
ergibt sich e:~n Steuerbetrag von etwa 100 S pro Jahr. Die folgende Zusammenstellung 
bringt Beispiele, welche Leistungen der Landwirt im Werte von 2000 S vom Ring in 
Anspruch nehmen bzw. w.ellche Leistung er um dieses Geld zur Verfügung stellen 
kann (nach ÖKL-Rkhtli1nien): 

50 Betriebsstunden eines 30-50-PS-Traktors ohne Arbeitsgeräte, oder 
32 Betriebsstunden eines 30-50-PS-Traktors mit dreischarigem Anbaubeetpflug, oder 
26 Betriebsstunden eines 30-50-PS-Traktors mit Stallmiststreuer, Einachser (3 t) oder 
22 Betriebsstunden eines 30-50-PS-Traktors mit Ladewagen (15-20 m3

) oder 
6 Stunden Selbstfahrmähdrescher, Diesel, 3 m Schnittbreite, mit Korntank, ohne Presse. 
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Mas·chinen und Geräte, die den Hauptanteil am Umsatz haben 
Folgende technische Betriebsmittel rangieren an vorderer Stelle: 

• Mdststreuer 
• Mä~cU.iescher und Heuerntt:egeräte (Ladewagen!) 
• Häcksler 
• KairtoHellege-, -pflege- und -erntegeräte 
• Rübensämaschinen, Rübenhack- und -erntegeräte 
9 Jauche- bzw. Güllefässer 
• Sägeräte aller Art 
Erst dann folgen mit weitem Abstand: 
• Frontlader 
• Traktoren und Handelsdüngerstreuer 
• Hochdruckpressen 
e Transporter, Pflüge, Eggen 
• Unkraut- und Schädlmgsbekämpfungsgerät.e u. a. 
Aus manchen Grünlandgebieten wird gemeldet, daß die vorläufigen Grenzen eines 
Maschinenringes bei der Heuwerbung zu erkennen seien, deren wettergebundene 
Durchführung für die Ringarbeit wenig Raum ließe. Mit diesem schweren Handikap 
sei das gesamte Grünlandgebiet belastet. 
Diese Behauptung läßt sich aus unserer Untersuchung nicht für alle Gebiete heraus­
lesen, denn bei den verwendeten Maschinen werden - wie ersichtlich - Heu.ernt·e­
geräte (besonders Ladewagen) sehr häufig angegeben. Die Problematik liegt darin: 
1. schlägt in absoluten Grünlandgebieten (Berggebieten) die sommerliche Witterung 

schneller um a1s in Heugebieten des Flachlandes, . wo die Ringarbeit mit Lade­
wagen. besser funktioniert. Dadurch ist diie Tem1iniisierung, .d. h. ein plötzlicher 
Erntemaschineneinsatz in Berggebieten viel eher nötig; 

2. ist ein größerer Ring, dessen Mitgliedsbetriebe sich über verschiedene kld-matische 
Höhenstufen (die schon innerhalb weniger Kilometer auftreten können) erstrecken, 
beim Einsatz von Heuemtegeräten besser dran, weil die Erntetermine der ange­
schlossenen Betriebe weiter auseinandergezogen sind. 

3. ist die Vielseitigkeit der Produktion in den Grünlandgebieten nicht gegeben, wo­
durch d!ie Ringtätigkeit nicht das Ausmaß andefier Gebiete errieicht. Es siei abeT darauf 
hing1ewiesen, .daß sich die Futtergewinnung durch Silierung mit Hilfe von Silo­
ketten ·in Grünlandgebi1eten sehr gut bewährt, sofern die Geländeneigung nicht 
zu stark ist. Gerade hie für ist eine Zusammenarbeit, wie sd!e im Maschinenring · ge­
geben ist, von Vorteil. 

Als Beispiel für dei:l. überbetrieblkhen Maschineneinsatz in Berggebieten dient das 
„Grünland-Experiiment" in der Tiroler Gemeinde St. Ulrich/Pillersee, wo 1970 die 
Heuernte der 14 Bauern (Gesamtausmaß: 120 ha) zum ersten Mal durch die Ring­
tätigkeit eingebracht wur:de. Dazu wurden nur 3 Mähwerke und 4 Ladewagen ge­
braucht; die restlichen 9 Ladewagen konnte man sich arbeitste·chnisch ersparen. In 
diesem regenreichen Bergland fallen 1600 mm Niederschlag/Jahr, doch· wurde der 
Erfolg der Ringarbeit, ddie in Zusammenwir~en mit dem ÖKL und der Bezir~sl~d­
wirtschaftskammer durchgeführt wurde, davon nicht beeinträchtigt, hingegen traten 
Schwierigkeiten beim Transport des Erntegutes innerhalb vieler . Höfe auf, weil zu 
steile Tennenednfahrten ode!I' zu schmale Scheunentore ein Hindernis für die leistungs­
fähigen Erntemaschinen darstellten. Nach Ansicht des Einsatzleiters (Ing. CORDES, 

ÖKL) war diieses Experiment ein- ,,lehrreicher Fehlschlag" im Hinblick auf die Fo11t:­
führung dies:er Ring.tätigkeit. Es handelt sich dabei um menschliche Probleme: z. B. 
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läßt die Möglichkeit eines zusätzlichen Einkommens - hier aus dem Fremdenverkehr 
- .die ohnehin geringen Ansätz.e ökonomischen Denkens anscheinend völlig ver­
schwinden und macht einen überbetrie:blichen Maschineneinsatz sehr problematisch. 

Die soziologische Gliederung der Ringbetriebe 

Aus unserer Untersuchung geht hervor, daß durchschnüttlich 80% aller Betriebe in 
den ,erhobenen Ringen Vol1e['Werbsbetdebe s[nd. Im einzelnen ergibt sich folgendes 
Bi!ld: in 25°/o der untersiUJchten Ringe sind a 11 e Mitgliedsbetriebe Vollerwerbslandwirt­
schaften, in 75°/o der Ringe über 70% und in 95°/o der Ringe über 50% . 

.A,nS'cheinend ist di:e Beteiligung der Nebenerwerbsbetriebe in den Maschinenringen 
!licht im erwarteten Ausmaß vorhanden. Die Ursache mag darin liegen, daß diese 
Bietr~ebe durch d:i!e EinnahmsqueUen aus dem außerilandwirtschaftlichen Berekh technisch 
gut ausgestattet sind. Wie schlecht aber dieses Geld angelegt i·st, wird von den 
meisten nicht zur Kenntnis genommen. 

Größenklassen der Betriebe 

Auf die Betri:ebsgrößenklassen entfallen in den erhobenen Ringen folgende Anteile: 

unter 5 ha 10% 10-20 ha 41 % 
5-10 ha 24 % über 20 ha 25°/o 

Das Schwergewicht der Ringbetriebe liegt also bei den Betrieben mit einer Größe 
von 10 bis 20 ha. Ln di.les.e Richtung wmsen auch die Flächenangaben der Mas1chinen­
ringe; dieise beziehen sich auf die gesamte landwirtschaftliche Nutzfläche aller ange­
schlosrsenen Betriebe in den einzelnen Ringen und liegen zwischen 50 ha und fast 
5000 ha, je nach Anzahl der Mitglieder. Im Durchschnitt beträgt die LN je Ring 
rund 600 ha, was bei einer durchschnittlichen Mitgliederzahl von 47 je Ring eine 
durchschnittliche LN von etwa 13 ha je Betrieb ergibt. 

Wenn auch das Schwergewicht bei den Betdeben von 10 bis 20 ha liegt, so läßt sich 
doch feststel1en, daß auch alle anderen Größenkl1ass,en vertreten sind. Eine strukturelle 
Homogenität der Partner ist auch nicht nötig, im Gegenteil: Großbetriebe und 
Nebenerwerbs1andwirtschaften können einander hier sinnvoll ergänzen. 

Tarifverrechnung 

Aus,schliießlkh mit ÖKL-Werten rechnen 33°/o aJ1e1r befragten Ringe, 58% verwenden 
ÖKL-We:rte und eigene und 9°/o führen eine eigene Tarifverrechnung durch. 

Die räumliche Ausdehnung der Ringe 

Die Ringe er,strecken sich im Durchschnitt über 5 Gemeinden; der größte Ring 
umfaßt allerdings 50 Gemeinden (dieser Großring i1st aber inzwischen in 3 Unter­
ringe geteilt worden), wodurch der Durchschnittswert stark in die Höhe getrieben 
wird. 7 4 % aller Ringe erstrecken sich nämlich auf weniger als 5 Gemeinden. 

Interessant ist auch die Frage nach der Konkurrenz mit bereits bestehenden Gemein­
schaften. Eine solche wurde in 92 % der einschlägigen Fragebogen v,erneint. Aller­
dings muß man einräumen, daß regional eine stärkere Konkurrenz (z.B. mit ein.er 
Maschinengemeinschaft) in Erscheinung ·treten kann. 

Die Frage nach den Entwicklungstendenzen wurde folgendermaßen beurteilt: 

Vergrößerung des Mitgliederstandes innerhalb der angeschlossenen Gemeinden: 
Diese Frage wurde von 68% der untersuchten Ringe bejaht. 

Ausweitung auf eine größer1e Zahl von Gemeinden: 
Dies wurde von 64 % verneint. 
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Zusammenschluß bestehen.der Gemeinschaften: 
93°/o verneinten diese Frage. 

Vergröß·erung des Maschinenkapitals : 
Diese Frage wurde ausnahmslos verneint. 

Auflösungs.tendenzen: 
Auch dies wurde f.as.t ausnahmslos verneint. 

ln der Reihenfolge der Schwierigkeiten ergibt sich folgendes Bild: 

Sachliche Schwi1erigkeiten 
• Zu hoher Maschinenbesatz schon 

vor der Gründung des Ringes 
• Steuer-, gewerbe- und arbeitsrecht­

liche Bedenken 
• Fehlende Telefonanschlüsse 
• Bezahlung der Geschäftsführerpro­

vision 
• Zu wenig leistungsfähige Maschinen 
• Streu- und Hanglage der Betriebe 

(Geländeschwierigkeiten) 
• SchJ.echtes Wegenetz, Plurze·rsplitte­

rung . 
• Fehlende .oder inkonsequente Bera­

tung 
• Einsatz von Heugeräten in Grün-

landgebieten nur bedingt möglich 
• Entwicklungsschwierigkeiten 

Menschliche Schwierigkeiten 
• Maschinenbesitz erhöht das Prestige 
• Mang1elnde Ein- U1I1Jd Unterordnung 

bzw. zu wenig Gemeinsinn und Ver­
trauen zum anderen 

• Egoi<Smus 
• Zu · geringes kommerziell-betriebs­

wirtschaftliches Denken 
• Angst vor Einengung der wirt­

schaftlichen Freiheit 
• Angst vor verstärktem Bürokratis­

mus 
• Angst vor Abhängigkeit vom ande­

xien 

Rund 25°/o der Ringe nannten keine Schwierigkeiten, aber nur 6% verneinten diese 
Frage eindeutig. 

Nachdem bekannt gewoxiden· war, daß die Ringtätigkeit der Umsatzsteuer unterliegt, 
wu11de der Abxiechnungisverkehr über die Geldinstitute gegendweise beträchtlich ein­
geschränkt; diie Mitglieder verlegten sich spontan in verstärktem Maße auf die Selbst­
vermittlung und den Abrechnungsverkehr von Hof zu Hof. 

Der maschinelle Arbeitseinsatz am Hang wird von den Ringkollegen nur bedingt 
übernommen; auch eine Mehrbezahlung ist kaum wirksam. Man scheut diie erhöhte 
Gefahr· für Mensch und Maschine. Aus diesem Grund kann man annehmen, daß 
Hangbetdebe für die teichni·sche Zusammenarbeit weniger geeignet sind und daher 
auch weitgehend von der Ringarbeit ausges,chlos,sen bleiben wexiden. 

2.4.7 Organisation und regionale Verbreitung der Maschinenringe In Österreich 

Die Idee des Maschinenringes ist 13 Jahre alt und stammt, wie erwähnt, aus Bayern. 
1.962 begann der zaghaft e Versuch, in Österreich eine solche Kooperation zu wagen. 
Damals machte man in Oberösterreich den ersten Schritt, 1.963 folgte die Gründung 
je eines Ringes in der Steiermark und in Niederösterreich und ein Jahr später in 
Kärnten. Bis zum Jahr 1967 erfolgten weitere Gründungen nur zögernd, 1968 zählte 
man erst 30 Maschinenring:e hn ganzen Bundes.g1.ebiet. Doch ist ihre Zahl in den 
letzten drei Jahren sprunghaft auf mehr als das Dreifache an~stiegen. 

Einen ~erband der Maschinenringe auf Bundes·ebene gibt es zur Zeit noch nicht, 
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doch sind Bestrebungen im Gange, einen solchen zu gründen, sobald die Länder­
organiisation ·etwas weiter fortgeschriittein ds,t 4

• 

Derzeit gibt es in Österreich erst in drei Bundesländern einen Landesverband für 
Maschinenringe: Steiermark, Tirol und Niederösterreich. Diese Verbände haben sich 
im wesentlichen folgende Aufgaben gestellt: 

• Bemühungen um einen rascheren Ausbau des Telefonnetzes auf dem lande 
• Erweiterte Ausbildung der Geschäftsführer 
• Bemühungen um bessere gesetzliche Voraussetzungen für die organisierte Nach-

barschaftshilfie (Steuerreieht, Gewerberecht) 
• Verbreitung und Förderung der Maschinenring-Idee 
e Forderte Beratung der Betriebe, insbesondere auf landtechnischem Gebiet 
e Ausbau zu Betriebshelferdiensten. 

Im Frühj1ahr 1970 bestanden 96 Maschinenringe, im Herbst bereits 109; ihre Vertei·· 
lung auf d~e einzelnen Bundesländer geht aus der folgenden Übersicht hervor: 

Niederösterreich 
0 berösterreich 
Steiermark 
Burgenland 
Wien 
Salzburg 
Kärnten 
Tirol 
Vorarlberg 

TABELLE 1 

Frühjahr 1970 Herbst 1970 
Zahl der Ringe Zahl der Ringe Mitglieder 

21 
21 

23 
0 
0 

4 
5 

22 
0 

96 

21 
22 

30 
0 
c 
6 
6 

23 
1 

109 

750 
1500 

700 

120 
600 

1000 

4670 

Somit sind .in Österreich an 109 Maschinenrmgen 1,3°/o aller landwirtschaftlichen 
Betriebe, die etwa 65.000 ha LN bewirtschaften, angeschlossen. 

Niederösterreich: 

Im Frühjahr 1970 gab es in Ni·ederÖS'terreich bereits 21 Maschinenringe. Etwas mehr 
als ·ein Drittel der Mitglieder haben im Durchschnitt einen Telefonanschluß. Die 
Größe der Ringe liegt mit 36 Mitgliedern je Ring unter dem Bundesdurchschnitt. 
Auch in den Größenklassen der Be.triebe bestehen Unterschiede zum Bundesdurch­
schnitt: In NiedeTösterreich sind 88% der untersuchten Betriebe über 10 ha groß (Bun­
desdurchsdmitt: 66%). Dur·chschnittlich sind 92% al1er Ringbetriebe Vdllerwerbsbe­
triebe. Im Durchschnjtt liegt da:s investierte Maschinenneukapital je Ring bei 
5,2 Mill. S, die Fehlbestände je Ring betragen etwa 250.000 S, die Jahresumsätze 
etwa 34.000 S. Die ges·amte landwirtschaftliche Nutzfläche j-e Ring beträgt im Durch­
schnitt 540 ha. 

Burgenland: 

Zum Berichtszeitpunkt gab es im Burgenland noch keine Maschinenringe. Viele 
Bauern sind dagiegen, weil zahlreiche verhältnismäßig gut funktionierende Maschinen­
gemeinschaften, also Gemeinschaften mit Anteilseigentum, vorhanden siind. Außerdem 
ist die ungünstige Agrarstruktur ein Hindernis. 

4 Zum Vergleich: In der BRD besteht ein Bundesverband für Maschinenringe mit etwa 
820 Ringen, die 40.000 Mitglieder mit rund 690.000 ha LN betreuen. 
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Steiermark: 

Seit März l.970 g!ibt es in dies.em Bundesland einen Landesverband für überbetrieh­
liche Zusammenarbeit, an den 26 der Ringe angeschlossen: sind, und dessen Leitung 
an die Landeskammer für Land- und Forstwirtschaft angegliedert tst. 
Telefonanschlüsse: im Durchschnitt der untersuchten Ringe rund 30% der Mitglieder. 
Maschinenkapital (Neuwert): im Durchs·chnitt 2,2 Mill. S pro Ri.111.g. 
Fehlbestand je Ring: im Durchschnitt 320.000 S; ohne den Ring in PölfaubeTg: 
l.l.0.000. s. 
Mitgliedsbetriebe: dm Durchschnitt 20 je Ring. 
Größenklassen: im Durchs·chillitt 50% über lO ha, 28% unter 5 ha. 
Vollerwerbsbetriebe: im Durchschnitt 80%. 

Jahresumsatz: im Durchschnitt 85.000 S je Rd.ng. 
Landwirtschaftliche Nutzfläche der ang,eschlossenen Ringbetriebe zusammen: im 
Durchschnitt 200 ha· je Ring. 

In der St1eie!Imark ·sind vor allem Klein- und Mittelringe bis zu 40 Mitgliedern an­
zutreffen. Der älteste Maschinenring der Steiermark ~st der „Beratungs- und Maschi­
nenring Unteres Mürztal", der durch seine vorbildliche Organisation weithin beka*~· 
ist. Dieser Ring wurde im März 1965 gegründet und weist etwa 60 Mitglieder auf. 
Er umfaßt die Gemeinden Bruck/Mur, Kapfenberg, St. Lorenzen, St. lyfarein, Aller­
heiligen, Mürzhofen und Kindberg~ Die Kommunikationsmöglichkeiten sind relativ 
gut: 78% aller Mitglieder haiben einen Telefonanschluß! Den Hauptanteil am Um­
satz tragen die Maschinen und Geräte für die Silomaisernte, die Düng•erausbringung, 
die Saat und Pflanzenpf1ege und für di1e Getreide1e.mte. Als Tarife werden nur ·eigene 
verwendet. Besonders hervorzuheben ist die deutliche Verminderung des Maschinen­
kapitals j.e Betrieb (was ja als Hauptauswirkung in allen Ringen zu erwarten wäre). 
Salzburg: 
Wie erwähnt, hat man do-rt zu einer wirksamen Selbsthilfe gegriffen und sogenanrtte 
Auf.schließungsgemeinschaften für Telefonanschlüsse· gebildet, um die An~chluß­
kosten zu reduzieren. Im Frühjahr 1970 bestanden folgende Maschinenringe: Göming, 
Weißpriach-Fanningberg, Unternberg, Maria Pfarr,. Seekirchen. 
Die Bauern sind in dies·em Bundesland s1ehr schwer zur Ringgründung z.u bewegen, 
vor allem wahrscheinlich d1eshailb, weil eis sich hiie:r fast auss·chlie:ßlich um Grünland­
betrrebe handelt und da.durch beti der Terminisierung der Heuernte größere Schwieirig­
keiten auftreten. Auch diie Hanglag;e bedeutet mitunte:r ein Hindernis für den über­
betrieb1ichen Maschineneinsatz. 
Kärnten: 
Neben vielen Maschinengemeinschaften und den erwähnten 28 Maschinenhöfen, die 
über ganz Kärnten verteilt sind, gab es im. Frühjahr l.970 5 Maschinenringe mit etwa 
500 Mitgltedern. 
DeT erste Ring WUI1de im ] ahr l.964 am Goldbrunnihof gegründet. Er hatte zum 
Unter-suchungszeitpunkt 78 Mitglieder. Erst l.969 und 1970 folgten· diJe nächsten 
Ringgründungen: 

Maschinenring 

Gurktal 
Wolfsberg 
Spittal 
Feldkirchen 

Mitglieder 

203 
70 
63 
80· 
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Der Maschinenring Gurktal ist mit rund 200 Mitgliedern derzeit der umfangreichste 
Ring; er erstreckt sich über 24 Gemeinden. 

Im Jahr 1969 wurde von der Landwirtschaftskammer ein eigenes Referat geschaffen, 
das neben der Aufklärungsarbei!t auch 1eine fö,riderung der Maschinenringe in die 
Wege leitet. Es wird angestrebt, in jedem Bezirk einen Maschinenring zu gründen, 
und dann durch di:e Bildung von Arbeitskreisen innerhalb eines Bezirksringes die 
jeweliligen Initiativen zu berücksichtigen. Diese Arbeitskreise stellen sogenannte 
Untle;rorganisiatione111 dar, die eine111 Obmann und Geschäftsführer haben und eine 
eigene Abriechnung durchführen. Unter anderem sol'l damit die Bildung von Konkur­
renzunternehmen innerhalb desiselben Bezirkes unterbunden werden. Die Gründung 
des Maschinenringes soll - zumindest wird dies angestrebt - immer für den gan­
zen Bezirk erfolgen, dami't der Verein für den ganzen Bezirk nur ednmal von der 
Vereinsbehörde genehmigt werden braucht. Außerdem ist man bestrebt, eine größere 
Ausdehnung zu fördern, damit eine hesserie Auslastung der Maschinen er11eicht wer­
den kann und eine optimale Austauschmöglichkeit (frühere und spät1ere Ernteter­
mine!) gewährlei,stet ist. 

Oberöstierrieich: 

In Oberösterreich gab es im Frühjahr 1970 22 Maschinenringe. Als ältester Ring 
Österreichs :ist der 11Ma:schinienring Schardenberg nnd Umgebung", der im Jänner 
1962 gegründet wurde, anzusehen. Er wird von einem nebenberuflichen Ges·chäfts­
führer, der selbst Landwirt ist, geführt. Dieser Ring weist rund 80 Mitglieder auf 
und ers,trieckt skh über drei Gemeinden; die landwirtschaftliche Nutzfläche der Mit­
glieder beträgt rund 1700 ha. 85% aller Mitgliedsbetriebe sind größer als 10 ha; 
75°/o allier Betriebe sind Vollerwerbsbetriebe. AHeiidings ist eine sehr geringe 
KommunikationsmögJichkeit vorhanden, weil nur 5°/o aUer Mitglieder einen Telefon­
anschluß besitzen! Nicht aUe Maschinen befinden sich im Besitz ·einzelner Mitglieder, 
es gibt innerhalb des Ringes auch Maschinenkleiingemeinschaften. HauptsächHch 
werden Mähdre9cher, Miststreuer, Feldhäcksler, Handelsdüngerstreuer, Ladewagen 
und Sämaschinen verwendet. 

Im Herbst 1969 haben sich im Beriekh des 11Zentralringes für überbetriebliche Zu­
sammenarbeit in der Land- und Forstwirtschaft des Bezirkes Ried i. I." zwei aktive 
Maschiinenringe gebildet, und zwar der 11Maschinenring Ried-Nord" mit 9 Gemein­
den und der 11Maschinenring Ried-Süd" mit 6 Gemeinden. In beiden FäUen i,st ein 
nebenberuflicher Geschäftsführ1er tätig. In den Rieder Ringgebieten ist man derzeit 
bestrebt, Telefon-Aufschließung:sgemeinschaften zu gründen. In diesem großen Ring­
gebiet komjmen hauptsächlich Erntemaschinen in der Ringarbeit zum Einsatz. 

Als größ1ter Ring gilt derzeit in Oberösterreich und im g,esamten Bundesgebiet der 
11Maschinien- und Beratungsring Vöcklabruck (MRVÖ)", der 1969 g,egründet wurde 
und 357 Mitglieder aufweLst. Er wurde aber inzwischen in drei Unterring1e geglie­
dert, wodurch u. a. eine bessere Übersicht erzielt wird. 60% aller angeschlossenen 
Betriebe weisen eiine Größe von 10-20 ha auf. 70% aller Mitgliedsbetriebe sind auf 
Vollerwerb ausgerichtet. Vor der Unterteilung in Unterringe erstreckte sich dieser 
Großring auf insgesamt 50 Gemeinden und wies eine RLN von fast 5000 ha auf. 
Hauptsächlkh werden Mähdrescher und Maschinen für Silomai1s- und Düngerarbeits­
ketten eingesetzt. 

Ganz allgiemein gilt für Oberösterreich, daß man die örtlichen Bezirksbauernkammern 
als Kris'tallisationspunkte für di1e Ringarbeit vorsieht. Die bäuerliche Sefüstvermitt-
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lung innerhalb der Ringe wird immer mehr forciert; dadurch will man sich den Ge­
schäftsführer ersparen, doch wi.Iid wahrsd1einlich .der Nachteil dex Unübersichtlichkieit 
in Kauf genommen werden müssen. 

Tirol: 
In Tirol beträgt die Zahl der Maschinenringe 23; sie ist ar1so hoch. Im Mai I.970 
WUiI'ide der Tiroler Landesverban~ de.r Maschilil!en- und Be:ratungsringe gegründeit. 
Größeno11dnungsmäßdg handelt es sich um Kleinst- b~s Großringe, die sowohl in 
Berg- als auch in Tallagen vorhanden sind. Als Großringe gelten jene von Lienz, 
Imst und Schwaz. In Tirol sind etwa 4 % der landwirtschaftlichen Betriebe in Maschi­
nenringen ,erfaßt. 
Der „Maschinen- und Beratungsring Lienze,r Taiboden" wurde im Jahr l.966 mit 
60 Mitgliedern gegründet, dso auch schon relativ früh. I.967 und l.968 wurde vor­
übergehend eine Aufnahmesperre verhängt; 1.969 eroeichte der Mitgliiederstand 96. 
Die Maschinen be.finden ,skh vorwiegend im Allein:besitz, teilweise jiedoch auch im 
Gemeinschafts1eigen1tum. Strukturmäßig sind mit ietwa 30% a1Ler Be.triebe cliie Kllein­
landwirte stark vertreten, nur 42 % der Betrrebe sind größer als l.O ha. Dire Gesamt­
fläche der Mitg.ll;edisbetrd.ebe beträgt l.1.00 ha und erstreckt sich über l.l. Gemeinden. 
Haupt·säcMkh werden Heuerntemaschinen, Fe1dhäcksler und Kartoffelemter überbe­
trieblich eingesetzt. 60% aller Mitglieder haben einen Telefonanschluß. 
Der „landwirtschaftliche Maschinen- und ß.eratung.sring für den Bezirk Imst" wurde 
1967 ~egründet. Er weist etwas mehr als l.oo MitgHede~ auf, erstreckt sich über 
10 Gemeinden und ·seine g,eisramte landwirtschaftliche Nutzfläche beträgt rund 750 ha. 
Hauptsä·chliich kommen Mähdre,scher, Karto.ffel1eg1e- und Maissetzgeräte, Stallmist­
streueT und Fieldhäcksler zum Einsatz. Innerhalb des Ringes sind auch Maschinen­
kleingemeinschafte:n vorhanden. Der F1emsprechanschluß liegt bei durchschnittlich 
33°/o. Rund 50% der Betriebe sind Vollerwerbsbetriebe. 
Im Landesdurchschnitt ergeben sich je Ring folgende Daten: 
Teliefonanschlüsse . . . . . . . . . . 37°/o 
Maschinenneukapit~l . . . . . . 5,5 Mill. S 
Fehlbestände . . . . . . . . l.50.000 S 
Mitgliedsbetriebe . . . . 41 
Größenklass.en der Betdebe . . . 20% sind kleine!l' als 5 ha und nur 

8 % größer als 20 ha. 

Vorarlberg: 
Im Herbst l.970 wurde in Egg im Vorderen Bregenzerwald ein Maschinenring ge­
gründet. 

2!4.8 Die Anwendung der steuer- und gewerberechtlichen Vorschriften auf 
Maschinenringe 

2.4.8.1 Das Problem der Besteuerung der Ringmitglieder 
Auf die besteh.ende Gefahr, daß manche Maschinenringe bei ihrer Gründung bzw. 
Ausweitung durch die Steuerpflicht gehemmt weriden - ob aus kalkulatorischen 
oder psychologischen Gründen sei dahingeste1lt -, is1t schon hingewte~sen worden. 
In der Praxis wird immer wieder hervorgehoben, daß die Maschinenarbeit ii:n Ring 
auf Selbsrtkostenbasis erfolgt und kaum oder nicht gewinnbringend ist. Im Gesetz 
heißt es jedoch, daß alle „Lieferungen und Leistungen gegen Entgelt" der Umsatz­
s'teuer unterliegen. Doch stimmt es nicht ganz, daß jede.r Landwirt im Maschinenring 
umsatzsteuerpfüchti:g ist, denn es kommt auf die Höhe der Leistung an. Der Land-
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wirt ist berechtigt, dem zuständigen Finanzamt eine Überschußrechnung vorzulegen, 
auf der er nachweist, daß er aus der überbetrieblichen Tätigkeit kieinen Gewinn 
erzielt. Ein solcher Nachwei1s wird aber jenen MitgHedern nicht gelingen, die im Ring 
a'1s „Nur- oder Hauptsächlichanbieter" auftreten und selbst keinen Bedarf haben. 

Außerdem hebt das Finanzamt die anfallende Umsatzsteuer oft nicht direkt vom Mit­
glied ein, sondern über dde Ringverrechnung: der einzelne Bauer zahlt automatisch 
mit den Selbstkostensätzen neben der Vermittlungsgebühr auch die Umsatzsteuer, 
aliso al1s Zuschlag zum Arbeitspreis (siehe Vern:-echnungsformular, Seite 31). 

Derzeit können folgende Steuern bei der Ringarbeit anfallen: 

Umsatzsteuer: 5, 5 °/o 
Befördemngs1.5teuer: 6,0% (bis 65 km) 
Gewe11besteuer: wenn der Gewerbeertrag höher 
Einkommensteuer: bei Gewinnen über 3000 S 
Evtl. Kraftfahrzeug-(Traktor-)Steuer } 
Evtl. höhere Haftpflichtversiicherung für 
den Traktor 

als 24.000 S ist 

wenn Verstöße gegen die Gewerbe­
ordnung vorliegen 

2.4.8.2 Die gewerberechtliche Beurteilung eines Maschinenringes 

Bei der Bezahlung der Ringleistungen handelt es sich um Selbs,tkostensätz.e; das 
wurde schon früher erwähnt; ebenso, daß die verwendeten Tarife meist den vom 
ÖKL herausgegebenen Richtwerten für die Maschinenselbstkosten ähnlich sind. 
Gewerberechtlkh muß man folgende Ding:e voneinander getrennt betrachten und 
beurteHen (16): 

a) Die Tätigkeit des M a s chi n e n r i n g es als juristische Person. 

b) Die Tätigkeit der e i n z e 1 n e n R i n g m i t g 1 i e d e r. 

c) Die Tätigkeit deis Ring 1 e i t er s (Geschäftsführelis, Obmannes). 

ad a) Was den Maschinenring sielbst betrifft, so kann er ohneweiters als ideeller 
Verein nach dem Vereinsgesetz 1951 eingeri1chtet werden. Falls er für die von 
S•einen 011ganen durchgeführte Maschinenvermittlung nur einen Unkosten­
beitrag bis höchstens zur Höhe der Selbstkosten erhält, so liegt eine gewerb­
liche Tätigkeit des Vereines rocht vor. In einem Gutachten von Professor 
Dr. WALTER heiißt es: „Der Maschinenring •in Vereinsform i1st dann ein ideel­
ler Verein (nach dem Vereinsgesetz 1951), wenn die Mitglieder den Maschi­
neneinsatz zu den Selbstkosten vornehmen." 

ad b) Die Tätigkeit der einzelnen Ringmitgliieder wird allein danach beurteilt, ob 
sie sich :im Rahmen von Artikel V, lit. a, KMPzGewO. in der Fassung vom 
30. 1. 1963, BGBI. Nr. 35, bewegt oder nicht (siehe Seite 22). 
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Weroien diese Grenzen nicht eingehalten, so gilt folgendes (19): 

1. Der Fahrer wird vom Maschineneigentümer nicht beigestellt: 

• Verleiher von Kraftfahrzeugen 
(gebundenes Gewrerbe) § 1 .a, Abs. 1, lit. b, Z. 30 GewO. 

• Verleiher von sonstigen Ma­
schinen (freies Gewerbe) § 1 c, Abs. 4, GewO. 



2. Der Fahrer wird vom Maschineneigentümer beigestellt: 
Güterbeförderung 

• Mit Kraftfahrz,eugen über 
400 kg Eigengewicht (konzies-
sionspflichtiges Gewerbe) § 3 Güterbef.Ges., BGBI. Nr. 63/1952 

• mit Kraftfahrzeugen unter 
400 kg Eigengewicht (gebun-
denes Gewerbe) . § 1 a, Abs. 1, lit. b, Z. 31 GewO. 

• Mit Arbeitsma·schinen (freies 
Gewerbe) § 1 c, Abs. 41 GewO. 

Andere land- und forstwi.rtschaftliche Dienstleistungen 
mit Maschinen aller Art 

e ·Schädlingsbekämpfung im 
Pflanzenbau unter AuS1Schluß 
der Verwendung hochgiftiger 
Gase (~·ebundenes Gewerbe) 

• Im übd-gen (freies Gewerbe) 
§ 1 a, Abs. 1, lit. b, Z . . 12 GewO. 
§ 1 c, Abs. 4, GewO. 

Fehlt die nötige Gewerbeberechtigung, · so macht sich der Betreffende gemäß 
§ 132 der Gew-0. strafbar. · 

Die Praxis z.eigt, daß von vielen Maschinenring-Mitgliedern diie engen Grenzen 
des Kundmach.ungspatentes oft überschritten werden. 

ad c) Bedient sich der Maschinenring zur Ausführung der V1ermittlungstätigkeit eines 
Ringleiters, der nicht Angestellter des Vereines i·st, sondern in Eigenregie 
Werkverträge zwiischen den Vereinsmitgliedern entgeltlich vermittelt, so be­
~reibt der Ringleiter da:s freie Gewerbe der Maschinenverrn'ittlung. 

In be·zug auf die entgeldiche Nachharschaftshilfe muß noch dar.auf hingewiesien we.rden, 
daß die1se vor 1963 v.erbotien wiar und erst mit Novellierung de1s KMPzGewO. im 
Jahr 1963 eine Lockerung einget11eten ist. Die noch vorhandenen Einschränkungen sollen 
das Unternehmergewerbe schützen, weil man edne Konkunienz zwischen Landwirtschaft 
und Transportgewierbe befürchtete. Zusammenfuss.end kann fos.tges.tellt we11den, daß -
laut einem Gutachten von Prof. Dr. WALTER - g.enerell folgende FälLe von der Gewerbe­
ordnunig .auisgenommen -sdnd: 

• die unentgeltlich geleistete Nachbarschaftshilfe 
• die entg.eil.t1ich geleistete Nachbairschaftshilfe, di·e dm Rahmen der Beschränkungen 

des KMPzGewO. ble:ibt. , 

Von der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft (16} werden hing~gen die Be­
stimmungen viel enger ausgelegt. Danach stellt jede entgeltli~e Überlassung ,von 
Landmaschinen an Nachbarn eine gewerbsmäßige Tätigkeit dar, weiil im Kund­
machungspatent nur von 11Verleih" von Landmaschinen und nicht "Vermietung" ge.,. 
sprochen wird. Ferner faßt man dort die „Besorgung von Diensten für andere Land­
wirte" so auf, daß darunter nur Handarbeitsleistungen, niicht aber Verrichtungen mit 
Masdtinen zu verstehen wären. Praktisch wü~dien es die derz~it geltenden Bestim­
mungen der Gewerbeordnung erforderlich machen, daß sich der Landwirt einen 
Gewerbeschein für Maschinenvermietung besorgt. ·Das gelte auch dann, wenn sich 
die Tarife nur in der Höhe der Sell.bstkostensätze bewegen, weil bei ·einem Leistungs­
austausch von der Behörde der Lohnunternehmertarif unterstellt werden kann. 
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Da Maschinenvermietung zum freien Gewerbe zählt, kann der Landwirt relativ leicht 
in den BesHz des einschlägiigen Gewe·rhescheins gelangen, doch zieht dies schwer­
wiegende Folgen nach sich (16): 

• Der Landwirt unterliegt der Geweribesteuer (sein Maschinenpark wird dem Steuer­
satz für Gewerbekapital unterwor.ben). 

• Der Landwirt unter1i1egt einer doppelten Soziallversicherungspflicht und Kammer-
2lugehörigkeit (inshesonde.rre v•erHert er für seine Tätigkeit als Maschinenring­
Mitglied den Unfallversicherungsschutz aus der land- und forstwirtschaftlichen 
Sozialversiicherung). 

• Die Haftpflichtveiisicherungsanstalten würden diesen Landwirten für ihre Trak­
toren wegen der nunmehr gewerblich gewordenen Tätigkeit kaum Verisiche~ 
rungsschutz zum Landwirtschaftstarif gewähren. Die Maschine müßte dann nach 
dem Gewerbetarif versichert werden, der relativ hoch liegt: für einen 35- bis 
45-PS-Traktor bei rund 1500 S. 

2.5 Staatliche Förderungsmaßnahmen für überbetriebliche landtechnische 
Zusammenarbeit 

Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft hat die Förderungswürdigkeit 
dieser überbetriiebHchen Gemeinschaften erkannt und Förderungsmittel, die meist 
aus dem Grünen Plan stammen, dafür vorgesehen. 

folgende wesentliche Richtlinien seien hier aufgezeigt (20): 
Im Rahmen der AIK-Aktion „sollen in erster Linde neben der Einzelanschaffung von 
Maschinen vor allem die für eine überbetriceblii.che Nutzung bestimmten Anschaffungen 
berücksichtigt we11den. Dies deswegen, um Betrieben rnJit kleiner Nutzfiläche oder 
Betrieben mit Sondierku1turen, für die sich ei111Je Einzelanschaffung nicht empfiehlt, 
die Veirwendung von Landmaschinen auf breiterer Basis zu ermöglichen". 
Vom Bundesminist1erium für Land- und Foflstwirtschaft wird ein 4,5°/oiger Zinsen­
zuschuß gewährt, sodaß der Landwirt für sein Darlehen nur 3°/o Zinsen zu zahlen 
hat. Die Laufzeit dieses Darlehens erstreckt sich auf 5 Jahre, seine Höhe be'trägt 60% 
der Anschaffung·skosten. 

Dieser Zinsenzuschuß wird gewährt für: 
„1. den Ausbau bereits bes:behender Lohnunternehmungen für Landmaschinen auf 

privater oder gienoSisenschaftliicher Basis mit entsprechender Gewerbeberechtigung; 
2. die Anschaffung von Maschinen, die in nachbarlicher bzw. überbetrieblicher Zu­

sammenarbedt von mindestens zwei oder mehreren Betrieben genutzt werden. 
Es. muß die Gewähr besitehen, daß es skh um eine echte, minde.s·tens auf die 
Dauer von v.ie:i· Jahren erstrreckende Zusammenarbieit handelt. Hier können vor 
allem Mähdiiescher und anderre Vollerntemaischinen berücksichtigt werden." 

Aus Mitteln der „Landmaschinen-Aktion.u können giemäß den FörrderUtngsrichtlinien 
Beihilfen gewährt werden: 
a) für „di1e Beratung zur verstärkten überbetrieblichen Nutzung von Landmaschdnen 

zum Zwecke einer besseiien Arbeitsorganiisation, 
b) für d~e Vei-anstaltung von Fachkursen für di1e Bedi1enung bestimmter Arbeits­

maschinen". 
c) Zur Förderung der organisierten Nachbar1schaft.shilfe, 11giegen Verrechnung der 

Selbstkosten; in Form von Maschinenringen auf Vereinsbasis kann für den 
statutenmäßig bestellten Geschäftsführer eine Pauschalbeihilfe bis zu 1000 S 

44 



monatlich, oder für den auf Dorfebene für den überhetrieblkhen Maschinenein­
satz Verantwortlichen eine solche bi·s zu 500 S monatlich, gewährt werden." 

Für d1e Umstellungs- und Besitzfestigungsaktion gilt folgendes: 
„Es können nach Maßgabe des jeweiligen Betri•eibsinvest:iitionsplanes und nach dem 
fachlichen Rahmen der AIK-Maiochinenaktion Ma·schinenanschaffungen für die Außen­
wirtschaft nur dann geföiidiert werden, wenn _die Verwendung di·eser Maschinen 
über betrieb 1 ich erfolgt, sei es in Form von Nutzungsgemeinschaften, Kllein­
gemei.nschaften, Maschinenringien, Gesellschaften ode·r Genossienschaften. Jedoch 
sind Trakto11en, Motorkarren un.d Mähdrescher von der Be.ihilfengewährung ausge­
schl.oss·en." 

Weiters heißt es: 
a) „In Umstellungs- und BesiHzfestigungsbetrieben können Mas1chinenanschaffungen, 

diie für eine überbetriebliche Verwendung bestimmt smd, bis zu :;:; 0/o der Anschaf­
fungskosten bezuschußt weTden." 

b) Allgemein gilt, daß Kredite und Bciträge nur für fabriksne-ue Landmaschinen 
gegeben werden, die in der BVP A Wieselburg oder einer anderen nationalen, 
offiziellien Prüfanstalt mit positivem Erfolg geprüft wu11den. 

c) Außerdem dürfen die Maschinenpreise rukht überhöht sie~n und ein gutle•r Service­
dienst muß ZU!" Verfügung stehen. 

d) Es muß eine betriiebsw.irtschaftliche Rechtfertigung für diie betrieHende Investition 
vor 1iiegen. 

e) In Gebieten, wo die Verbreitung größe1"er Maschdnengemeinschaft.en und Maschinen­
ringe auf Schwierigkeiten stößt (Bergbauerngebiete), wird di:e überbemebliche 
Verwendung von Maschinen und Geräten in Form der Nachbarschaftshiilfe geför­
dert, und zwar: der Empfänger eines Förderungsbeitrages muß eiine schriftliche 
„Verpfüchtungserklärung" abgeben, in der er sich verpflichtet, im Rahmen der 
Nachbars·chaftshilfe nach den vom ÖKL festgesetzten Mas.chinen-Selhstkosren­
sätzen bei den auf der v.erpflichtungserklärung angeführten Landwirten mit der 
geförderten Maschine mindestens 4 Jahre la.ng Arbeit zu verrichten. Gleichzeitig 
muß er sich bereit erklären, diesen Unterstützungsbeitrag zurückzuzahlen, ·wenn 
er ·seine Verpflichtung nicht einhält. Die mit.unterfertigten Landwirte bekommen 
für eine eigene Anschaffung der gleichartigen Maschine ~eine Förderungsmittel (20). 

2.6 Folgerungen 
Kooperation bringt Vorteile, 1schaf.ft aiber auch Schwiecigkeiten. Vorteile in der ök0rno­
mi1Schen Auswirkung, Schwierigkeiten in der Durchführung. überbetrieblicher Maschi­
neneinsatz ist heute keine theoretische Forderung mehr, sondern wird erwi!eseniermaß.en 
in allen Bundesländern Österreichs praktiziert. 
Die Preis1e der meisten wi!chti.gen Agrarprodukte haben in nächster Zukunft keine 
Chance, nennenswert erhöht zu werden; es bleibt also nur die Möglichkeit, die 
Erzeugungskosten z.u s·enken, um das landwirtschaftliche Einkommen zu verbessern. 
Initiativ~ und guter Wille · des einzelnen bäuerlichen Untemehmeiis reichen nicht aus, 
um diesen maßgeblichen betriebswirtschaftilichen Schritt im erforderlichen AU1Smaß 
vorzunehmen. Aus dies.em Gr'W1id erwartet sich die Landwirtschaft eine giezielte 
Förderung durch staatliche Stellren in folgenden Sachbei1eichen: 
1. Änderung der betreffienden Gesetzestexte in der bestehenden GeW'erbeordnung 

a) Die wirksamste und . einfachste Maßnahme wä11e, Dd1enstleistungen mit land­
und forstwirtschaftlichen Maschinen als landwirtschaftliches N e b e n g e -
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wer 1b e zu behandeln. Dadurch unterlägen sie nicht mehr dem Geltungsbereich 
der Gewerbeordnung. Der nötige Ergänzungstext zu Art. IV des KMPzGewO. 
könnte etwa folgendermaßen lauten (16): 

Unter Nebengewerbe der Land- und Forstwirbs1chaft sind ferner zu verstehen: 

• „Dienstleistungen ·mit land- und forstwirtschaftlichen Maschinen, die im 
eigenen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb verwendet werden, für andere 
[and- und forstwirtschaftliche Betriebe. 

• Das Vermieten von land- und forstwirtschaftlichen Maschinen, die im eige­
nen land- und forstwirtschaft1ichen Betrieb v•erwendet werden, an andere 
land- und forstwirtschaftliche Betriebe. 

• Fuhrwe.rksdiensbe mit Zugmaschinen, Motorkarren und s,elbstfahrenden 
Arbeitsmaschinen für andefle land- und forstwirtschaftliche Betriebe, wenn 
folgende Voraussetzungen - analog der gegenwärtigen Regelung - erfüllt 
sind: 

Die verwendeten Kraftfahrz.euge .entsprechen ihrer Leistungsfähigkeit nach 
den Bedürfnissen des eigenen land- und forstwirtschaft:lichen Betniiebes; es 
werden nur tla1nd- und fo.rs1twktschaftHche Erzeugnisise oder Betriebserfor­
dernis·s·e befördert, und zwar zwischen Wirtschaftshöfen und Betriebsgrund­
stücken, sqwie zwischen diesen beiden und der nächstgelegenen Abgabe-, 
übernahms-, Verarbeitungs- oder Verladestelle." 

Nur auf solche Weiise ka.inn sich die technische Zusammenarbeit im gewünschten 
Ausmaß entwickeln, ohne daß die betreffenden Organe und Ringmitglieder mit 
dem Gesetz in Konflikt geraten. Der gesamte Förderungsapparat könnte sich 
dann ungehindert dieser Aufgabe in verstärktem Ausmaß widmen. 

b) Als Minimallösung wäre die Ausweitung deis Begriffes „Gemeinde" (eigene und 
unmittelbar angrenzende Gemeinde) auf „Bezirk" anzusehen. 

2. Steue:diche Erleichterungen 

Die Anwendung des Umsatzsteuergesetzes auf die koope.rationsbere1iten Be.triebe 
führt daziu, daß bäUJerliche Klein- und Mittelbetriebe, die ja besonderis auf die 
l<ooper.ation angewiesen sind, gegenüber dien größeren Betrieben steuerlich benach­
teiligt werden. Außerdem ist in vielen Ringen wegen der Umsatzbesteuerung der 
zweckmäßige Abrechnungsverkrehr über Krieditiinstitute stark zurückgegangen oder 
vereinzelt ganz abgebrochen worden. Da der bargeldlose Abriechnungsverkehr eines 
der Hauptmerkmale eines Maschinenriillges is.t, durch das erst ein klagloses Funktio­
nteren 1ermöglicht wird, müßte hier iim Interesse der Gesamtsache eine andere Rege­
lung gefunden wer:den. Ein durchaus brauchbarer Vorschlag geht in die Richtung, 
daß die Umsatzsteuer auf die aus der überbetrieb[khen Ma1schinenarbeit verein­
nahmten Entgelte 1in die Umsatzs.teuerpauschalierung der Landwirte einbezogen 
wird (in der Bundesrepublik Deutschland wwide diese Regelung anläßlich der 
Einführung der Mehrwertsteuer vorgenommen). 

3. öffentlkhe Startbeihilfe 
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Wie ber.eits ausführlich erläutert, sind staatliche FörderungsrichtLinien bereits erlas­
sen worden. Über die finanziel!Le Förderung der überbetriebLichen Maschinenver­
wendung kann man - wais die zeitliche und mengenmäßige Zuteilung anlangt - vier­
schiedener M 1eilllUng sein. Während vie1e meinen, daß z. B. die Paus-chalbeihilfe von 
monatlich 1000 S an di1e Ringlieiter den Grundsätz·en einer sinnvollen und weit­
schauenden Förderungspraktik entspricht, vertreten andere die Ansicht, daß die 
Ringleiter nicht von staatlichen Zuschüs·sen abhängig weroen sollten. Um die zahQ-



reichen Anfangsprobleme bei Ringneugründungen zu entschärfen, ist die Gewäh­
rung einer Startbeihilfe zweckmäßig. 

4. Förderung des Ausbaues der Telefonanschlüsse auf dem Land im allgeme~nen, ins­
besonde11e aber ilI1 Maschinenring-Aufbaugebieten.· 
Dieses Problem ist äußoost wichtig. Wenn im Durchschndtt zwar 30% aller. Ring­
betriebe einen T e1efonanschluß besitzen, ist dies vergll.eichsweise wohl ein hoher 
Prozentsatz, ·doch für die Ringorganä.sation zu wenig. 
In manchen Ringen tritt zwar gezwungenermaßen die Selbstvermittlung in •starkem 
Maße hervor, doch fu.nktionti!ert ein Ring mit etwas größ·eiiem Mitgliedterstand nur 
durch Fem.sprechverbmdung klaglos. So gesehen ist für einien landwirtschaftlichen 
Betrieb ·ein Telefon kein · Luxus, sondern ein unentbehrliches Betriebsmittel gewor­
den. Gute Orgianri:sa:tion ist _nur durch gegens.ed.tige rasche Information möglich. 
Leider ist die Anschlußgebühr auf dem Land (6000 bis 25.000 S!) zwanzigmal so 
hoch wie in der Stadt oder noch höher. Selbsthilfe der Bauern u n d verstärkte 
Unterstützung durch die zuiständigen · Postdienststellen einers·eits und Aufschlie­
ßungszuschüsse aus agrarischen Förderungsmitteln ande·rseits können dieses Pro­
blem einer Lösung nahebringen. 

5. Gezielte Aufklärung 
AbgeS1ehen von rechtlichen U111d materiellen Aspekten gilt das Hauptaugenmerk 
einer gezielten Aufklärung. Ve·rmehrte Wirksamkeit entsteht siehr oft -durch Auf­
klärung seitens staatlicher Organe un:d der Bevufsvertretungien, damit die Ring1eiter 
und verantwortlichen Leute die Ziele und Möglichkeiten der landtechmschen Zu­
sammenarbeit abstecken können. Verbindliche Richtlinien sind itnerlälfüch. 
Darüber hinauis ist eine Aufklärung im landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschul.,. 
unte:rricht zu fö11dem. Schon in der Schule i-st die Idee · der Partnerschaft zu ver­
breiten und ihre theoretischen Grundeilemente sind in verstärktem Maße hervorzu­
heben. 

6. Yers.rtärkte ß.eratlllng beim Kauf von Maschinen und Geräten 
Dies·e · Beratung hat entweder vom zuständigen Ringledter oder von se!i.ten der 
Kammer zu erfol~. Eine wichtige Aufgabe ist nämlich die schrittweise Typen­
bereinigung dier bereits vonhandenen Altmaschinen. 11Zu viele, aber zu wenig 
1ei:stungs1stlaTke Maschinen", hört man sehr oft aus Rililggebiett:en; man kann das 
als ~,Masdtl.nenüberbesatz" bezeichnen. Hand in Hand mit diesem gezielten · Alt­
maschinenausmerzen muß eine sd.nnvolle Ergänzung vorgenommen werden. 

Aufgabe ddies·er Beratung: 
• Der Leit·er (B1erater) muß den Maschinenkauf mit den Mitgliedern absprechen. 
• Nicht gerade der, welcher das nötige Kapital zur Verfügung hat, sol!1. die erfor­

derliche Maschine kaufen, sondem ·ein Landwirt, der vor al1em die nötige 
Z.eit aufbringen .kann, .die Maschine bei B.edarf im Ring einzus1etz1en. 

• Schriftliche, mündlkhe und demonsctrati~e Information der Ringmitglie·der über 
den neuesten Stand'dier Landtechnik: Überreichung von Prospektmateric:tl, Film­
vorführungen, gemeinsamer Besuch von landtechn:iischen Ausstellungen (Mes­
sen), Orgamsation von Maschinenvorführungen einschlägiger Maschinenfirmen 
auf dem Fe1d. 

• ß.edarfsplanung U!Ilid Erwägung der gemeinsamen Bestellung von technischen 
Einrichtungen bei bewährten · und einschlägigen Landma•schinenfirmen mit 
dichtem Seracedienst; Vereinheitlichung der Typen. Der Erfüll!U!ng dieser For-
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derung stehen in der Praxis al:1erdmgs größere Schwie1dgkeiten entgegen, weil 
sich die meist1en Landwirte im Laufe der Zeit auf 11ihre" Typen eingiestellt 
haben und sich nur schwer von de!Il Vorteile!Il andefier Typen überzeug1en lasisen. 
Verm\ehrte Aufklärungistätigkeit wird aber auch hiier - besonders auf die 
Jugiend - überzeugend wirken. 

2.7 Ausblick 

Die meisten der rund 110 Maschinenringe in Österreich stehen noch im Anfangs­
stadium ihrer Entwicklung. Die Überwindung der GründJUJngs- und Orgal1lisations­
schwierigkieiten wird nicht leicht, aber im Lauf der Zeit mit Unterstützung aus öffent­
lichen Mitteln und durch intensive, gezielte Beratung möglich sein. 
Eine Konkurrnnz mit bestehenden Maschinengenosisenschafte!Il ist nicht zu befürchten, 
weH de!1en Bedeutung gieg,enwärtig nicht nennenswert ist und sie in Zukunft bedeu­
tungslos sein dürften. Eine Verf11echtung mit bestehende!Il M1aschinengemeinschaften ist 
aU.erdings vorhanden; das führt regional auch zu einer gewissen Konkurrenzierung. 
Doch werden viele Kleingemeinschaften heute schon von Maschi,nenringen /1 überda_,cht". 
Das kommende Jahrzehnt wird eine Wende in der Mechanisierung bringen. Der 
Ma_,schinenring von morgen wird etwa1s anders aussehen aLs die meistien heutigen 
Ringe. Der biisherigie Ring beschäftigt sich hauptsächl:i:ch mit dem Maschinenaustausch 
im Ortsbereich und dem Kl,eilngeräteeinsatz auf oft strukturell ungünstig geleg1enen 
Par~ellen. Der Ring von morgen wird auf überwiegend flurbereiinigten FeMern mit 
leis.tungsstärkeren M.aschinen und Geräten sehr oft übergebietlich zum Einsatz kommen. 
In der Bundesrepublik Deutschland geht der Tr1end schon heute eindeutig zum Groß­
ri.:ng 5

, während bei uns erst vereinzelt Anzei.chen dafür vorhanden sind. Ein Über­
wi1egen der Großringe dürfte alterding1s in Österreich wegen der sta11k be:rgbäuerlich 
strukturierten La111:dwirtschaft nicht eintreten, wohl jedoch übergebietliche Ringe (z.B. 
mit etwa 100 biis 200 Mitgliedern), die in Sektionen (Arbeitskreti.se, Untergruppen) 
gegiHedert siein werden. In Zusammenhang damit wird der Triend zu den leis1tungs­
stärkeren technischen Betriebsmitteln anhalten. 
Mit den Maschinenringen wird - ähnlich wie i:n manchen Gebieten der Bundes­
republik Deutschland - ein sog,enannter Betriebs h e 1 f erd i e n s t in der Land­
wirtschaft eingeführt werden, um schwer lö1sbar:e arbei1tswirtschaftliiche Probleme zu 
überwinden. Als Betriiebshelfergemeinschaften haben ,sich in der Bundesrepublik 
Deutschland vor ali1em Beratungsringe und landwirtschaftliche Vereine bewährt; oft 
sind sii.1e mit Mas,chinenring1en gekoppelt. 

2.8 Zusammenfassung 

Der Substitutionsproz1eß der fohlenden Arbeitskräfte durch technische Produktionsmittel 
ist in uns1erer Landwirtschaft in den vergangenen zwei Jahrzehnten mitunter über­
hastet und zu wenig kontrolliert v1erlaufen. Die Folge war eiJn Ungle!ichgewicht in der 
Neukombination der Produktionsfaktoren (m wenig Boden, zu viel Kapital), sodaß 
sich vielfach kleiin- und mitlie1lbäuer1iche Betriebe mit außerordentlich hohen Ausgaben 
für Maschinenkäufe belaistet haben. So beträgt der kapitalisierte Neuwert an Maschinen 
und Geräten im Durchschnitt 16.733 S pro ha RLN (21). Die aus dies,er Mechanisie­
rung resulti1e:renden Kost1en erhöhen die Kapitalbefastungien in kaum vertretbarem 

5 Der Maschinenring Dinkelsbühl in Bayern hatte 1969 einen Umsatz von 228.000 DM; 
für 1970 werden 400.000 DM erwartet. Er ist aus 30 örtlichen Ringen entstanden, weist 
440 Mitglieder auf und erstreckt sich über 40 Gemeinden. (Quelle: Bayerisches Land­
wirtschaftliches Wochenblatt, 33h970.) 
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Ausmaß und konkurrieren mit d.iem Lohnanspruch der in der Landwirtschaft arbeiten­
den Bevölkerung. Vielerorts iist eine technische Überkapazität gegeben, anders!eitrs ist 
in einer großen Anzahl von Betrieben die Vollmechanisrerung.noch nicht erreicht. 
Eine Möglichkeit, die Erz1eugungskosteri. zu s:enken, ist, clJiJe vorhandenen Maschdineri­
kapazitäten rati0I11eller a!J.s bisher zu nützen; das kann in Form der überbetrieblichen 
Zusammenarbeit, sei .es in Fo·rtn von Maschinenrilngen oder Maschin~emei.nschaften, 
geschehen. 
Zu den seit Jahrzehnten bes.tehenden Formen der Maschinengemeinschaften hat sich 
nämlich im vergangenen Jahrzehnt eine neue, vielversprechende· Kooperationsform 
gesellt:· der Maschmenring. Es handelt sich dabei um organisierte Nachbarischaftshilfe, 
bei der ·die angeschlossenen Betriiebe überschüssige Mechanisierwigskapazitäten zur 
Verfügung stelLen ibzw. in Anspruch nehmen. Die b:iisher.igen Erfahrungen haben trotz 
.mancher. Anlau.fschw:iierigkieiten gezeigt, daß der Maischinenring ein gangba.11er Weg 
zur optimalen Mechaniisdierung ist. Die Viermittlung übernimmt der Ring, die Abrech­
nung erfolgt fast immer bargeldlos über ·ein Kreditinstitut. 

Beziehungen der veris.chiiedenen Betriebskategorien zum R·ing: 

Kleinbetriebe: 
Nebenerwerbs.betriebe, Haupterwerb im außerliandwirtschaft1ichen Bereich, Betriiebs­
vereinfa.chung, weniger Ma·schinen, nehmen die Ringhilfe in Anspruch (nehmen meist 
nur). 
Zuerwerbsbetriebe, haben sehr oft freie Maschinenkapaz:itäten, die sie dem Ring. zur 
Verfügung stellen können (geben mehr als sie nehmen). · 

Mttelbetriiebe (Vollm-Werbsbetriebe): 
Meist Oberkapazität an techrus.chen Betr1ebsmitbeln, die im die Ringorgani1Satfocn ein­
gebracht werden könn-e:n (geben mehr a1s sie Il!ehmen). 

Großbäuerliche Bettliebe: 
Weisen oft ein Obermaß an Spezialmaschinen auf (Rübenvdllemter, Mähdrescher), 
Arbeitskräfte fehlen jedoch oft ~nehmen und gehen fast ausgeglichen). 

Großbetriebe: 

Inanspruchnahme des Ringes bei Arbeits1spitz.en möglkh, ansonsten ist der Arbeits­
kräfte- und Maschinenbestand auf den Bedarf abgestimmt. 

Finanzierung des R~nges: 

• durch Bntrittsgebühr 

• durch Viermittlungsprovision 

• durch öHentlkhe B1eihilfen für die Anlaufzieit 

rne Vorteile der technischen Kooperation wurden bereits aufgezeigt, doch sei abschlie­
ßend noch .einmal darauf hingewiesen, daß auch sie ke:in Allheilm~ttel sein kann, aber 
eine wirksame Unterstützung darstellt, um den kalkulatorischen PJ:i.nzipien des Wirt­
S•chaftens im ;erwarteten Ausmaß g·erecht ru wel'den. Der Landwirt wird lernen müs1Sen, 
sich mit den Problemen der Arbeitsteilung und dies Gemeinsinns auseinanderzusetzen. 

Hauptaufgabe der techmschen Zusammenarbeit ist es, die Kos.ten der Arbeitserledigung 
zu senken. Aus dieser Nutzanwendung heraius iStellt der Maischinenring ~eine ldeologie 
dar, sondem weist dem landwirtischaftLi.chen Unternehmertum eiillen iiealistischen. Weg 
i:n die Zukunft. 
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3 Trocknungsgemeinschaften 

In diesem Kapitel werden vorwiegend Maistrockmmgsgemeinschaften behandelt, die 
sich vor al!lem in der Siteie:rm1ark beHnden. In den andeI'!en Bundeslä!IlJdern sind diese 
gemeinschaftlichen Anlagen der Zahl nach. bedeutungslos. Darüber hinaus werden 
einzielne wichti~e Grünfutter-Trocknungsgemeins1chaften in wirts·chaftlicher und orgaru­
satoris1cher Hinsicht unternucht. 

3.1 Maistrocknungsgemeinschaften 

3.1.1 Entwicklung der .Maisproduktion in Österreich 

Das Klima in Österreich ist für einen ertragr1eichen Mai1s1ainbau nicht überall geeignet; 
entweder feMen die nötigen Niederschläge in den Sommermonaten, w:iie etwa im 
Pannonikum, oder aber es besteht bei der Tempera:tur ei:in Manko (Alpenvorland). 
Trotzdem ist es durich züchte:rli1sche Maßnahmen und verbes·s1erte Anbau- und Pfle1ge­
methoden gelungen, di1e durchschnittlichen Hektare-rträg,e beli Köme:rmai1s von 36,5 q 
im Jahr 1960 auf ru11Jd 59,6 q im Jahr 1969 zu erhöhen, womit Ö·stierrrei1ch laut FAO­
Bericht an der Wehspitz:e 1.Jiiegt. 

Übersicht über d:iie Anbauflächen von Kömermais in Österneich (22): 

ha 

1936 64.000 
1939 63.000 
1958 50.000 
1960 58.000 
1962 54.000 

{Die Zahlen sind ~bgemndet.) 

1964 
1966 
1968 
1969 

ha 

50.000 
55.000 
73.000 

. 117.000 

Diie Ernte betrug 1969 e:twa 700.000 t und war damit um 75°/o höher als 1968. Für die 
nächsten Jahrie erwartet man infolge der neuerlichen Anhebung des Erzeuge:rpreises 
für Mais eine weite1rie Zunahme der Anbauflächen. 1965/66 mußten noch 458.000 t 
Mai$ importiiert werden, 1968/69 waren es nur mehr 87.000 t und heute ist Österreich 
fast autark. 

Etwa 80% des gesamten Maisbaues in Österrieich konzentriierien sich auf die BUilideslän­
der Steiermark, Niederösterr:eikh und da1s Burgen[and. 

Die Entwicklung in der Steiierma:rk 

In der Steiermark spiielt der Brotgetreideibau für den Markt keine große Rol1e; umso 
mehr aber der Futterge'tr1eidebau für die aus~edehnte Rinder-, Schweine- und Ge­
flügelmast. Aus den Bodennutzungserhebung1ein des J ahries 1969 geht hervor, daß die 
W,eizenfläche um weiiterie 3000 ha, .die KartoHelfläche um 2000 ha, dte KLeegrasschläge 
sogar um 7000 ha zurückgegangen sind. Dem steht eine Ausweitung deT Ge['1stenfläche 
um 1200 ha und dell' Körnermaisfläche 1sogar um 13.000 ha gegenüber. Diese starke 
Ausweitung ~st vor a]Lem auf die rasante Entwicklung in der Hybridmaiszüchtung 
(Sa:at:zuchtstation der Landeskammer für Land- und Fo:ristwirtschaft Tiberhof in Gleis­
dorf) z.urückz.uführe:n. Mit 47.400 ha Hegen 40% der östierrieichischen Kömell"maisfläche 
in der Steiermark. Begünstigt durch die Witterung wurde auf dieser Fläche 1969 eine 
Rekordernte im Werte von 500 Mill. S erzielt. 

Im Jahr 1969 w.uriden in der Ste:i!ermark 32 gemeinschaftliche TrocknungsanLagien 
errichtet, sodaß ziu Ende desis.elben Jahres insgesamt 153 solcher ~emieinschaftlicher 
Maistrocknungsanlag1en vorhanden warien (23). Diese Trocknungsanlagen verteilen sich 
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Beispiele: 
a) Mabstrocknungsgemeinschaft Weitendorf bei Wildon. Di1es1e Gemeinschaft zählt zu 

den größtren ihrer Art. Sie wurde l.964 gegründet und wird von einem Obmann 
nebenberuflich geführt, der aber keinerlei beratende Tätigkeit ausübt. Von den 
52 Mitgliedern (1968) hatten nur 7 einen Telefonanschluß. 
Die Mitgliedsbetriebe verteilen sich folgendermaßen auf die einzelnen Größen­
klassen: 

bis5haLN ·- · 46% 
5-10 ha · 32 % 

l.0-20 ha . 22 % 
65°/o der Betriiebe weiidren als Vol1erwerbsbetdebe angegeben. 
DLe Betriebe erstrecken sich über 3 Gemeinden. Di,e gesamte landwirtschaftLiche 
Nutzfläche aUer ang.eschloss1enen Maisbaubetriebe beträgt 420 ha. Das gesamte 
Mas,chinenkapital (Neuwert) beläuft sich auf l. Mill. S (wobei aber di!e Maisemrte­
maschinen einbe!Zogen sind). Als F1ehlbe1stand wird eine zweite Vollemtremaschine 
im Werte von rund 400.000 S angegeben. 
Der Hauptanteil des Umsa'tz.es entfällt auf diie drei Sil:os (zu je l.2t) und -den 
dreireihd.gen Maisvollemter. Diie T agieskapazität der Trocknungsanlage ( dir:ektes 
Trocknungs1systrem) beträgt 60 t Naßmais; geheizt wiiid mit Heizöl 11teicht". Die 
Abr,echnung erfolgt über die Raiffei1senkas1se; bei dett." TarifbeT1echmmg stützt man 
sich auf ÖKL-Wertre. Schwierigkeiten werden nicht angegeben. 

b) Di1e zur Zeit modernste S a a t ma-iistrocknungsanlage Europas wurde l.970 in Don­
nersdorf errichtet und steht den Mitgliedern des Saatbauveiieines Radkersburg zur 
VeTfügung. Eine genaue11e Beschreibung d:iieser Trocknungsgemeinschaft erfolgt im 
Zusammenhang mit der Darstellung der überbetrneblichen Gemeinschaften im 
Saatbau (Abschnitt 9, Seite 96). 

3.1.3 Zusammenfassung 
In den letzten Jahren hat die Maisproduktion in Österreich eine enorme Ausweitung 
erfahren; dadurch sind auch Schwierigkeiten und Engpässie bei den Trocknungsmöglich­
keiten entstanden. Um die Kapiitalkraft der Betrieb.e nicht zu überfordern., sah man 
sich in den Maisa:nbau:t'legionen gezwungen, die teuren Trocknungsanlagen, die ja nur 
wenige Wochen im Jahr in Betrieb S'tehen, gemeinschaftlich anzuschaffen und zu 
benützen. Durch di1es1e über b ,et r i e b 1 i c h e Zusammenarbeit konnten die Investi­
tionen der einzelnen Betriebe we,sentfilch medrig.eir gehalten werden. Vdele di,eser Trock­
nungsg.eme1nschaften verfügen auch über Maisierntemaschilnen, di1e sich .ebenfalls im 
Antei1seigentum befinden; deshalb wäre die Bez;eichnung 11Maschinen- und Maii:strock­
nungsgemeinschaft" ode:r 11Maiisernte- und -trocknungisgemeiins·chaft" angebracht. 
Gerade die Bettliebe iin den Maisgebieten der Os1t-, West- und Südsteilermark mit ihrer 
vorwiiegend klein- bis miittelbäue:rlichen Struktur bedürfen der Vorteile e:iin.er Entlastung 
von technischen Investitionen in vermehrtem Maß,e; dafür siind gezielte staatliche 
Beihilfen wünschenswert, um die Zinsen und Tilgungsraten 1emäg1ich zu gesta!Lten. 
Fehlinvestitionen durch Überbesatz sill!d hier, betriehswirtschafttlich gesehen, kaum zu 
erwarten, weil die heute angebotenen Trockner noch ·eher an der unteren Grenze der 
erforderlichen Kapazität liegen. 

3.2 Futtertrocknungsgemelnschaften 
3.2.1 Zweck der Helßlufttrocknung 
Zur Grünfutterkons,erwerung gibt es bekanntLi.ch verischiiedene V1erfahren; dement-
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sprechend unberschied.1i<:h ist auch die Qualität des Endprodukts. Neben den Möglich­
keii.ten der Boden- und Gerüsttrocknung sowie deir Silierung kennt man zwei grund­
legende Arten der künstlichen Trocknung: 
a) Kaltlufttrocknung 
b) Heißlufttrocknung 

Während die Kaltlufttrocknung ausschließlich einzelbetrieblich eingesetzt wird, schließt 
man sich bei der Heiß1ufttrocknung zu Gemeinschaften zusammen, um die enorme 
Kapitalaufbd:ngung zu erleichtern. Meist handelt es 1siich um Anlagen, deren Anschaf­
fungswert zwischen 1 und 2,5 Mill. S !1iegt. 

Die VorteHe diesier Art von FuttierkonsieTvierung liegen auf der Harnd: 
• Völlige Wretterunabhängigkeit. 
• Hochwertiges Futtermittel (Grünmehl). 

• Keinerlei Spezialkenntnisse ·der Mitglieder nötig, weil Fachkräfte zur Bedienung 
angestellt werden. 

Die Nachte1le Hegen u. a. ·in deir Kapitalbeschaffung und .der stoßweisen Anli.efernng 
des Futte11s, sofern kieiine Wachstumsstaffelung in den Betrieben gegeben ist. Wegen 
der hohen Investition~- und auch Betriebskosten der Heißlufttrocknung wird sich diese 
Art der Futterkonservierung am ehesten durch Genossenschaften durchführen lassen. 
Neben dem hohen Gehalt an vefldaulichem Etiweiiß und dem erheblichen Karotingehalt, 
der - im Gegensatz zum Heu - bei der Lagerung nur zu 50% abgebaut wird, ist der 
bedeutende Vitaminreichtum von Grünmehl (besonders Vitamin B und E) hervor­
zuheben. 

Trotz dieser ernährungisphysiologisch günstigen Gegebenheiten werden in Österrekh 
nur 12.ooot/Jahr (Schweiz: 90.000 t) an Grünmehl erzeugt; das ist u. a. auch auf die 
liberalisierte fünfuhr aus osteuropäischen Ländern zurückzuführen. Der inländiische 
Markt ist dadurch gesättigt, 1sodaß nur jene Trock111Ungisgemeinschaften mit öffentlichen 
Mittei1n unterstützt werden, die nicht für den Markt produ.tleren. 

3.2.2 Bestehende Gemeinschaften 

Die hier beschriebenen Gemeinschaften sind alle Genossenschaften. Diese Rechtsform 
ist der gangbarste Weg, um die enormen finanziellen Mittel für die A11JSchaffung der 
technischen Einrichtungen aufbmngen zu können. 
Im folgenden werden 5 der bestehenden 10 Futtertrocknungsgenossenschaften unter­
sucht, di:e ihren Standort vor allem in den Grünlandgebi.eten haben. 

Es handelt sich um fol&ende Genossenschaften: 

a) Trocknungsgenossen.schaft Gröbming, reg. Gen. m. b. H., Gröbming, Stmk. 

b) Trocknungsgenosse~schaft Aiigen im Ennstal, reg. Gen. m. b. H., Aigen, Stmk. 

c) Trocknungsgenossenschaft Aichfeld, reg. Gen. m. b. H., Aichfei1d, Bez. Judenburg, 
Stmk. 

d) Trocknungsgenossernschaft Rotholz, reg. Gen. m. b. H., Rotholz, Tirol. 

e) Futtertrocknungsgenosseru;chaft Vorderbregenzerwald, Krumbach, Vbg. 

Da nur eine J:1eilativ geringe Zahl der bestehenden Gemei1111schaften als Grundlage dies.er 
Untersuchung dient, wäre ein Durchschnitts-ergelmis allein weniger aussagefähig als 
eine detaiUierte Hnzelerfasrsung. Eine tabellenförmige übersieht über gemeinsame 
wichtige Kennzahlen ist dabei am anschaulichsten. 
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TABELLE 2 

Zahl 
der Mit- davon Maschinen- Kapazität der 'Verwen-

Gründungs- glieds- Telefon.:. ·kapital (Neu- Trocknungs- deter Brenn-
Gemeinschaft jahr Beratung Geschäftsführer betriebe anschlüsse wert) anlage stoff 

TGGröbming 1964 * Kammer nebenberuflich 140 keine 2,5 Mill.. 5 2,5 t/h Grüngut Heizöl 
(Beratung bei Ma- Angaben = 0,5 t/h Trok- „schwer" 
schinenankauf u. kengut 
-einsatz) 

TG Aigen i. Ennstal 1966 Kammer nebenberuflich 224 31% 2,05 Mill. 5 0,5 t/h Grün- Heizöl 
(technische, be- mehl „mittel" 
triebswirtschaft-
liehe u. pflanzen-
bauliche Beratung) 

TG Aichfeld 1963 Kammer hauptberuflich . 
190 11% 1,75 Mill. 5 bis 10 t Grün- Heizöl 

(keine beratende mehl pro Tagi „mittel" 
Tätigkeit) bis 8 t Kartof- und 

felschrot (Trok- „leicht" 
kengut) 

TG Rotholz 1962 Kammer nebenberuflich 516 10% 1 Mill. 5 3 t/h Grüngut Heizöl 
(technische, be- „schwer" 
triebswirtschaft-
liehe u. pflanzen-
bauliche Beratung) 

FTG Vorderbregenzerwald 1961 Kammer nebenberuflich 251 keine 1,2 Mill. 5 12 t/Tag Heizöl 
(keine beratende Angaben „mittel" 
Tätigkeit)-

* Aus einer früheren Genossenschaft aus dem Jahre 1942 entstanden. 

"'1 In 4 Gemänschaften wird Direkttrod<nung angewendet. \J1 
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Gemeinschaft 

TG Gröbming 

TG Aigen i. Ennstal 

TG Aichfeld 

TG Rotholz 

FTG Vorderbregenzerwald 

* RLN. 

Gemeinschaft 

TG Gröbming 
TG Aigen i. Ennstal 

TG Aichfeld 

TG Rotholz 

FTG Vorderbregenzerwald 

Größenklassen der an­
geschlossenen Betriebe 

TABELLE 3 

bis 5 ha 5-10 10-20 
Vollerwerbs-

über 20 betriebe Gesamte LN Tarif- Verrechnungs-

13 

6 

in% in% in ha Gemeinden berechnung vor gang 

nicht erhoben 98 nicht 12 nur eigene Raiffeisenkasse 
erhoben Tarife 

20 38 29 62 4415 11 keine über Warenkonto 
Angaben bei LG. Ennstal 

nur eigene Raiffeisenkasse 
Tarife und direkte 

13 34 47 78 3698 * 14 

Einzahlungen 

80 15 5 30 keine keine keine Raiffeisenkasse 
Angaben Angaben Angaben 

keine Angaben keine Angaben 8 keine Raiffeisenkasse 
Angaben 

TABELLE 4 

Schwierigkeiten 

keine 
Trotz günstiger Wachstumsstaffelung des Futters in den Mitgliedsbetrieben können nur rund 30% 
des Trocknungsrechts in der Zeit vom 15. 5. bis 15. 7. ausgenutzt werden. Ansonsten wird von etwa 
95°/o der Mitglieder die auf die Anteile entfallende Trocknungspflicht erfüllt. 
Vergrößerung des Maschinenkapitals wegen Kartoffelsortierung und Paketierung als Konsumware not­
wendig. 
Zu geringe Auslastung der Anlage wegen hoher Transportkosten; geringe Verkaufsmöglichkeiten des 
Trockengutes an die heimische Industrie. 
Mangel an Maschinisten in der Saison. 

Die Fragen, ob es eine Konkurrenz gibt und ob Auflösungstendenzen bestehen, wurden von allen untersuchten Gemeinschaften 
verineint; auf die Fragen nach einer geplanten Vergrößerung der Maschinenkapazität, einer Fusionierung und einer Ausweitung 
auf andere Gemeinden antwortete jeweils nur eine einzige Gemeinschaft mit Ja. Hingegen nimmt die Mitgliederzahl in den meisten 
Gemeinschaften zu. 



4 Oberbetrlebllche Gemeinschaften In der Weinwirtschaft 

4.1 Allgemeines 

4.1.1 Produktion 

Die Struktur des ös:terreichischen Weinbaues ~s·t dadurch charakterisiert, daß er fast 
ausschließlich in rder Hand kleinbäuerlicher Familiienbetriiebe liegt. Rund 72.000 W·edn­
baubetriebe bewirtschafteten 1969 etwa 42.000 ha Ertragisweingärten, diie sich auf 
ca. 1300 Gemeinden verteilten. Die durch1schnittliche Weiinfüäche je Betrieb betrug dem­
nach rund o ,6 ha. 
Die Förderungsmaßnahmen im Weinbau waren in den Jahren bis 1969 vor allem auf 
cHe Verbesserung der Erträge und der Qualität gerichtet, um den Weinbau wettbewerbs­
fähig zu machen. Dabei wurden rund 80% der Weiinhauflächen auf rationelle Mittel­
hoch- und Hochkulturen umg.estellt. Miit diesen Maßnahmen wurden das Qualitäts­
Illiveau verbessert, d:i!e Erzeugungskosten gesenkt und. letzten Endes auch eme Steige­
rung der Erträge erzielt. 

DIAGRAMM 1: Entwicklung der Weinernten in den Jahren 1961-1969 

Mill. hl 

3 

2 

1 

1961 1962 1963 1964 1965 1966 

Die Gesamtweinernre des Jahre1s 1969 betrug rund 2,26 Mill. hl, um 8,6% wenig·er als 
1968; das war fast ausschließlich auf di1e n:iledrig.eren HeiktareTträge in Ni1ederösterreich 
zurückmführen (- 2616%). 

TABELLE 5: Verteilung der Gesamtweinernte 

Niederösterreich 
Burgenland 
Steiermark 

· übrige Bundesländer 

1969 

54,8 
39,1 
5,0 
i,1 

% 
1968 

68,5 
26,~ 

4,3 
1.,0 
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TABELLE 6: D:üe Ertragsweiingärten in Österreich 

Niederösterreich 
Burgenland 
Steiermark 
Wien 
übrige Bundesländer 

1969 
ha 

25.987 
13.366 

1.722 
722 

24 

41.821 

Veränderung 1969 
±von 1968 

% 

+ 4,0 
+ 4,7 
+ 1,2 

o,6 
+ 50,0 

Gegenüber 1968 ergab sich eine absolute Zunahme der Anbaufläche um 1627 ha, 
gegenüber 1965 1sogar um 6222 ha. Di1e enorme Erntezunahme ist also auch eine Folge 
der Ausweitung der W.einanbauf1ächen. Darüber hinaus tragen steigende Hektar­
leistung und günstige Witterung zu Rekordernten bei. Der durchschnittliche Hektar­
ertrag schwankte in den einze1nen Jahren jedoch sehr stark: 61,5 hl (1968), 

89,{ hl (1964). 

4.1.2 Absatz 

Steigende Erzeugungsl,ffistung führt zu Ahsatzischwierigkieiten; das ist auch bei anderen 
Agrarprodukten hirnfänglich bekannt. Da der heimi1sd11e Wein fast zur Gänze im In1and 
verkauft wird und außerdem vertraglich vereiinbartie Importe getätigt werden, die den 
inländischen Markt belasten, waren .Aibsatzschwierigk!eiten nicht zu v·ermeiden. Zum 
ersten Mal trat 1964 m:üt .einer Emte von rund 2,8 Milil. hl eine Übe:rschußsdtuation 
auf; als in den Jahren 1967 und 1968 ebenfaills RekQrdermt;en e1ing:ebracht wurden, 
stand es fiest, daß eiine strukturelle Überangebotslage auf dem heimischen Weinmarkt 
besteht. Der Weiin hat jedoch gegenüber ainderien landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
den großen Vorteil, daß er eine positive Einkommen!relas·tizität aufwei1st: Wächst das 
Einkommen der städtischen Bevölkerung um 10%, dann steigen die Ausgaben für 
Nahrungsmittel insgesamt nur um knapp 4°/o, die für Getränke um 7°/o, die für Wein 
aber um 10%. Von aillen Nahrungsmitteln und Getränken hat der Wein vom zu­
nehmenden Wohlstand der Konsumenten am meiisten profitiert, denn die Nachfrage 
nach dies·mn Produkt i1st in den letzten 10 bis 15 Jahren jährlich um etwa 5°/o gestiegen. 

Als Ursache für den Prn:üsverfall nach guten Ernten gilt die relativ geringe Preis­
elastizität der Nachfrage nach Wein. Nach Berechnungen des Österreichiischen fostituts 
für Wirtschaftsforschung liegt dd1ese (bezogen auf den Verbraucherpreis) bei - 0,9 bis 
-1,0, bezogen auf den Erzeugerp11eis sogar bei - 0 17. Das heißt, deir Erzeugerp~eis für 
Wein muß um rund 15°/o sinken, damit der Verbrauch gleichz1eitig um 10% steigt (24). 

Gemäß der Krnaschen Regel bedeutiet dies, daß klcinere Angebotsmengen höhere Ge­
samterlöse bringen als größ.ere. 

Um diie Schwankungen der Weinernte etwas auszugleichen, versucht man, die .An­
gebot,sspitzen einzelner Jahre durch Lagerhaltung und durch die Lenkung der Importe 
einigermaßen zu brechen. Den W·im.zergenossenschaften standen 1950 nur 80.000 hl 
Lagerraum zur Verfügung; bis Ende 1969 mußte dieser auf über 800.000 hll ausgebaut 
weriden, um w.itterungisbeddngte Schwankungen der Weinernte auszugleichen und auf 
diese Weise stabilisdieTend auf das Marktgeschehen zu wirken. Leider wi11d derzieit e11st 
rund ein Sechstel bis ein Fünftel der Ernte über Genossenschaften abgesietzt (zum Ver­
gleich: in Frankreich 50%, in der Bundesrepublik Deutschland etwa 30% urul in Italien 
rund 25°/o). Der Handel verfügt übet Weinlagerraum für mnd 1,3 Mill. hl. 
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lnt·eressant ist in diesem Zusammenhang der Weg des Absatzes: Während knapp ein 
Drittel vom GastgeweTbe verkauft wird, entfäfü nur ein Sechstel auf den direkten 
Absatz vom Produzenten an den Verbraucher. Aber rund die Hälfte des Weines wird 
üb& den Einzelhandel abgesetzt! 
Es handelt sich beim Weinabsatz um ein zersplitt·ertes Angebot, das einer wesentlich 
konzentrierteren Nachfrag:e gegenübersteht, woraus eine Schwächung der Stellung de1s 
Erz·eugers auf dem Markt resultiert. Um dauernde übeT.schüssie hintanzuhalten, hat 
man entweder die Möglichkeit, dais Angebot zu drossieln od& den Verbrauch zu 
erhöhen. Vor rund 5 Jahren wurden in Niederösterreich und im Burgenland scharfe 
Eingriffe in die Erzeugung be,schlossen und die Kontrolle der Neuanlage von Wein­
gärten eingeführt. Durch diese Maßnahmen sollte die Weinfläche stabilisiert und der 
Produktionsanstieg gebremst werden. Die Regelung dter Weinproduktion fällt nämlich 
in di1e Lande.skompettenz. Die1sbezüglich kann auf ·die i:m. Jahr 1969 verbessrerten 
Flächenregelungen in den Weinbaugesetzen der Bundesländer Burgenland und Niied.er­
österreich verw1esen werden. 
Einer Steigerung des Verbrauches stünde nichts im Wege, wenn d~e Werbung so aus­
gebaut wü11de, wie dies b~ anderen Produkten der Falil is.t. In der Bundesrepublik 
Deutschland hat eirnie,Untersuchung ergeben, daß der Werbeaufwand bei Waschmitteln, 
Zigaretten und kositt~tischen Präparaten zum Teil über 20% des Umsatzes ausmacht. 
Bei Spirituosen und Sekt' sdnd es mehr als 10%, bei W·eiin.hingegen nur zwischen 1 und 
1,5°/o. In Österreich wiid die Situation noch ungünstiger eingies·chätzt. 

Im Frühjahr 1969 wurde vom Nationalrat ein Weinwirtschaftsgeisetz beschfossen, das 
folgende Aufgaben hat: · 

• Verminderung des Pre:iisdruckies und Preilsvedalls. 
• Verminderung der Marktschwäch~ durch Werbung sowie dilrch Lagerungs- und 

Verwertungsmaßnahmen. 
• Auffangen des zeitliche~ Angebotsdrucks_ durch Interventionsmaßnahmen und Er-

richtung von Zwiischenlagern. 

Diie Durchführung diieser Aufg:aben ist dem Weinwirt ·Sc h a·f t s f o n d s über­
tragen wo11den, der 1s1eine Tätigkeit seit September 1969 ausübt. Schon Ende' September 
hat direser Fonds als erste Maßnahme für den Weinbau eiine Zinsenzuschußaktion zur 
Entlastung des Trauben- und Weinmarkte·s während der Ernte 1969_ bes1chlosisen. Di·ese 
Aktion sollt.e zu einer vie.rstärkten Aufnahme des Les1egutes führen. Man erwartete, 
daß es durch die. vorbeugende Belebung des_ Marktes während der WeinLeise in den 
darauffolgenden Wochen zu einer zügigen übernahm~ der Wemtrauben, des Trauben­
mostes und des Jungweines aus der Inlandsemte kommt. 
Weinhande.Lsuntemehmen und Winzergenos•senschaften erhielten für j~_:i'te EinlaP;e­
mngsmeng1e an W.eiintrauben und Traubenmost d& In[ands1ernte 19691 die d~n Be.triebs­
durchschnitt ider Jahre 1965 und 1967 übertraf; aJU!S Mitteln de.s Weinwirtschaftsfonds 
in pa.us·chalii1errer Form Zimsenzuschüs·se für die nötigen Kred~te. 

4.2 Die geme·lnschaftliche Vermarktung 

Wte die einführenden Überlegungen gezeigt haben, liegt das Hauptproblem der Wein­
wirtschaft in der Vermarktung ihrer Produkte. Demnach erstreckt sich die vorliegende 
UntersuchUillig besonders auf den Sektol' des Weinabsa.tzes bzw. auf die organisatori­
sch1e.n Einrichtungen hiefür, die in der Rechtsform von Genos·senschaften bestehen. 
In Österreich gibt es zwed. Winz;erverbände (die Landesverbände für das Burgenland 
und für Niederösterreich), in der Steiermark besteht ein Landes-Dbst- und Weinbau-
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verband, an die etwas mehr als 50 Wii11.Z.ergenos1senschaften mit rund l.5.000 Mit­
gHedern ang:eschlossen sind. In unser.er Fragebogen..,Erhebung wurden 75°/o der Wiinzer­
genossenschaften erfaßt und ihre Daten für di!e Jahre 1968 und 1969 ausgewertet. 
Gründung: Eine große Anzahl (39%) der heute bestehenden Winzergenossenschaften 
wurde 'Schon vor 1945 gegründet, im Zeitraum l.945 bis 1960 folgten etwa 29% und 
im vergangenen Jahrzehnt knapp ein Drittel. 

Als Rechtsform der gemeinschaf~ichen Vermarktung wuiide, wie berieits erwähnt, 
ausschließlich die Genos·senschaft gewählt. 

Die Mitgliederzahl je Genosisenschaft schwankt naturgemäß in großen Bereichen und 
liegt zwischen 1557 und 33; als Durchschnitt wurde 337 err,echnet. Die AufgHederung 
nach der Mitgliederzahl ergibt folgendes Bild: 

Mitglieder % der Genossenschaften 

bis 100 ... 5 
100-200 28 
200-500 57 
über 500 10 

Die Aufgliederung der Mitgliedsbetriebe nach der Größenklasse (selbistbewirtschaftete 
Gesamtfläche) bestäitigt die Kleinbetriehssit:ruktur: 

unter 5 ha · · · · · . . . . 69% 10-20 ha . . . . . . . . . 9% 
5-10 ha · · · · · · · · · · · 18% über 20 ha . . . . . . . . 4 % 

Etwa 30% der Genossenschaften gaben an, daß ihre Mitglieder zu 100% auf die 
Betriebsgrößenklass1e unter 5 ha entfallen. 
Aus dem verwertbaren Zahlenmaterial war ein Durchschnittswert von 66% Voll­
erwerbsbetrieben zu errechnen. Allerdings handelt es sich dabei um subjektive Angaben 
der betI1effenden genosisenschaftlichen Organe, sodaß der errechnete Wert mit Vor­
behalt zu bet11achten ist. 
Die gesamte mit Wein bepflanzte Fläche je Genossenschaft beträgt im Durchschnitt 
301 ha, wobei die Angaben zwi1schen 50 und 1100 ha S·treuen. 84°/o aller unt:ersuchten 
Genossenschaften weisen eine R,ebfläche auf, die zwischen 100 und 500 ha liegt. 
Dire Mitg1:iiedsbetriebe erstrecken sich im Durchschnitt über 14 Gemeinden. Diese hohe 
Zahl ist vor allem auf den hohen Durchschnittswert der niederösterreichi:schen Winzer­
genossenschaften zurückzuführen, der bei 26 Gemeinden liegt; im Burgenland ist er 
wesentlich niedriger: 2 Gemeinden. Aus der Steiermark liegen die Daten von 3 Gemein­
schaften vor; sie betragen dmt: l., 3 und 17 Gemeinden. 
Auch i~ der Traub'tmanlieferung (umger.echnet in Wein) de:r Mitglieder an die Ge­
nossenschaften ergeben ·sich regional stark unters,chiec:Nd.che Werte. Während diie Durch­
schnitts.zahl im Burgenland bei 3800 hl und :iin der Steiermark bei 3600 hl liegt, weist 
Niederösterreich eine solche von rund 17.700 hl auf (wobei die W!i.nzergenossenschaft 
Krems mehr als 50.000 hl erreicht). In den drei Bundesländern zusammen ergibt sich 
eine durchschnittliche Oesamtanlieferung je Genossenschaft von etwa 8400 hl. 
Auch hmsichtlich der Anzahl der erzeugten Weinsorten bzw. -marken ze!i.gen sich 
große Unre.rsd11i,ede zwischen den weinproduzie11enden Bundesländern. Für Niederöster­
reich ergibt sich ein Durchschniit.tswert von 1.1. Sorten, Burgenland weist je Genossen­
schaft 5 Sorten auf. Im österreichischen Durchschtllitt liegt die Zahl bei 9. 

Export: 85°/o aller untersuchten Gemeinschaften exportieren keinen Wein. Grundsätz­
Hch wäre es siche,r möglich, dem österrei.cMschen Qualitätswein im Ausland (Bundes-
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An H_auptschwieri.gkeiten werden angegeben: 
• Kapitala.ufib.ringung für dien forcierten AU1Sbau der Vermarktungseinrichtungen 

(besonders der hohe Eigenmittelanteil, zu kurze Laufzeit der Kredite);· 
• B1esteuerung des We:ine.s an sich; 
• Zinsenbel"stung für Betriebskredite. 

4.3 Tendenzen zum Zusammenschluß bestehender Winzergemeinschaften 

Spezialisi1erung und Kooperation gehören zu den Grunds.ätzen kaufmännischen Den­
kens und Handelns. Im ländlichen GenoS1Senschaftswesen ist in den letzten Jahren der 
Trend zur Konzentration zwischen den bes.tehenden Kooperationen immer deUJtLicher 
geworiden; der landläufige BegriH dafür lautet Fusionierung. 

Die wichtigsten Vorbeile dieser Konzentrationstendenzen liegen auf der Hand: 

e erleichterte Kapitalbeschaffung; 

• verstärkter RationallisierungseHekt; 

• Vortefl.e bei der Produktgestalhmg, Preisbildung und Werbung; 

• Konzentration c:Ler Entscheidungsbefugnisse. 
Speziell auf dem genos·senschaftlichen Sektor ist es durch eine Fusion möglich, die 
Produktions-, Verteilungs- und insbesondere Vermarktungskosten zu senken und da­
mit die wirtschaftliche Schlagkraft der einzelnen Unternehmen zu erhöhen. Die stärkere 
Marktposition einer Großgenossenschaft trägt zur Festigung der Existen2 der Genos­
senschaftsmitglieder bei und bietet darüber hinaus auch die Gewähr, daß innerhalb 
der Genossenschaftsorgani·sation die gegenseitige Konkurrenz wei ter vermindert wird. 
Als praktische Heispiele für Fusionstendenzen innerhalb der Win~ergenossenschaften 
können angeführt werden (25): 
Am 1. Juni 1969 beschloß die Generalversammlung der Winzergenos,senschaft Röschitz, 
Niederösterreich, die Winzergenossenschaften Retz und Pulkau zu übernehmen. Die 
fusioniertien Gemeinschaften mit dem Konzentrationspunkt Röschitz hilden nunmehr 
im oberen Weinviertel einen Schwerpunkt, dessen Einzugsbereich vom Manhartsberg 
bis zur Staatsgrenze reicht. Der Fassungsraum beträgt insgesamt ca . 40.000 hl, sodaß 
die Genossenschaft in der Lage ist, rund 5 Mill. kg Trauben zu übernehmen. 

Weiters fusionierten im September 1969 die Winzergenossensd1aften Krems und 
Zöbing. Damit wurde die Letzt€ Kleingenossenschaft des Kamptales mit einer leistungs­
fähigen Großgenossenschaft verschmolzen, die jetzt geschlossen die Weinbaugebiete 
Krems und Langenlois umfaßt. 

4.4 Der Ausbau des gemeinschaftlichen Lagerraumes 

Eine Schlüsselaufgabe der überbetrieblichen Gemeinschaften in der Weinwirtschaft 
ist die Überbrückung der Angebotsspitzen durch verstärkte Einlagerung des Weins. 
Um solche Schüttjahr€ auszugleichen, ist der forderte Ausbau von lagerungsmöglich­
ketlten unumgängLch notwendig. 
Die österreichischen Winzergenossenschaften sind heute in der Lage, nur etwa 33 °/o 
einer Durchschnittsernte aufzunehmen und zu lagern. Die Schwerpunkte des Lager­
raumbaues der Jahre 1969-1970 liegen in (26) 

Niederösterreich: 
• Winzergenossenschaft Wachau: Errichtung zusätzlichen Lagerraumes für 16.000 hl 

und damit Ausweitung auf insgiesamt 7 4.000 hl. 
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• Winzergenossenschaft Krems: Ausweitung auf mehr a1s 100.000 h[. 

• Wiin.zergenossenschaft Retz-Röschitz: Fusionierung (siehe oben) der Genossenschaf­
ten Retz, Pulkau und Röschitz mit gleichzeitigem Lag1erraum-Zubau. 

• Verband nö. Winzergeno1ssens1chafaen: Ausbau des Betriebes in W1ien-Simmering 
auf insg.esamt 80.000 hl. Errichtung des Großtanklagers in Wolkersdorf im Jahr 
1968 mit 59.000 hl bzw. ders'sen Erweiterung 1969 um 20.000 hl. Derzeit sind dort 
80 Stahltanks mit je 1000 hl in Betrieb; die gesamten Tanklager werden von nur 
2 Personen bedient, sodaß di1e Manipulation auf rationellste WeiiSe vor sich geht. 

Burgenland: 

Erweiterung des Lagerraumes: 

• Burgenländischer Winzerv•erband: von 25.000 hl auf rund 90.000 hl. 
• Neu.bau einer Rotweinzentrale bei der Winzergenossenschaft Pöttelsdod mit 

17.000 hl. 
• Ausbau des Lagerraumes bei den örtlichen Winzergenossenschaften um 10.000 hl 

im Jahr 1969. Der Fassungsraum der 27 an den Winzerv.erband ang1eschlossenen 
Genossenschaften sowie des Winzerverbandes s1elbst betrug im Jahr 1968 insge­
samt rund 190.000 hl. 

Darüber hinaus wurden bei den großen Genossenschaften Wachau, Loiben, Krems 
und beim Ver.band nö. Winzergenossenschaften sowie beim Burgenländischen Winzer­
verband lcis1tungsfähige und moderne Fütlanlagen errichtet. In den Jahren 1967 bis 
1969 wurden für lnve:stitiolJ.1.ien folgende Beträge aufgewendet (27): 

in Niederösterreich: 1967 insge5'amt 15 Mill. S 
1968 insg.esamt 35 Mill. S 
1969 insgesamt 40 Mill. S 

im Burgenland: 1967 insgesamt 7 Mill. S 
1968 insgiesamt 31 Mill. S 
1969 msgesamt 11 Mill. S 

TABELLE 7: F1as1sungsraum heii den Genossens,chaften (27) 

Jahr 

1950 
1966 

1.968 

1.969 

in Niederösterreich im Burgenland 
hl 

60.000 5 .000 

386.000 115.000 

483.000 190.000 

510.000 

4.5 Werbungs- und Absatzmaßnahmen 

Für eine effiziente Werbung ist dte Marktfor·sch:ung Voraussetzung, weil nur durch 
ErrniJttlung der Konsumgewohnheiten die Absatzchancen festgestellt werden können. 
In diesem Zusammenhang wäre den zuständigen Stellen zu empfehlen (28): 

• die Absatzchancen am in- und ausländischen Markt durch eingehende Analysen zu 
erforschen; 

• durch gezielte Maßnahmen konsequent dem öste:rreichi1schen Qualitätswein Märkte 
zu erschließen, aufzubauen und zu siichern, wobei die Konzentration auf etinige 
aufnahmefähige Mä:rikte sowie eine wirkung,s,volle Nachbearbeitung erfordeTlich 
sind. 
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geht dadurch immer mehr zurück, sofern im betreffenden Gebiiet entsprechende 
Alternativen vorhanden sind. 

Ist dies jedoch nicht der Fall, sei es aus produktionstechnis·chen oder 'klimatischen 
Gründen, so führt da- Weg zum Sp€ziialistierten Kartoffelbaiu-Betrieb mit ver,traglichen 
Biindungen. Währetnd aiuf dem Spei!sekar.toffelsektor nur geringe .AnJSäitz.e ·einer 
vertikalen Integration vorhanden sind, gibt es bei der i n d u s t r i e 11 e n Verwertung 
seit J ahrz,eihnten ·enge v1ertragliche Liefärbeziiiehungren zwischen Erzeugern und Ve:r'­
arbeitungsbetri.eben. 
Der Anbau von Industriiekartoffeln zur Spirirtuserzeugung erfolgt nur .. a~f Grund von 
Lieferverträ.gen, iin denen drie Bezahlung der Kartoffeln nach deten Stärkegehailt v-er­
einbart wiird. In Österreich gibt es 43 Brennereien, davon 24 "'Genossenschafts- und 
19 Einzelbrenne:reien, deren Dachorganiisatdon ·der „ Verband landwirtschaftlicher Spiri­
tuS!brennereien" ist. Die Zuteilung des Brenn.rechtes an die einzelnen Gemeinschaften 
erfolgt so, daß jeder Genoss.enschaft vom Staat, . der bekianntlich auf diesem Gebiet 
ein Monopol besitzt, ein regelmäßiges Brennrecht von 1600 hl zugeteiJ.it Wlird. Aller­
dings wirid dies.es Brennrecht jeweils nur zu einem bestiimmten Prozentsatz an die 
betreffenden Gemeinschaften freigeg·eben, weil die j-eweiLige Marktsituation berück­
sichtigt we11den muß. Dementsprechend beklagen sich auch die Brennerieien über j.ede 
Kürzung ihrer J1ahresbrennrechte, da ·si1e dadurch eine zu geringe Ausnützung ihrer 
Betrl.iebskapazd.tät zu befürchten haben. Die Monopolstellen ~.iind zwar verpflichtet, 
auch höhere ProduktiO'IllSmengen zu übernehmen, doch dafür bekommen die Erz.euger 
nur den halben Preis. Der Preis wird jeweils zwiischen der Monopolverwaltung und 
der genossenschaftlichen Dachorganisation ausgehandelt. 
Jn. Österreich werden von den landiwirtschaftliichen Brennereien jährlich 47.500 hl 
Spiritus erzeugt. Allein die Brennereien in N:iederöster~ch liefern 32.500 hl; davon 
entfallen auf diie Genossenschafts:brennereien rund 25.000 hl, also 78% (31). Die Bedeu­
tung der landwirtschaftlichen Brennereien liegt vor allem in der · Marktent1as.tung nach 
der Kartoffelernte. Außerdem wird die anfallende Schlempe als wertvolles Futrtermi.ttel 
zur Verfügung gestelilt. 
Obwohl diese Verwertungsgemeinschaften für viele landwirtschaftliche Betrti~ voo 
großer Bedeutung sind, kämpfen siie praktisch seit ihrem Bestehen um ihre EXistenz; 
außerdem erfolgte Anfang der fünfziger Jahre eine Aufteilung der österreiichis,chen 
Spiritus1erzeugiung zuungunsten der Landwirtschaft, indem ihr nur 25°/o der G~samt­
erzeugung zugeteilt wuroen (31). 

Wie bei den „Schwierigkeiten" noch ausg•eführt wird, ist auch der Preis für den Spiritus 
ein sprin.gendeT Punkt, ·denn der zur Zeit geltende Preis von 10,65 5/1 absoJute:r 
Alkohol ermöglkht es v.ielen landwirtschaftlichen Brennereien nicht, die notwendigen 
Rationalisderungsmaßnahmen in erwünschtem Ausmaß durchzuführen. 

5.2 Auswertung 

Methocmsch muß zur vorHegenden Analyse noch erwähnt weriden, daß - mit einer 
Ausnahme - alle 24 genos,senschaftliichen Brennereien untersucht wurden. Davon 
befinden Sli.ch in N:Lederöster11ekh 19 (außeroem gibt es hier 9 Einzelbrennereien), in 
Kärnten 2 (6), im Burgenland 1 (3) und in Oberösterreich 1. 

Neben den Untersuchungsergebnissen stand für die folgenden AUSS1agen einiges 
Zahlenmaterial der Öster11eichischen Agrar-Industrie .Ges. nt. b. H. (Stärkeer.reugung) 
sowie ein Anbotsbeiispiel ihrer Kartoffellieferanten zur Verfügung. 

Gründung: Wde erwähnt, S!ind vertragliche Bindungen im InduS1tri1ekartoffelbau schon 
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seit langer Ze1t üblich. Analog dazu geht aus unserer Auswertung hervor, daß 86% 
der untersuchten Gemeinschaften schon vor 1945 und 9°/o zwischen 1945 und. 1960 
gegründet wo11den s~nd; nur etwa 5~'0 sind jüngeren Datums. 

Als Rechtsform wm1de die Genossenschaft mit beschränkter Haftung gewählt. Eine 
AuS1Itahme bildet die Kapitalgesellschaft 11Österreichische Agrar-Industrie Ges. m. b. H.", 
die auf Seite 69 eingehender behandelt wird. 

Mitgliederzahl: Im Durchschnitt ergeben sich 66 Mitgliedsbetriebe je Genossenschaft, 
w0bei ihre Z1ahl zwJschen 17 und 150 streut. 

Die Betriebsgrößenklassen der Mitglieder verteilen sä.eh im errechneten Durchschnitt 
folgendermaßen: 

unter 5 ha LN · rund 3 % 
5-10 ha · · . . . . . 9°/o 

10-20 ha 
über 20 ha 

99°/o de:r Mitglieder weroen als VoUerwerbsilandwirtie ausgewiesen. 

40% 
48% 

Die gesamte J.(;artoffelfläche, deren Produktion zur Verarbeitung bestimmt ist, beträgt 
im Durchs1chnitt je Gemeinschaft 116 ha, wobei die Angaben im einzelnen zwischen 
10 und 422 ha liegen. Di.1e MitgHedsbetri:ebe erstrecken sich durchschnittlich über 7 bis 
8 Gemeinden; die Extremwertre Liegen bei 2 bzw. 25 Gemeinden. 

Der Umsatz an Kartoffeln beträgt je Gemeinschaft durchschnittlich 13.710 q, wobei 
diie Angaben zwischen 10.640 und 16.840 q streuen. Der Wert für di1e Verarbeitungs­
kapa.ziität liegt bei 14.400 q. (Vere:inzelt wird von den Brennel'leien als Rohstoff neben 
Kartoffieln auch Maiis bzw. Sorghum verwendet). 

Der Umsatz :iin hl Alkohol liegt im Durchschnitt bei 1269 hl/Genossens1chaft; die 
Extremwerte be1t11agen hier 1108 bzw. 1422 hl. 

folgende Sachbereiche werden auch hier - wie im Kapitel 4.2. - dargestellt, indem 
der Anteil der p o s i t i v 1e n Antworiten angeführt wiro: 

e Bindung des Saatgutbezugeis an bestimmte Ueforanben 

• Vorschriften bezüglich Düngung und Schädlmgshekämp-
fung ··· ··~········· · ···· · ··· 

• Gemeinsame Maschinenverwendung (im KartoHelbau) 

• Gemeinsamer Bezug von Produktionsmitteln . . . . . 

• VoUSltändigie Andienungspf1icht der Kartoffelernte an 
oder über die Genossenschaft, soweit sie für die Ver­
arbeitung bestimmt ist . · . . . . . . . . . . . . . . . 

• Spez.iielle Bet1arung der Mitglieder (durch Betriebsleiter 
oder Obmänner) ............ .. ..... . 

Bestimmungen in den Liiefor~erträgen: 

• Festsetzung der Anlieferungen 
- nach Gewicht . . . . · · · . . . 

30% (der untersuchten 
Gemeinschaften) 

28% 

170/o 

430/o 

750/0 

450/o 

90% 

- undl oder nach Anbaufläche . . . . . . . . . . . . . 10 % 
- nach Anteilen an der Gemeinschaft (wurde vereinzelt 

angegeben) 

• Preisvereinbarungen mit den MitgHedern . . . . . . . . 77% 
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• Pönale bei Nkhteinhaltung der Ueferungen: 
- für den Erzeuger . . . . . 27°/o 

- für den Obernehmer . . . 4 % 

• Bezahlung an die Mitgliie.der: 
- fixer Jahrespreis . . . . . . . 50% 

- und/ oder laufender Marktpr,e:iis 22 % 

• Vorausbezahlung mit Endabrechnung 85°/o 

Entwicklungstendenzen: 

• V1ergrößerung der Produktion bei gleichem Mitglieder-
stand . . . . . . . . . . . . . . . 32% 

• Vergrößerung des Mitgliederstandes ......... · 20% 

• Vergrößerung der bestehenden Einrichitungen und Schaf-
fung neuer . · . . . . . . . . . . · · . . · 63 % 

• Zusammenschluß gleichartiger Gemeinschaften . . . . . 10% 

Zusammenfassung der Schwierigkeiten nach ihreT Häufilgkeit: 

• Kürzung des Jahresbrenmechtes auf z.B. 1142,4 hl bzw. zu geringes Kontingent 
(mangelhafte Ausnützung der Kapazität) 

• Zu niedriger Spdri1tuspreis 
• Schul.den- und Zinsenlast 
Femer: Steuern, Kapitalbeschaffung, Rohstoffverrluste bei der Lagerung, mangelnde 
Vertragstreue, Mangel ain Arbeitskräften, Umstellung der Erzeuger auf andere Pro­
dukte (Mails). 
Wie schon angedeutet, nehmen nicht nur Gemeinschaften in Form von Genos·sen­
schaften den Landwirten dd,e Stärkekartoffeln ab, sondern auch eine Kapdita.lgies,ell­
schaft namens 11Östierreichische Agrar-Industrie Ges. m. b. H.". Allerdings muß gleich 
vorweg fiestgeha~ten werden, daß ruer keine Mitgliedschaft der Kartoffellieferantl:en 
besteht, sondern die Uefärungien. auf jährlich neu zu ,erstellenden Anbau- und Liefer­
verträgen basieren . . Die Lieforanten sind }edoch ·durch ihre Vertretung in den Organen 
der Gesellschaft (Aufsichtsrat) an ·der Steuerung der Gesamtgestion des Unternehmens 
betedligt. 

DiJe,se Gesiel:lschaft hat ihr.en Sitz in Wien und weist drei Gesellschafter auf: 
• RaiHei.·senZJentralkasse für Wiien und Ndederösterreich 
• Verband länd1icher Genossensdl.aften für Nilederöste:rreich 
• Zentrale Ein- und Verkaufsgenossenschaft, Wien. 

In zwei. fabrii\ken des Unternehmens, nämlich in Gmünd und Klosterneuburg, werden 
die Kartoffeln v,erarbeiret. Es besteht auch eine Tochter~esellschaft: die Oberösterred­
ch~sdte Chemli.sch.e Stärke-Ges. m. b. H. in Aschach/Donau. Das Erzeugungsprogramm 
der Österreichis,chen Agrar-Inidustme Ges. m. b. H. umfaßt native Stärke, diie dann zu 
verschiedenen Stärkederivaten weiterverarbeitet wird. · 

Diese Gesellschaft wu:tide 1938/39 gegründet und wi1es im Jahr 1.968 4156 Lieferanten 
auf; etwa 95°/o davon md seit 15 Jahren ohne Unterbrechung durch Kontrakte mit ihr 
verbunden. 
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An gemeinsamen Maßnahmen dies1er Liefieranten siind zu nennen: 

• Bindung des Saatgutbezuges an bestimmte Uefieranten 
• Vorschriften bezüg1ich Düngung und Schädlingsbekämpfung 

• VoUsfändigie And:iieJliungspf1icht der Kartoffelernte an oder über die Gesellschaft, 
soweit "Sie für die Verarbeitung bestimmt :iist 

• Spezielle Beratung der Kartoffelerzeuger dur·ch Experten im Rahmen von Vorträgen. 

lnte11essant s:ind die Angaben über ·dli.ie sehr hohe Zahl der Volilrerwerbsbetriebe: 
nämlich 100%. Die Aufgliedemng nach Bietriebsgrößenklasisen zeigt gemäß einer Erhe­
bung aus dem Jahr 1963 folgendes Bi1d: rund 60% der Betriebe weis.en eine LN von 
unter 10 ha, etwa 85°/o eme von unter 20 ha und ca. 99°/o eine sokhe vorn we!llliger 
al1s 25 ha auf. Die Li'efierhetriebe e:rrstrecken sdch über die Verwaltungsbezirke Gmünd, 
Horn, Wia:iidhofien/Thayra und Zwettl; sie liegen also alle im Wlaldwertel. 

Der Umsatz der Gesellis.chaft betrug 1968 ca. 70.000 t Kartoffeln. Die Bezahlung erfolgt 
über einen fixen Jahr·e'sp:rreis (s.iehe Anbot); Vo:rrau:szahlung mit Endabrechnung i·st 
die Regel. Die GeseHschaft besitzt Sortier1einrichtungien, Lag:erhallen für 30.000 t Roh­
ware und wei1st e:iine VeT!arbetiitungiskapaztiität von mehr als 70.000 t pro Jahr auf. Die 
Entwicklungstendenzien weis1en sowohl auf eine Erhöhung der Produkihlon als auch 
des Mitgliederstandes: hin. 

An Schwierigkeiten we11den angegeben: 
• Absatzschwierigkeiten be1i den Endprodukten (Konkurrenz durch ausländische Pro-

dukte bzw. durch Synthetica) 
• Zum T1eil mangelnde Vertragsitrieue. 

Zur Ve:ranschauli;chung der Anbau- und Lieferbedingungen sei an dies,er Ste1le ein 
A n b o tt, betreffend eti1ne Ueferung von lndustrriekartoHeln aus der Ernte des Jahres 
1968 angeführt, das wörtlich übernommen wird: 

„Die umseitig gefertigten Landwirte stellen an die Österreichische Agrar-Industrie Gesell­
schaft m. b. H., Wien 1, Schauflergasse 6, das Anbot, im Jahre 1968 die umstehend ange­
gebenen Flächen mit Industriekartoffeln der Sorten ,Maritta' und/ oder ,Atlas' anzubauen 
und von dieser Fläche eine Menge von mindestens 10.000 kg, höchstens jedoch 11.000 kg 
je Hektar Kontraktfläche zu den nachstehenden Bedingungen über die Lagerhausgenos­
senschaft . . . . . . . . . . . . . . an die Stärkefabrik Gmünd zu liefern. Dieselbe über­
nimmt die zu liefernden Industriekartoffeln im Rahmen des Mindest- bzw. Höchstliefer­
rechtes in vor der Kampagne festzulegenden Teilpartien. 

1. Saatgut: 
Das Saatgut obiger Sorten kann aus der eigenen Wirtschaft bereitgestellt werden; 
für jeden Vertragsc:i.l).bauer besteht zur laufenden Regeneration eine Bezugspflicht für 
anerkanntes stärkerE!lches Saatgut über sein zuständiges Lagerhaus in der Höhe von 
:;oo kg je Hektar angemeldeter Industriekartoffelanbaufläche. Es wird jedoch der Bezug 
von 400 kg je Hektar empfohlen. Von dieser· Bezugspflicht ist der Vertragsanbauer nur 
dann befreit, wenn er das Saatgut obiger Sorten aus von ihm nicht zu vertretenden 
Gründen nicht beziehen kann. Für den Gegenwert des so bezogenen Saatgutes kann 
durch den vertragschließenden Landwirt ein unverzinslicher Vorschuß entweder im 
Herbst 1967 oder im Frühjahr 1968 in Anspruch genommen werden, dessen Rück­
rechnung mit der Industriekartoffellieferung des Saatgutbeziehers im Herbst 1968 
erfolgt. 

2. Handelsdünger: 

70 

Der Kontrahent ist verpflichtet, seine Industriekartoffelanbaufläche nach den von der 
n.-ö. Landes-Landwirtschaftskammer und der Österreichischen Düngerberatungsstelle 
ausgearbeiteten Richtlinien mit Einzeldünger oder Mischdünger zu versorgen. Den 
Gegenwert derselben stellt die Österreichische Agrar-Industrie Gesellschaft m. b. H. im 



Einvernehmen mit der für den Kontrahenten zuständigen Lagerhausgenossenschaft 
unverzinslich gegen Rückrechnung mit der Industriekartoffelli.e.ferung zur Verfügung. 

3. Schädlingsbekämpfung: 
Im Interesse der ,Erzielung von Höchsterträgen ist der Industriekartoffelkontrahent 
verpflichtet, die durch die Landwirtschaftskammer empfohlenen Maßnahmen zur 
Schädlings- und Unkrautbekämpfung, insbesondere gegen Krautfäule, durchzuführen. 
Die Kosten der Bekämpfung können über ·wunsch des Lieferanten, sofern diese über 
eine genossenschaftliche Schädlingsbekämpfungsstation durchgeführt wird, zu den Sät­
zen derselben gestundet und .zinsenfrei mit der Industriekartoffellieferung im Herbst 
1968 rückverrechnet werden. 

4. Lieferung der Industriekartoffeln: 

a) Gewichtsfeststellung: 
Die Feststellung des der Verrechnung zugrundezulegenden Gewichtes erfolgt bei Bahn­
verladung durch bahnamtliche Verwiegung des vollen und leeren Waggons in der 
Verladestation bzw. in der Empfangsstation (Fabrik), bei Achszufuhren und bei Über­
nahme an Verladestationen (örtliche übernahmen) durch Leer- und Vollverwiegung 
des Transportmittels auf der jeweiligen Fuhrwerksbrückenwaage. Zusätzliche durch 
den Verlader verlangte Verwiegungen in der Verlade- bzw. Empfangsstation gehen 
zu seinen Lasten. 

b) Qualitative Bestimmungen: . 
Die Industriekartoffeln sind in ausgereiftem, gesundem und möglichst erdfreiem Zu­
stand unsortiert, so wie sie der Acker gibt, zu liefern. Der gemäß Punkt 4 c) konsta­
tierte Erdbesatz wird zur Gänze vom ermittelten Gewicht abgezogen; bei einem Erd­
besatz von über 10% wird die gesamte Erdfracht zu Lasten des Lieferanten verrechnet. 
Bei 'einem Besatz von mehr als 10% naßfauler Kartoffeln oder mehr als 20% Erde oder 
sonstiger Verunreinigungen hat die Fabrik das Recht der Annahmeverweigerung. Der 
Lieferant ist in diesem Falle zu verständigen und hat mangels einer Einigung innerhalb 
von 24 Stunden über die Sendung zu verfügen. Allfällig entstehende Standgelder gehen 
zu seinen Lasten. 

c) Übergabe und Übernahme der Kartoffeln: 
Der Schmutzbesatz sowie der Stärkegehalt werden entweder in der Verladestation 
(örtliche Übernahme) oder in der Empfangsfabrik gemeinsam zwischen einem Beauf­
tragten der Lieferanten und den Obernahmsorganen des Werkes festgestellt. Sofern 
eine Übergabe der Kartoffeln nicht schon in der Verladestation vorgenommen wurde, 
erfolgt dieselbe gemeinsam mit dem vom Verband ländlicher Genossenschaften in Wien 
einvernehmlich mit · der zuständigen Landwirtschaftskammer bestellten Vertrauensmann 
und den hiezu beauftragten Organen der Fabrik. Die so festgestellten Schmutz- und 
Stärkeprozente sind für die Verrechnung maßgebend und dem Lieferanten umgehend 
bekanntzugeben. Erfolgt eine Einigung nicht, werden nach vorheriger Verständigung 
des Lieferanten Kompromißmuster gezoge11 und diese im Beisein des Lieferanten aber­
mals untersucht. Erscheint der Lieferant nach erfolgter Verständigung nicht, werden 
amtliche Muster gezogen, diese versiegelt und entweder im Beisein des Lieferanten 
oder über Wunsch desselben. bei einer amtlichen Untersuchungsanstalt untersucht. Das 
Ergebnis dt?r zweiten Untersuchung ist für beide Teile verbindlich. 

5. Preis und Stär kegehalt: 
Der Erzeugergrundpreis für die gelieferten Industriekartoffelri ist grundsätzlich an die 
derzeit bestehenden Zollverhältnisse für Stärke und Stärkesirup gebunden und beträgt 
S 2,90 je Stärkekilogramm ab Verladestation bzw. bei. Achszufuhren frei Fabrik; die 
Durchrechnung des Stärkegehaltes erfolgt auf 0,1 % genau. 

6. Lieferung: 
D~e eingangs erwähnte Liefermenge stellt in ihrer unteren Begrenzung eine vertrag­
liche Lieferverpflichtung, in ihrer oberen Begrenzung ein vertragliches Lieferrecht für 
das Jahr 1968 dar. Ihre Unter- bzw. Überschreitung ist nur mit vorheriger schriftlicher 
Genehmigung des Werkes statthaft. Fälle .höherer Gewalt, welche eine Unterschreitung 
bedingen, sind dem Werke schriftlich anzuzeigen;. höhere Gewalt liegt auch dann vor, 
wenn eine nach dem Gutachten der zuständigen Landwirtschaftskammer unter dem 
5jährigen Mittel ·liegende Kartoffelernte zu verzeichnen ist. In diesem Falle reduziert 
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sich die Lieferverpflichtung im Ausmaß des konstatierten Minderertrages. Die Lieferung 
der Industriekartoffeln erfolgt auf Abruf des Werkes nach einem vorher einvernehmlich 
mit der Lagerhausorganisation aufgestellten Lieferplan. 

7. Pönale und Kontrollrecht: 
Im Falle einer schuldhaften Nichterfüllung des Mindestlieferkontingentes durch einen 
Erzeuger behält sich die Österreichische Agrar-Industrie Gesellschaft m. b. H. ungeachtet 
einer eventuellen schiedsrichterlichen Austragung das Recht vor, die Zinsenfreiheit der 
gewährten Saatgut-, Handelsdünger- und Schädlingsbekämpfungsvorschüsse gemäß 
Punkt 1, 2 und 3 zu stornieren und dem schuldhaften Nichtlieferanten über die zu­
ständige Lagerhausgenossenschaft ~ine nachträgliche Zinsenberechnung unter Zugrunde­
legung des jeweiligen Schuldzinsfußes aufzumachen. Ebenso sind durch die Österrei­
chische Agrar-Industrie Gesellschaft m. b. H. eventuell gewährte und in Anspruch 
genommene Saatgutverbilligungen durch einen schuldhaften Nichtlieferanten zu ver­
zinsen und zurückzuzahlen. Außerdem werden zukünftige Anbote von Landwirten, die 
ihrer Lieferverpflichtung schuldhaft nicht nachkommen, zurückgewiesen. Das Werk ist 
berechtigt, sich jederzeit durch beauftragte und legitimierte Organe über den Stand der 
Kartoffelkulturen und das Ausmaß der Kartoffelernte Kenntnis zu verschaffen. 

8. Zahlung: 
Die Bezahlung der Kartoffeln erfolgt über die zuständige Lagerhausgenossenschaft ent­
weder zur Gänze nach Beendigung der Lieferung oder in Form einer Akontozahlung von 
75°/o des Gegenwertes, wobei die Bezahlung der restlichen 25% bis längstens 31. Dezem­
ber 1968 zu erfolgen hat. 

9. Pülpe: 
Der Kartoffellieferant kann nach Maßgabe des Anfalles und der technischen Abgabe­
möglichkeit 8% seiner Nettokartoffellieferung in Form von doppelt gepreßter Pülpe 
gegen Bezahlung einer vor der Kampagne kundzumachenden Manipulationsgebühr oder 
2 % seiner Nettokartoffelliefermenge in Form von Trockenpülpe gegen Bezahlung des 
bis 15. September 1968 bekanntzugebenden Preises derselben beziehen. Das Bezugsrecht 
hat der Kartoffellieferant, getrennt nach Trocken- und Preßpülpe, bis 1. Oktober 1968 
geltend zu machen, widrigenfalls dasselbe ohne Anspruch verfällt. 

10. Schiedsgericht: 
In etwaigen Streitfällen unterwerfen sich beide Teile dem unanfechtbaren Urteil des 
Schiedsgerichtes der Börse für landwirtschaftliche Produkte in Wien." 

5.3 Zusammenfassung 

Bei den zuerst angeführten Verwertrungsorgamsationen handelt es sich um überbetrieb­
liche Zusammenarbeit; bei der zuletzt erwähnten Gesellschaft kann davon nichit mehr 
die Rede 5'ein, obwohl SJie wegien ihrer großen Bedeutung in der Kartoffelverwertung 
beschrieben worden iiSt. In beiden Fäl1en garantiert - u:n<l das ist für die annähernd 
7000 Kartof felbauem, die daidurch erfaßt werden, das wdichtigsite - dre betreffende 
Organisation den Absatz eill1!er bestimmten Menge zu einem festgesietzten Preis. Die 
M1itglieder bzw. Ueferantren schätzen dieses „Kartoffe~gield/I mehr wegen der 
Skherheit diiesies E:i.111.kommens, e1twa verg1eichbar mit dem „MilchgeJ<l" der Griinl:and­
baiuern, als seiner absoluten Höhe wegen. Da ein sehr großer Teil drues:er Landwirte 
geradezu in agrarischen Notstandsgebieten lebt, stellt es eiine Existenzfrage für diese 
landwirtschaftlichen Beroi.rebe dar. 

6 Oberbetriebliche Gemeinschaften in der Obst- und Gemüsewirtschaft 

6.1 Allgemeines 

Österreich kann ,siich zwar auf dem Gebiet der Ohs1t- und Gemüseproduktion mengen­
mäßig miit .den mächtigen Obstbauländern Europas nicht mess,en, deren Obstexport1e 
einen Großteil der Agrarexporte betragen, doch s.tieg der Wert der österreichischen 
Obstt- und Gemüseerzieugung konti:nmerlii.ch an: 1955 bis 1957 hatte er 1,6 Mrd. 5 
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betragen, 1963 bi,s 1965 dag·egien erreichte er bereits etwa 2,8 Mrd. S und 1969 rund 
3 Mrd. S. Der Wert der ObsterZJeugung allein stieg von 300 Mill. 5 nach Kriegsende 
auf derzeit etwa 1,5 Mrd. 5. 
Wii1e die folgende Ernährungsbilanz zeiigt, ist Österreich in bezug auf seine Obst- und 
Gemüs,ewirtschaft ein lmpo1'tland; diJe Exporte fallen kaum ins Gewicht. 

TABELLE 8: Ernährungsbilanz 1968/69 

Erzeu- Verfüg- Ernäh- industr. 
gung Einfuhr Ausfuhr barkeit rung Schwund Ver-

in t wertung 

Gemüse 560.000 71.000 4.500 626.500 514.500 112.000 

Frischobst 720.000 186.000 26.000 880.000 525.000 100.000 255.000 
Süßmost und 
Fruchtsäfte ;5.000 29.500 ;o.ooo ;4.500 ;4.500 

An dies.em lmpoirtüberschuß wi:rid sich wohl auch in Zukunft wenig ändern lassen; 
wenn man von geringen Mengen von Spezialkulturien (z. B. schwarZie Ribis1elin) absieht, 
tätigt Österreich fast kieiJne Exporte in dieser Sparte. Sch.Ließ1ii.ch kämpft die EWG mit 
enormen übersmüss1en, bringt billigste Ware auf Dr!ittländermärkte und umgibt sich 
s1elbst mitt hohen Abs.chöpfungen, sodaß ein klie~.nes Drittland wemg nennenswerte 
Exportchancen zu erwarten hat. 

Um diie inländische Erzeugung einigermaßen vor Dumping-Emfuhren zu schützen, 
bedd,enit mari sich bei dien einzelnen Produkten. des lnstrumenta11il\1In.S des Vier-Phasen­
Systems: 
Kciine heimis·che Produktion: freie Importe 
Keine ausrieichende heimische Produktiion: Quotenregelung 
Dais i.nflänc:Lische P:reil5lni.V1eau ·i:st zu hoch: beschränktbe Importe 
Heimische Produktion deckt den Bedarf: kejne Importe 

Ku.r.z.e Produktionsch~rakteds1tik des Intensivobstbaues (1967 letzte Obstbaumfor.t­
schreibung) : 

Äpfel 
Birnen ·' 
Pfirsiche 
Marillen 
Ananaserdheeren 
Schwarz·e Ribiseln 

ha 

. 29'70 
255 
235 
191 

160 
520 

In den letzten Jahren haben sich allerdmgs, besonders bei den Apfelkulturen, starke 
Veränderungen ergeben. Die neue Obstbaumfortschreibung liegt zum Zeitpunkt ddes1er 
Untersuchung aber no1ch rocht vor. 

überbLick über ddte Mög!1ichkcitien der Obst-Vermarktung: 
a) Einzelvermarktung (Selbstvermarktung) 
b) Ankauf durch den Händler 
c) Absa.tzg.emeinschaften auf Verei.nsbasiis, c:Lie mit einem Händler kooperieren und 

übex ihn auf Ko:mmli.sS!i.onsgrundlage vermarkten 
d) Genos·senschaftliche Vermarktung 
e) Vermarktung über Kapitalgesrellschaften (besonders ~s. m. b. H.) 
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Die Absaitzgemeinschaftien und Genos·senschafte111 haben S1ich in den letzten Jahren 
immer mehr durchgesetzt. In jenen Produktionsgebieten, wo es traditionelle Händler­
krieise gdbt (Steiermark, Burgenland), entstanden vielfach die Absatzgemeinschaften. 
Wo di-es lllicht der Fall ist und sich der Intensdvobstbau in den letzten Jahren aus­
gedehnt hat, treten die Genossenschaften stärker hervor (Oberösterreich, zum Teil 
Steiiermark). 

Rechtliche Organisation der Gemeinschaften: 

Neben den bekannten genosse1I1:schaft11chen Re·chitsformen findet man Erzeugergemein­
schaften, im Obstbau Arbeitsgemeinschaften genannt. Sie bestehen meist aus Er­
werbsobstbauern, die sich zum Zweck der Förderung und Beratung ihrer Mitglieder 
bezirksweise zusammenschließen. Diese Gemeinschaften Slind in einer Landesorgani­
sation zusammengefaßt; Hauptaufgabe der Landesverbände ist u. a. die Intensivierung 
der W·erbung. Die Laindesorgainisatfonen bilden gemei:11JSam den Bundesobstbauverband, 
dem 1969 berieits 17.000 Mitglieder angehörten. Davon betrieben 3000 den Obstbau 
als Haupterwerbszweig. Die fachliche Betreuung erfolgt über d~e cinz1elnen Landes­
Landwi:rtschaftskammern. 

6.2 Auswertung 

Von den bestehenden 65 überbetrieblichen Gemeinschaften in dieser Sparte wurden 
81 % mit einer Mil.tg1iederzahl von fast 19.000 untersucht. Dabei handelt es sich zum 
Teil um reine Obstgemeinschaften bzw. Gemüsegemeinschaften, zum Teil um Obst­
und Gemüsegemeinschaften. Von den 53 Gemeinschaften siind 27 Genossenschaften, 
2 Gesellschaften m. b. H., 24 Abrsa1tz- bzw. Arbeitsgemeinschaften. 16% der Gemein­
schaften wurden vor 1945 gegründet, 42 % zwischen 1960 und 1970. 

Die Aufgliiedierung nach Bundesländer:n zeigt fo1gendies Bild: Ste~ermark 27, Nieder­
österreich 9, Burgenland 6, Kärnten und Tirol je 4 und Oberösterreich 3. 

Mitgliederzahl: Sie beträgt im Durchschnitt 383 je Gemeinschaft, im einzelnen zwischen 
21 und 7000. 56% der Gemeinschaf.ten haben weniger als 100 Mitglieder. (Bei dieser 
Berechnung wurden die zwei Gesel1schaften m. b. H. nicht berücksrl:chtigt.) 

Größenklassen der Mitgliiedsbet11iebe: 

unter 5 ha 47°/o 10-20 ha 14% 
5-10 ha . · · · · · · ... 28% über 20 ha 11% 

15°/o aller untersuchten Gemeii:ns.chafren weisen ausschließlich Mitgltiedsbetriiebe in der 
Größenklasse unter 5 ha auf. 
Der durchschnittliiche Anteiil der Vollerwerbsbetriebe beträgt hier 69°/o. 17°/o der Ge­
meinschaften weisen ihre Mi:tgLiedsbetriebe zu 100% als Vollerwerbsbetriebe aus. 

Die regfonale Ausdehnung erst11eckt siich über maximal 106 Gemeinden, der Durch­
schnitt Hegt bei 18. 

Schwierigkeiten in der Reihenfolge ihrer Häufigkie1it: 

• Kapitalbeschaffung 

• Schulden- und Zinsenlast 

• Steuern 
• Mangelnde Verttragstreue 
Femer: mangelnder Gemeinschaftssinn, Ausbau von Lager- und Küh'lräumen (Raum­
mangel), Konkurrenz (zum Teil sogar mit Genoss·enschafte:n), uneinheitliches Angebot 
der Erz.euger (Sortenbere:ünigung erforderlich!), allgemeiner Mangel an t1echnischen 
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Einrichtungen, Mangel an fiachkräften, Einbringung der Ernte (Stoßzeiten), Feihlen ·eines 
Fuhrparks u. a. 

Bei folgenden Tatbeständen wir:d wiedeT der An.teil an positiven Antworten der 
untersuchten Gemeinschaften angegeben. 

Gemeinsame Maßnahmen: 
untersuchte 

Gemeinschaften 

• Vorschriften bezüglich Sorten für Neuanlagen ....... · 
• Vorschriften be·züg[ich Düngung und Schädlingsbekämpfung 
fb Gemeinsame M.aschinenverwendung . . . . . . . . . . . . 
• Gemeinsamer Bezug von Produktionsmitteln . . . . . . . · 
• Vo11ständige And.ienung.spfLicht der ObSlt- bzw. Gemüseiernte an die 

oder über die Gemeinschaft . . . . . . . . . . . . . . . · · 
• Spezirell1e Biera!tung (Beratung wird durchg.eführt von: Lage·rhausverwal­

tung, Obstbaumeister, Landwirtschaftskammer, Wande.rlehrer, Obstver­
bände, Obstwarte,) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . · · 

Art der Vermarktung: 

• Verkauf durch die G·eme~nschaft 
• Verkauf auf Grund von Rahmenverträgen . 
• Einzelverkauf auf Grund von Einzelverträgen 
• Einzelverkauf ohne Verträge ....... . 

Bestimmungen der Rahmen- und Lieferverträge: 
a) Festsetzung der Anlieferung: nach Gewicht . . . . . 

nach b,epflanzter Fläche 
b) Preisvereinbarungen . . . . . . . . . . . . . . . . . 
c) Auszahlungstermine . . . . . . . . . . . . . . . . 

d) Pönale für Nichteinhaltung des Vertrages: für Erzeuger 

Di1e Bezahlung an diie Mitgliede1r: 
• Laufender Markitpreiis . . . . 
• fixer J ahrespredis „ . . . . . . 
e Vorausbezahlung mit Endabrechnung 

für den O.betnehmer 

51% 

48% 

41% 

46% 

64% 

72% 

83% 
450/o 
190/o 

36% 

58% 
42% 
370/o 

68% 

18% 
21% 

70% 

21% 

6g% 

In den unterisuchten Gemeins,chaf.ten wurden 47.000 m2 Laigerhalle:rt, fia~.t 62.000 m3 

Kühlräume und Lagerraum für mehr als 100.000 hl Fruchtsäfte ermittelt. 
Etwa 18% der Gemeinschaften gaben eine Kapitalbeteiligung an Handel u~d Industrie 
bei der weite·ren Verwertung der Produkte an. 

Entwicklungstendenzen: 
• Vergröß,e.rung der Produktion bei gl·eichem Mitgliiiedierstand: 84 % 
• Vergrößerung der bestehenden Eiruiichtunge.n und Schaffung neuer: 85°/o 

• Zusammenschluß gleichartiger Gemeiinschaften: 37°/o 
Auf den folgenden Seiten werden diie einzelnen Bundesländer getrennt behandelt und -
soweit dies möglich war - die Gemü.s1e- und Obstsparte gesondert dargelegt. Darüber 
hinaus wemen einzelne Gemeinschaften von besondeiier Bedeutung beschrieben. 
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6.2.1 Steiermark 
DieSie1s Bundesland wei1st mit rund 4 3 % von allen Bundesländern den höchsten Anteil 
an der österreichischen Erwerbsobstfläche auf. 

Der Verband Steirische!I' Erwerbsobstbauern wurde vor 12 Jahren gegründet. Er stellt 
einen Zusammenschluß von Arbei'.tsgemeiinschafte111. von Erwerbsobstbauern der einzel­
nen Bezirke mit insgesamt 1750 Mitgliedern dar. Die Mitgliedsbetriebe verfügen über 
moderne Obstanlaigen, di1e ·sich nach neueren Angaben auf die 1einze1nen Obstarten fol­
gendermaßen ve!Ilteilen: rund 3000 ha Äpfel, 450 ha schwarze Ribiseln, 170 ha Pfirsiche 
und 150 ha Bi:rnen. Die schwarze Ribisel wird in fast 1000 Betrieben produz:ieirt. Diese 
Mitglii.e.der sind in der Steirischen Be1ereinobstgenos1s,enschafrt zusammengeschlossen. 
Dem Verband der Steirischen Erwerbsobstbau~rn sind weiters angeschlossen: die 
Pfiirsichproduzenteng,enosse111schaft, die Vereinigung der Obstbaumeister und Baum­
wärter Steiermarks, die Steinische Obstverwertungsgienos·senschafit als Teilhaber des 
Obstverwertungsbetriebes „Steirerobst", Gleisdorf. 
Um den Absatz skherzuste11en, hat sich der Landesverband schon frühzeitig m:irt Fragen 
de:s modernen Marketings befaßt. Seit 1963 leisten seine Mitglieder und die ange­
schlosisenen Absatzbetniebe Werbebeiiträge; 1964 hat der Verband ein eigenes 
Marktbüro geschaffen. Auf seine lniitiativ.e ist ferner die Schaffung de.s Österreichischen 
Markenschutzz,eichens für Obst zurückzuführen. Diie in der Verkaufssai1son 11egelmäßig 
stattfiindenden Marktbesprechungen in Gle1isdorf haben d:en Charakter einer Obstbörse 
gewonnen. 60% der Ware gehen derzeit über den privatien Handel, 40% über Genos­
senschaften. 
Ein dningliches Problem stellt der Ausbau der Lagerräume dar. Man schä1tzt, daß in 
5 Jahren das Dreifache der heutigen Lagerkapaziität von 22.000 t erfoiiderlich se~n wird. 

a) Obst: 
In diesem Bundesland gibt es 

7 Geinosisenschaften, diie sich mit der Vermarktung von Äpfeln und/ oder Birnen 
befassen, 

13 Absatzgemeinschaften mit denselben Aufgiahen, 
1 Genos,sensichafit zur Vermarktung von Pfirsiichen, 
1 Gesellschaft m. b. H. zur Fruchtsaft,erzeugung, 
9 Arbeitsgemeinschaften als Zusammenschluß der Erwerbsobstbauern der einz.elnen 

Bezirke. 
Davon wurden in der Untersuchung erfaßt: alle 8 Genossenschaften, 12 Absa.tz­
gemeinschaften, 7 ArbeiitsgemeinschaFten und eine Ges. m. b. H. 

Die rufid 1600 Mit~l~eder der 7 Arbeitsgemeinschaften bebauten 1967 (letzte Obst­
baumfortschreibun~) von der Int:ensivobstfläche Österreichs: 

bei ÄpfieLn 
bei Biimen ..... . 
bei Pfirsichen 
bei schwarzen mbiseln 

11Steirerobst" Ge.s. m. b. H., Gl,ffi·sdorf: 

770/0 
450/o 
84% 
60% 

Dies,e Gesel.HschaEt wurde im Jahr 1958 gegründet und äst heute der größte Obstver­
wertungsb.etvieb Österreichs. An ihm sind 4 GeseUschafter bet1eiligt: 
• Steirische Obstverwertungisgenossenschaft, Graz 
• Fruchthandelsgesellschaft OHG-KG (Händlergruppe) 
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TABELLE 9: V eTtragLich gebundene Fläche der Mitglieder 

1967 1968 

Ertrags- Jung- Ertrags- Jung ... 
fläche anlagen fläche anlagen 

in ha 

Äpfel 234 3.53 329 42; 
Birnen 10 .5 11 6 
Pfirsiche 61 4 58 6 
schwarze Ribiseln 32 1 33 ; 

Der mengenmäßigie Umsatz der Gememschafit b€trug im Jahr 1968: Äpfel 37.800 q, 
Birnen 2000 q, Zwetisdtken 5000 q, Pfil'fsiche 3250 q und ,schwarze Ribiseln 2200 q. 

Die Vermarktung erfolgt nicht über diese ArbeitsgemeiI11Schaft, sonder.n über 6 Absatz­
betriebe im Kommisslionsverkauf, wobei ein Richtpreis zugrundegelegt wird (Akon­
tierung md.t nachfolgender Endabrechnung). 
Die Arbeitsgemeinschaft islt: durch Ant.eile an Handelshet11i.e.ben bei der weiteren Ver­
wertung der Produkte beteiligt. 
Als Hauptschwierigkeit der Gemeinschaft gilt dlie Kapitalbeschaffung. 

Als Beispiel wird im folgenden ein Kom:missionsv·ertrag abgedruckt: · 

Kommissionsvertrag: 

abgeschlossen zwischen Herrn/Frau ·······················- ··············-································ „ ... „ •..... „ ..... „.„„ ....•.............. „ ...... „.„ ... . 

in ....................................... „ .••..•. _ •••••••••••• •••.••••••.••• „ ••..•..•..•. „ ••••••. Post .................................................................. ...... .-„ .. ; .................. „ ....... . 

Gemeinde „ ...... ....... „ .... „ .................... „ .. ,. „ ... „„.„„„ ......... „ ... als Erzeuger einerseits 

und Herrn/Frau/Firma ............... ............................... .......... _ .............. -....................... , ...... .... ............................ „ ............... „ ..... •. ... . ... 

in „„„„ .„.„ .. „„„.- .. „„ „. „ ...•. „„„„.„„„ .. „ ... „ „„ ..... „„ .. „„„.„.„„„ Post ........... „„ ... „„. , ...... „ .. „„ .... „.„ .„„.„„„. „ .. „„ ... • .. „ .. „.„„ .... „„ .. _ .. „„. 

als Inhaber eines Absatzbetriebes anderseits wie folgt: 

1. Herr /Frau .. „.„.„ .............. „ .. „ ... „„„„.„ ..... „ .... „ ...... ....... „ ....... „.„ ... „„.„.„„„ ... „ .. „ ................ „ ... „ •••• „.„ ......•.................. „ ... „.„ .„„„.„„ 

in der Folge stets Erzeuger genannt, verpflichtet sich, an 
Herrn/Frau/Firma ..... „ •.. •....... •.... „ ......................•....................... „ ....... .. .... ............ ...... ....... „ ...... -··············-···············-······„······· 
in der Folge stets Kommissionär genannt, die gesamten künftigen Kernobsternten zum 
kommissionsweisen Verkauf zu übergeben. 

2. Die vom Erzeuger gelieferte Ware bleibt bis zu ihrem Verkauf an Dritte im Eigentuin 
des Erzeugers. 

3. Der Kommissionär hat vom Zeitpunkt der Übernahme der Ware beim Erzeuger bis zum 
Verkaufe derselben für eine sachgemäße Behandlung und Lagerung des Obstes sowie 
die ordnungsgemäße Abwicklung des Verkaufes derselben zu sorgen. Der Kommissionär 
haftet gegenüber dem Erzeuger für alle Schäden, die durch sein Verschulden oder durch 
Verschulden seines Personals oder durch grobe Fahrlässigkeit entstanden sind. 

4. Für die Mühewaltung im Rahmen dieses Kommissionsvertrages sitjlert der Erzeuger dem 
Kommissionär eine Kommissionsgebühr in der Höhe von 

.„.;.,„ „ „„„„„„.o/o 

vom Nettoverkaufspreis zu. Der Nettoverkaufspreis ergibt sich aus dem Bruttoverkaufs­
preis abzüglich folgender Unkostensätze: 

Zufuhr ..... . 
Steigenabnützung . . 
Manipulationskosten 
Kühllagerkosten 
Abfuhr ... .. . 

. Schilling .„„„.„„ ....... „ •.. kg/Steige 

. Schilling „ ....... ..... . . .. „„ .. kg/Steige· 

. Schilling ........ ........... „.„ kg/Steige 

. Schilling „„.„„ ... „„.„ „ „. kg/Steige 

. Schilling „„.„ •.. „.„„ .. „„. kg/Steige 
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5. Der Erzeuger ist berechtigt, jederzeit selbst oder durch Bevollmächtigte über die Ge­
schäftsabwicklung Auskunft zu verlangen und in die Bücher des Kommissionärs Einsicht 
zu nehmen. 

6. Eine Kündigung dieser Vereinbarung ist mit sofortiger Wirkung durch den Erzeuger 
während einer Kampagne (Ernte- und Vermarktungszeitraum) nur bei schuldhaftem 
oder grobfahrlässigem Verhalten des Kommissionärs möglich. 
Der Kommissionär hingegen kann während der Kampagne mit sofortiger Wirkung 
kündigen, wenn der Erzeuger gegen diese Vereinbarung, insbesondere gegen den 
Punkt 1 verstößt. 
Beide Vertragsteile können außerhalb der Kampagne jederzeit kündigen. 

7. Der gegenständliche Vertrag wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 

8. Die Kosten des gegenständlichen Vertrages tragen beide Vertragsteile je zur Hälfte. 

9. Die Umsatz- und Beförderungssteuer, soweit sie sich aus dem Kommissionsgeschäft 
ergeben, gehen zu alleinigen Lasten des Kommissionärs. 

10. 

11. 

12. 

13. 

14. 

Die Endabrechnung des Kommissionärs erfolgt je nach Sorte, jeweils spätestens ein 
Monat nach der Letztabrechnung zwischen dem Kommissionär und seinen Abnehmern. 
Vorauszahlungen von ein bis zwei Vorschüssen können nach Absprache zwischen dem 
Arbeitsausschuß der Absatzgemeinschaft, welcher der Erzeuger im Rahmen dieses 
Kommissionsvertrages angehört und dem Kommissionär von letzterem geleistet werden. 

Für den vorstehenden Kommissionsvertrag gilt die handelsübliche Verkaufsweise als 
Grundlage, Kreditgewährung im außergewöhnlichen Ausmaße erfolgt nur gegen 
Sicherstellung {Bankgarantie) und im Einvernehmen mit dem Arbeitsausschuß als Ver­
treter des Erzeugers. 

Bei ordnungsgemäßer Lagerhaltung gehen Schwund und Verderb zu Lasten des 
Erzeugers. Der Kommissionär hingegen ist gegenüber dem Erzeuger für eine pflegliche 
Lagerhaltung verantwortlich. 

Sämtliche Kosten der Feuer-, Haftpflicht-, Einbruch-, Wasserschadens- und Transport­
schadenversicherung gehen ausschließlich zu Lasten des Kommissionärs. Die Transport­
schadenversicherung gilt bereits ab Hof des Erzeugers. 

Als Gerichtsstand wird zwischen den Vertragsteilen einverständlich Graz vereinbart. 

• •............ „„„ .. „ ••• • •... • .. „ .. „ .••••••..• „ ...... , dem .. „ ....... „ .. „ .. „ ........... • ... •.... • ... •..• 

Der Erzeuger: Der Kommissionär: 

b) Gemüs1e: 
Mit der Gemüsev,ermarktung befass1en sich drei Gemei1nschafiten, und zwar zweii. Geno<S­
sen:schaften uind der Landeisve.rband der steiri1schen Feldg1eimüs1ebauern. Von diesen drei 
Gemeins•chaft.en wurden 1968 rund 60% der steidschen Industriegurken erfaßt. 

Landesverband Steirischer Feldgemüsebauern, Graz: 
Dieser Verein wurde 1962 gegründet; seine Mitgliederziahl steigt ständig. Sie betrug 
1966: 5000, 1967: 6000 und 1968: 7000. 

Die Aufgliederung der MitgLieder nach der Betriebsgröße ziei:gt folgendes Bil.d: 

bis 2 ha · · · · ..... · . 70% 5-10 ha . . . . 5°/o 
2-5 ha . . . . . . . . . . . 20% über l.O ha . . . 5°/o 

Fast l.00% der Betriebe werden als Vollerwerbsbetriebe angegeben. 

Die gesamte Ve['t:ragsfläche betrug 1966: 900 ha, 1967: 1100 ha Uilid 1968: 1500 ha. 
Die Gemeiln.s,chaft 1elt'streckt sich über 9 Beziit·ke. Deir mengenmäßige Umsatz betrug 1968 
bei Einleg1egurken 20.000 q, bei Buschbohnen 5000 q und bei Miinimai1s 600 q. 
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Aufgabe des Verbandes ist ·es, Verträge mit der Kon:s.ervenmdusttle abzuschließen, die 
Placierung des AnbaUJes 2)U organisie11en und Einrichtungen für diie Sortierung von 
Einlegegurken, Bohnen und evtl. ölkürbiissen zu schaffen. 
Als Hauptschwieiiigkei.t witid von der Gemeinschaft diie Kapitalbeschaffung angegehen. 
Enz1elhei1ten über den Anbau, die Vermarktung, Be~aihlung usw. gehen aus dem 
folgenden v;ertragsbeispiel hervor. Die1se Art von Verträgen ist im Burgenland und in 
der Steiermark seit J ah:r~en verbreitet. Sie sdnd auf Kommissionsbasis aufgebaut und 
bei der en1tsp11echenden Kontrolle durch den Verkaufsaussichuß ·die bisher bestmögLiche 
Form. 

Entwurf 

Rahmenvertrag 

über den Anbau und Lieferung von Einlegegurken der Ernte 1969 zwischen dem Landes­
verband Steirischer Feldgemüsebauern einerseits und der Fa. NN andererseits wie folgt: 

1. Die Fa. NN wird bei den Mitgliedern des Landesverbandes Steirischer Feldgemüse­
bauern im Jahre 1969 eine Fläche von .„ .....• „ ..... ha Einlegegurken auf Grund von Einzel­
verträgen mit den einzelnen Mitgliedern abschließen und die gesamte Ernte dieser 
Anbaufläche übernehmen. Die Fa. NN nimmt zur Kenntnis, daß die einzelnen Mitglieder 
vom Landesverband Steirischer Feldgemüsebauern vertreten sind und diesen bevoll­
mächtigt haben, ihre Interessen zu wahren. Die gegenständliche Vereinbarung ist daher 
ein Bestandteil jedes Einzelvertrages, der zwischen der Fa. NN und den Mitgliedern 
des Landesverbandes Steirischer Feldgemüsebauern geschlossen wird. 

2. Der Verband Steirischer Feldgemüsebauern übernimmt keine ·Haftung, daß auf Grund 
der Einzelverträge die obige Anbaufläche tatsächlich in der Steiermark untergebracht 
wird. 

:;. Das Saatgut für diesen Anbau wird von der Fa. ·NN gegen Verrechnung des Selbst­
kostenpreises gegen Abzug von den Anbauern yon der Endauszahlung abgegeben. Dem 
Landesverband Steirischer. Feldgemüsebauern wird mindestens :; Wochen vor Ausgabe 
des Saatgutes eine Probemenge zur Durchführung einer Keimprobe sowie 20 g Saatgut 
für einen Kontrollanbau zugesendet. Bei Frost wird von der Firma umgehend neues 
Saatgut gegen Verrechnung mit den Anbauern bereitgestellt. Die Auswahl der Sorte 
von Einlegegurken wird einvernehmlich mit dem Landesverband Steirischer Feldgemüse­
bauern vorgenommen, wobei von der Fa. NN der Nachweis erbracht werden muß, daß 
es .sich um ein Originalsaatgut .direkt vom Saatgutzüchter handelt. 

4. Die Übernahme erfolgt auf Sammelstellen, die als übernahmsstellen der Firma gelten. 
Der Sammelstellenleiter wird von der Firma bezahlt. Die Ware gilt als übernommen, 
wenn der Lieferschein vom Sammelstellenleiter unterschrieben ist. Qualitätsmängel, die 
aus einer Lagerung der Ware beim Anbauer resultieren, können noch bis 24.00 Uhr 
des der Übernahme folgenden Tages geltend gemacht werden, sofern der Anbauer und 
der Zulieferungszeitpunkt nachgewiesen werden kann. Die Übernahme erfolgt minde­
stens dreimal wöchentlich. Säcke bzw. Steigen zum Transport der Einlegegurken werden 
von der Fa. NN zeitgerecht bereitgestellt. Die Anlieferung der Einlegegurken an der 
Sammelstelle erfolgt nach folgenden Größen: 
A-Ware: Länge :;- 9 cm, Durchmesser bis :; cm rc, 
B-Ware: Länge 9-12 cm, Durchmesser bis 4 cm 
C-Ware: Länge 12,...-15 cm, Durchmesser bis 4,5 cm 
Krüppel 

5. Es wird die gesamte Ernte der im Vertrag stehenden Fläche übernommen. Eine Annahme­
verpflichtung der Ware mit einer Länge über 15 cm besteht nicht. Ein prozentmäßiger 
Anfall der einzelnen Sortierung wird nicht festgelegt. Freitag, der 15. August 1969, gilt 
hinsichtlich der Gurkenlieferung als normaler Ubernahmstag. 

6. Der Übernahmspreis beträgt für 
A-Ware 
B-Ware 
C-Ware 
Krüppel 

S :;,50 per kg 
S 1,20 per kg 
S-,50 per kg 
S-,50 per kg 

81 



Für ·die Durchführung der Maschinensortierung werden als Unkostenbeitrag pro kg 
gesamt abgelieferter Ware S 0,05 an den Landesverband Steirischer Feldgemüsebauern 
durch die Fa. NN bezahlt. 

7. Die Zahlungen durch die Fa. NN erfolgen über die für den Einzelvertragspartner örtlich 
zuständigen Raiffeisenkassen spätestens bis 22. November 1969. Eine Akontierung bis 
1. September 1969 ist erwünscht. Die Verrechnung wird von der Fa. NN zeitgerecht 
durchgeführt. Bei Zahlung nach dem Fälligkeitstag zahlt die Fa. NN 10% Zinsen p. a. 
ab 23. November 1969. 

8. Von der Auszahlungssumme an die einzelnen Lieferanten werden an den Landesver­
band Steirischer Feldgemüsebauern 1 % als Mitgliedsbeitrag zum Verband auf das Konto 
8441 bei der Steirischen· Raiffeisenbank, Graz, Kaiserfeldgasse 5, überwiesen. 

9. Bis spätestens 1.. Mai '.;l969 wird bei der Landeskammer. für Land- und Forstwirtschaft 
in Steiermark, Graz, Hamerlinggasse 3, ein Blankowechsel der Fa. NN hinterlegt. Die 
Fa. NN ermächtigt für den Fall der Säumnis die Landeskammer, diesen Blankowechsel 
dem Landesverband Steirischer Feldgemüsebauern auszufolgen und ermächtigt diesen, 
ihn mit dem aushaftenden Kaufschillingbetrag zuzüglich 10% Zinsen ab 23. November 
1969 bei der Raiffeisenbank Graz, zu domizilieren und fällig zu stellen. 

10. Die Fa. NN verpflichtet sich auch gegenüber dem Landesverband Steirischer Feldgemüse­
bauern die Zahlungen an die einzelnen Mitglieder und an den Landesverband Steiri­
scher Feldgemüsebauern pünktlich und termingerecht durchzuführen und nimmt zur 
Kenntnis, daß der Landesverband Steirischer Feldgemüsebauern von seinen Mitgliedern 
auch ermächtigt ist, ausständige Kaufschillingforderungen gerichtlich und außergericht­
lich einzukassieren und einzutreiben. 

11. Für alle Streitigkeiten aus diesem Rahmenvertrag sowie aus den auf Grund dieses 
Rahmenvertrages abgeschlossenen Einzelverträgen unterwirft sich der Landesverband 
Steirischer Feldgemüsebauern für Steiermark, gleichzeitig mit seinen einzelnen Mit­
gliedern und die Fa. NN dem Gerichtsstande Graz. 

12. Alle Einzelverträge mit den einzelnen Mitgliedern des Landesverbandes, die auf Grund 
dieses Rahmenvertrages abgeschlossen werden, sowie alle Zusätze, Abänderungen oder 
Einschränkungen dieser Verträge oder dieses Rahmenvertrages selbst, haben nur dann 
Gültigkeit, wenn sie entweder schriftlich vereinbart oder durch Brief oder Gegenbrief 
schriftlich bestätigt werden. 

Graz, .... ............ „ •.•.•••••••••••••••••••••••.•.•••••..•. „ .•. „ ..•.•...•..............••..••...... 

Landesverband Steirischer Feldgemüse­
bauern 

Entwurf 
Fa. NN 

Herrn „„„.„ .. „.„.„ ...... „ ...... „„„ .. „„„.„ ... „.„ .. „ .... , .. „ .. „„.„.„ 

in ... „.„.„ .... „ .... „„.„ ... „.„„„„ ..... „„ ..... „ .... „ ....•.......•... „ ...... „.„ 

Post 

Betrifft: E i n 1 e g e g u r k e n 1 9 6 9 

Fa.NN 

Graz, den 

Sammelstelle: ... „„ ...... „ ..... „ .... „ ........ „ ..... „ .... „.„ ...•. „ 

Raiffeisenkasse: 

Sie verpflichten sich, für uns „„„„ .... „ .... ar Einlegegurken anzubauen. Es ist Ihnen nicht ge­
stattet, für andere Firmen oder Händler Einlegegurken der Ernte 1969 anzubauen. Sie 
verpflichten sich, die gesamte Erntemenge der Kontraktfläche an unsere Sammelstelle ab­
zuliefern; wir verpflichten uns, die gesamte Erntemenge. der Kontraktfläche zu übernehmen. 
Das Saatgut wird Ihnen von uns gegen Verrechnung des Selbstkostenpreises zur Verfügung 
gestellt. Die Sortierung erfolgt nach folgenden Klassen und folgenden Übernahmspreisen: 
A-Ware: Länge 3- 9 cm, Durchmesser bis 3 cm, S 3,50 per kg 
B-Ware: Länge 9-12 cm, Durchmesser bis 4 cm, S 1,20 per kg 
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nis ZU!r Gesam.tobs,ternte des Burgenlandes (Anbaufläche und Mengenumsatz) kaum 
ins Gewicht. Auch die Anana1srerdbeeren werden nur zu etwa 5°/o gemeinschaftlich 
erfaßt. 
Absatzgiemeinschaft Burgenländischrer Erwe1rbsohstbauem: 
Dile1sre Gemeinschaft wurde 1961 gegründet und wies 1968 24 MitgHeder auf, deTen 
ß.etriehe in der Größenklasse von 5 bis 10 ha liiegen; 80% smd Vollerwerbsbetriebe. 
DeT Umsatz der Gemeinschaft betrug im J aihr 1968 an Äpfeln, Birnen, Pfirsich~it, 
MariUen und Ribis1efo rund 2000 q. Dire Bezahlung an die MitgHedeT erfolgt auf Gnttld 
de!S laufenden Marktprei,ses. 
Schwi·erigkeiten bzw. Tendenzen: mangelnde VeTtmgstreU!e; Vergrößemng der Produk­
tion be:i glekhem Mli.tgli!ederisrtlall!d, Zusammenschluß mit ·gleichartigen Gemeinschaften. 

b) Gemüse: 
Hiier gibt ,es zwei Genossenschaften (Neusiedl, Srt·egier:shach), von denen 1968 die Salat­
emlte des BurgenLandeis vo.Ustänidig, die Tomaten zu 11 % , die Paprika zu 4 °/o, die 
Industrilegurken zu 6% und ·die Roten Rüben zu 3% 1erfaßt wurden. 
In di:es:em Bundesland ist bei der Gemüs·ev.ermarktung die veTbreiteile Vextraigsland­
wirrtschaft zu beachten, die aber hi1er nicht näher behandelt wird. 

Obst- und Gemüsegenos1senschaft des Bezirkes Neusiedl/See·: 
Sie wurde vor 40 Jahren gegründet und hat derzeilt etwa 1000 Mitglieder, deren 
Betriebe skh auf 11 Gemeinden verteilen. Diie Brert.r:i1ebe liegen zu 80% in der Größen­
klasse unter 2 ha u:nd zu 20% zwischen 2 und 5 ha. 70% weriden als Vollerwerbs­
betriebe ange·~ehen; DiJe Umsätz,e der Gemed.nsichaft betrugen 1968 bei Paprika 5100 q, 
bei Tomaten 13.000 q, be:i Einlegegurken 6470 q und bei Salat 3,5 Mill. Stück. 
Dile Genossenschaft vierfügt über Sortier- und V erpackungsreinrichtungen sowire üb.er 
Lagierhallen im Ausmaß von 1660 m2 und 640 m3 Kühlräume. Der Fuhrpark wedislt eine 
Kapazität von 40 t auf. An Schwierigkeiten we'l'!den die Kapitalbeschaffung, Schulden­
und Zinsenlast und mang.eh1de Vertrag·st~eue genannt. 

6.2.4 Oberösterreich 
a) Obst'. 
In dies,em Bundesfa1nd gibt es 
1 Genos1srenscharft zur Vermarktung von Äpfe1in und s.chwarz.en RibiseLn (Traun), 
1 Verarbeitungsbertrieb für den bäuerlichen Streuobsth~u zur Produktion von Frucht-

säft:en (En:ns), 
1 Absatzgemedns·chaft für Himbeeren (lokale Bedeutung). 
Obe.rösterreichiischre Obstgenoss.enschaft Traun: 
Sie erfaßte 1068 rund 100% der RibiseLemte des Landes und 12% Öst·erreichs. Bei 
den Intensdvapfelkulturien liegen die Zahlen bei 85 bzw. 5°/o. Nachdem im Jahre 1962 
die .ersten größe1'1en Obsternten angefallen waren, wurde zur gemeinsamen Vel'!ll1.ark­
tung des obe.röstierreichischen Edelobstes diese Gemeinschaft gegründet, diie 1968 
244 Mitglieder aufwies. Im se1ben Jahr wurde dann .das neue Obstlager und Kühl.haus 
diJeser Genosisen:schaft errichtet; die Finianzierung erfolgte durch Eigenl1eis.tungen de.r 
Erwerbsobsthauern eine.rrs·eits und durch öffentl:iche Mittel ainders·eits. Dies·es neue 
Obstlager und Küh1haUis umfaßt eine 320 m2 große SoJ:1tierhall~, eine 480 m2 gr9ße 
Marupulations- und Lag·exhalle und 4 Kühlrä1ume zu je 200 m3

• Das ga.nzre Lagerhaus 
ist für PaLett-enstapelung gebaut und hat eine ·Gesamtkapazität von 2000 bis 3000 t 
Edefobs.t; rdavon können 1000 t in den Kühlräumen gelagert werden. Das angel.iieferte 
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Edelobst wird nach den Bestiimrn.ungein der Qualritätsklas,senverordnung sortfort und 
kommt, versehen mit dem Schutzringzeichen „ös.terreichtsdi.es Edelobst" auf den 
Markt. 

An gemeinsamen Maßnahmen der Mitglieder werden durchgeführt: Vorschriften 
bezüglich Sorten für Neuanlagen, Vors·chriften bezüglich Düngung und Schädlings­
bekämpfung, gemeinsamer Bezug von Produktionsmitteln und zum Teil gemeinisame 
Maschinenverwendung. Die Beratung erfolgt über die Landwirtschaftskammer; voll­
ständige Andienungspf1icht der Obsternte an oder über die Gemeinschaft ist vor­
geschri<eben. 

Die Mitgliiedsbetriebe verteilten sich 1968 folgendermaßen auf die Größenklaissen: 

his 5 ha · · .. · . · . . . . 14°/o 10-20 ha . . . . . . . . . . 18% 
5-10 ha . · · · · · · · . · 18% über 20 ha . · . . . . . . . . 50% 

Etwa 90% aller Mitglieder sind Vollerwerbslandwirte. Diie Mitg1iedsbetriebe erstrecken 
sich auf 106 Gemeinden. 

TABELLE io: Umsatz der Gemeinschaft in den letzten Jahren 

Äpfel 
Schwarze Ribiseln 

1966 

2121 
1640 

1967 
in q 

3682 
1352 

1968 

5280 
2036 

Die Fes-tsetzung der Anlieferung· wird nach der bepflanzten Fläche vorgenommen; 
für die Erzeuger besteht ein Pönale im Falle der Nichteinhaltung des Vertrages. Die 
Bezahlung der angelieferten Ware erfolgt auf Grund des laufenden Marktpreises; 
Vorauszahlung mit Endabrechnung ist di·e Regel. 
Schwierigkeiten bzw. Entwicklungstendenzen: Schulden- und Zinsenlast, Kapital­
beschaffung für den weiteren Ausbau de·r Kühlräume; Vergrößerung der Produktion 
bei gleichem Mitgliiedie1nstand, Zusammenschluß beistehender Gemeinschaften: Fusion 
mit der „Efko" im Herbs.t 1970 (siehe Gemüse, Seite 87). 

Ennser Obstverwertung: 
Diese Gemeinschaft wurde im Jahr 1952 auf bäuerlicher Basis gegründet und 1956 als 
Obstverwertungs-Geis. m. b. H. durch die genossenschaftliche Landesorganisation wei­
tergeführt. Durch laufende techni1Sche Investitionen wurde sie zu einem Großbetrieb 
ausgebaut, der jährldch etwa 8000 t Industrieäpfel und -birnen verarbeiten kann und 
Obst aus ganz OberÖis:terreich bezieht. Das anfa1lende Industrieobst wirid zu Apfelsaft 
verarbeitet. Das Werk verfügt auch über eiine leiistungisfähige Saftkonzentrations­
anlage; diese Konzentt'late werden meist in dte Bunde1s.republitk Deutschland exportiert. 
Die jährliche Produktioo an Apfolsaft, schwarzem. Ribisielrsaft, Konzentraten u. a. be­
trägt fast 3 Mill. il. Der La~errraium für Fruchtsäfte und Konz;entrate faßt 70.000 hl. 
Ergänzend soll hier noch erwähnt weriden, daß die Hauptmasse des Obstes in Ober­
Ö1sterreich auis dem bäuerlichen Obstbau kommt. Die Verwertung dieses Wirtschafts­
und Mostobstes ilst nkht einfach, weil im Streuobsthau große Ernteschwankungen auf­
treten. 
An Hauptschwierigkeiten gibt .die Gesellschaft an: hohe Fixkosten, sinkende Markt­
preli!se infolge Überangebots in ganz Europa, Konkurrenz durch Zitrusgetränke. 

b) Gemüse 
Mit der Vermarkitung von Gemüs·e befaßt sich die „Gartenbaugenosisenschaft und 
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Konservenfabrik Eferding" (Efko), deren geänderte Geschäftshezeichnung seit Herbst 
1970 durch ihre Fusion mit der Obstgenosisenschaft Traun „0.-Ö. Obst- und Gemüse­
vel"Wlertungsgenossenschaft Eferding" lautet. 
Diese Genossenschaft hat bei den versdlliedenen Gemüsearten · sehr uniterschiedJiche 
Marktanteile, Wl!d zwar bei Industriegurken annähernd 100% des Landes bzw. 1.3°/o 
des Bundesgebietes, bei Kraut 6% des Landes. 
Das Eferdinger Becken kann aLs das klaissis.che Gemüs,eanbaugebiet Oberösterreichs 
bezeichne·t wer.den. Etwa 800 Bauern diesier Gegend erzeugen vorwd:e,gend Freiland­
gemü>Se. Die ei.nheitLiche Vermarktung der Produkte erfolgt durch die erwälmte Ge­
meiil!schaft, ·die 1941 gegründet wurde. Die Betriebsgrößenklasisen der Mitglieder: 

bis 2 ha 10% 10-20 ha 25°/o 
2- 5 ha · · · · · . . . . . . 23°/o über 20 ha · . . . . . . . . 25°/o 
5-10 ha · · . . . . . . . . . 17°/o 

Etwa 80% sind Vollerwerbslandwirte. 

Die Vertraigsfläche der Mitglieder insgesamt betrug 1968 64 ha. Di'e Anbauverträ~ 
werden je.des Jahr emeuert. Die Gemeinschaft e11streckt sich auf 12 Gemeinden d~1s 
Be,zärkes Eferding. Der Umsatz betrug 1968 14.400 q Ein1.egegurken, 24.100 q Wei~r 
kraut; die Gesamtanlieferung, di,e neben den . erwähnten Gemüsearten aUJS Kohl, Früh­
kohlrabi, Chinakohl, Enclivensalat, Sellerie, Karotten· und Zwiebeln besteht, betrug 
1.15.200 q. 
Außeroem werden auch Kartoffeln (in 2-kg-Netzpackungen) abgesetzt. Durch die Ein­
führung diieser Kleinpackung konnte der Absatz verdreifacht w:erden. Auf dem Kon­
servensektor ·stehen Sauerkiiaut und Gurken mengenmäßig an 1der Spitze. Weitere 
Spezialitäten der Efko sr.ind diais Weinsaue:rkraut und verschiiedene Gemüse1salate (Roter 
Paprika, Pußtaisailat, Rote Rüben, Silberzwiebel u. a.). Für den Absatz der Kon:se:rven 
bestehen Verträge mit dem Kolonialwarengroßhanclel, mit ADEG, SPAR, Konsum; 
fallweise wird auch exportiert. 
Die Lager.hallen der Genosisenschaft umfassen 7500 m2 und die Kühlräume 350 m3

• 

Die J ahreskapaziität der Konservenfabrik beträgt 5000 t. Ein eigener Fuhrpark mlit einer 
Kapazität van 80 t ist vorhanden. 
Die Entwickilung tendie,rt zu e:Lner Vergrößerung der Produktion bei annähernd glei­
chem Mitgliederstand und eiiner zunehmenden Vergrößerung der bestehenden Ein..: 
ri.chtungen. 

&.2.s· Kirnten 
a) Obst: 
In dieser Sparte bestehen 
2 Genossenschaften ausischldeßlich aur Vermarktung von Obst (Unteres Lavanttal, 

Wolfsberg), 
1 Genos,senischaft, die sich u. a. mit Obst befaßt (Klagenfurt). 
Von .diesen untel'\suchten Gemeinschaften . wurden 1.968. 14 °/o der Marillen-,· 3°/o der 
Zwetschken-, 2% dre:r Tafelobst-, Kir:s1chen- und Pfirsichernt!e Kärntens erfaßt. 

Landwirtschaftliche Genossenschaft Wolfsberg: 
Diese Gemeinschaft wurde 1931 gegründet und wies 1968 rund 1000 Mitglieder auf, 
die skh über den gesamten Gerichtsbezirk Wolfsberg verteilen. Die Vermarktung 
umfaßte 1g68: 2394 q Tafelobst, 7183 q Preßobst, 1n7 q Ribiseln und 43 q Kirschen. 
Es ·stehen fast 1000 m 2 Lagerhallen und 1.oo m3 Kühlräume zur Verfügung. 
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Probleme bzw. Tendenzen: mangelnde Liefertreue, Zinsen- und Schuldenlast, Kapital­
beschaffung, AbsatZiSchwierigkeiten bei Gär- und Süßmost; Vergrößerung der be­
stehenden Einrichtungen. 
b) Gemüse: 
Hier gibt es 

1 Genos,genschaft, die sich neben der Obst- auch mit der Gemüsevermarktung befaßt 
(K~agenfurt) I und 

1 Arbeitsgemeins·chafit für die Einlegegurkenerzeugung. 
Diese Gemeinschaften erfaßten 1968 mengenmäßig rund 100% der Zwiebel-, Karotten-, 
Pebergrün- und Induistriegurkenernte, 60% der Ernte an Paprika und Roten Rüben, 
80% der Peterwurzenernte, 20% der Kohlernte und 11 % der Spinatemte Kärntens. 

Obst- und Gemüseverwertungsgenossenschaft Klagenfurt: 
Dies'e Geme~nischaft umfaßt 62 Mitglieder, von denen 87°/o Vollerwerbslandwirte sind. 
Die Mitgliedsbetriebe entfallen auf folgende Größenklassen: 

bis 5 ha ........... 61% 10-20 ha ........ · 14% 
5-10 ha . · · . . . . . . . . 15°/o über 20 ha · · · · · . · . · 10% 

Die Gemei:nrschaft befaßt sich neben der Vermarktung von Marillen, Zwets.chken, 
Äpfeln, Erdbeeren, Pfirnichen und Preßobst mit der Vermarktung von rund 30 Ge­
müsearten, wobei 1968 ein Umsatz von 18.000 q erreicht wurde. 

6.2.6 Tirol 

a) Obst: 

In dieser Sparte gibt es 
4 Genossenschaften zur Vermarktung von Äpfeln, Birnen bzw. Zwetschken bzw. 
schwar~en Ribiseln, und 

1 Absaitzgemeinschaft zur Vermarktung von Zwetschken. 
Die 4 Ulll.tersuchten Gemeinschaften vermarkteten 1968 17°/o der Apfel- und 23°/o der 
Zwetschkene.rnte Tirols (ohne Lienz). 

Ohstbaurmg Innsbruck (früher: Tiroler Edelobst- und Gartenbaugenossenschaft): 
Diese Genossenschaft wurde 1960 gegründet und wies 1968 64 Mitglieder aut die 
siich auf 14 Gemeinden verteilten. 
Betriebsgrößen: unter 5 ha 60%, 5-10 ha 26%, 10-20 ha 8% und über 20 ha 6%. 
38% sind Vollerwerbsbetriebe. 
Die Gemeinschaft erfaßte 1968 5600 q Äpfel Uill!d 150 q Birnen. Außeroem werden von 
den Mitgliedern etwa 3 ha schwarz.e Ribis!eln angebaut. 
Probleme bzw. Tendenzen: mangelnder Lagerraum; Vergrößerung des Mitglieder­
standes und der Produktion. 
b) Gemüse: 
Keine Gemeinschaften vorhanden (·die Anbaufläche von Gemüse betrug im Jahr 1968 
129 ha). 

6.2.7 Vorarlberg 
Obst und Gemüse: 
Hier besteht 1 Genossenschaft (Vorarlberger Obst- und Gemüseverwertungsgenossen­
schaft LUJstenau), von der abeir keine Angaben eingelangt sind. 
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6.2~8 Salzburg 

In diesen Sparten keine Gemeinschaften vorhanden. 

6.3 Zusammenfassung 

Nur mehr bei we!I\Jiigen Obst- und Gemüs1earten besteht ein Spielraum, der eine 
Erhöhung der Produktion zu[äßt. In den kommenden Jahren wird die Obsterzeugung 
ill1 den übrigen europäischen Staaten merklich z,unehmen, wodurch verstärkter Druck 
auf die österreichischen Märkt·e zu erwarten s1ein dürfte. ·Die privaten und öffent­
lichen Bemühungen um dti.·e gemeinsame Erzeugung und Vermarktung von Obst und 
Gemüse (sind zu begrüßen und werden in Zukunft noch mehr an Bedeutung gewinnen. 
Im Hinbldck auf die der:z,eitige Marktsituation Ull!d auch auf die in den kommenden 
Jahren wäre zu empfehlen, 
• di·e Lagenhallen, Kühl- und Tainkräume sowi1e allgemein die tiechniischen Einrich­

tungen der überbetrieblichen Gemeinschaften weiterhin auszubauen bzw. - wo 
notwendig - ne:ue zu errichten, um eine.l\Sieits bei Angebotsspitzen einen Sturz der 
Erzeugerpreise zu vermeiden und anderseits weitere Möglichkeiten in de·r Technik 
der Obstverwertung zu erischließen. 
Das für ·eine optimale „Versorgungske:tte" ideale Verhältnis zwischen den Lager­
und Kühlräumen .könnte folgendermaßen aussehen: 1/s normale Lagerräume, um 
die Apfelv.ersorgung der Märkte biis etwa Mitte Dezember zu gewährleis.ten, 
1/a Kühlräume, um die Apfelve11sorgung ·etwa bi1s Februar durchführen zu können, 
1/a ides ge1s.amten Lagerraumes als C02-Lager auszustatten, um die Märkte bis in 
den· Mad. hinein versorgen zu können. Darüber hinaus wäre eine Zusammenarbeit 
in der Lagerhaltung zWischen Obst- und FeLdgemüs.ebau zweckmäßig. 

• die .Anlieferungen den Marktbedürfni·ssen anzupassen; 
• die Märkte in el'ister Linie :mit Qualitätsware zu belrefern und das Qualitätsklassen­

gesetz konsequent anzuwenden; 
• di1e Obst- und Gemüseimporte im HinbLi.ck auf deren zeitliche, preispolitische und 

qualiitätsmäß:iige Zweckmäßigkeit genau zu beobachten und 
• weitere Maßnahmen zur Strukturbereinigung im Obstbau zu ergreifen. 
Auf Grund dieser ins Auge gefaßten Maßnahmen wird es möglich. sein, den Obst- und 
Gemüs1ebaubetrieben ein höheres Einkommen bi.eten zu können. 

7 Oberbetriebliche Gemeinschaften Im Hopfenba·u 

7.1 Allg·emeines 

In vielen Gebieten Österreiichs gelingt es den Landwirten nur über einen außerland­
wirtschaftlichen Nebenerwerb oder aber durch den Anbau von Spiezialkulturen, ein 
enitsprechendes Einkommen zu erwirtschaften. ZuT Sanierung vieler Betriebe des 
steirischen Grenzlandes und des Müh!lv:iierteLs trägt weitgehend der Hopfenbau bei, 
ruJmal nur geringe Nebenierwerbsmögili.chkeiten bestehen. ß.ei die·s:er Spe·zialkultur 
gibt es keine Gefahr eines Übe11schusses, ä.m Gegenteil: trotz Spd.tzenqualität des 
inländi:schen Hopfens weiiden nur 10% des Gesamtbedarfes im Inland erz1eugt. Die 
Importe werden vor allem in Bayern (Hal1ertau) und ·der CSSR (Saatz) getätigt. Hopfen 
ist ein an internationalen Warenbörsen gehandelites Produkt . und unterud:egt daher 
teilwe~se ·speikulativ.en Prieisschwankungen. Obwohl der füerprieis und auch der ·Bder­
konsum in Ös1terr·ekh in den letzten Jahren ständig gestiegen sind, Helen die Hopfen­
preise. 
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Nach der Emtestatd:stik des Jahres 1969 betrug das Gesamtergebnis rund 160 t; davon 
fielen etwa 36% im oberösterreichis·chen Anbaugiebi1et an. Während die Hopfenfläche 
im südsteuischen Anbaugebiet ziemlich konstant bleibt, geht s:üe im Mühlvii1ertel etwas 
zurück. Im folgenden werden die bestehenden Gemeinschaften in beiden Anbaugebieten 
beschrieben. 

7.2 Der Hopfenbau in der Steiermark 
bieise Kultur war seinerzeit für größere Gebiebe der Süd- und Mitte~sreiermark von 
erhe:blticher wirtschaftliicher Bedeutung. Auch im heutigen Burgenland wurde im da­
maligen Bsenburger Komitat in vielen Betrieben Hopfen gebaut. Große Bede1Utung 
erlangte er aber für die Oststeiermark (Feistritztal), wo s.chon 1876 in Fürstenfeld ein 
Hopfenbauverein gegründet wuride. Das Flächenaus:maß der Hopfenkulturen erredchte 
im Jahr 1883 bereiits 1090 ha; etwa 4500 Bauern hatten daran Anteil. 
In den folgenden J ahrz,ehnten ging der Hopfenbau aber stark zurück, sodaß 1910 in 
der Oststeilermark nu1r noch 431 ha auf Hopfen entfielen; 1939 wurden die Letzten 
Hopfengärten aufgelas1sen. Die heimischen Brauerieien deckten damal1s ihren Hopfen­
bedarf iim Ausland und bekundeten erst wieder im Jahr 1950 ihr Interesse an einer 
teilweisen Hopfenverso:rgung aus dem Inland. Diie gesamte Hopfenanbaufläche betrug 
im ersten Jahr (1951) nur 1,6 ha mi.'t rund 6000 Stöcken und einer Ernte von 1320 kg 
Trockenhopfen. Im Jahr 1953 schlos1sen skh die steirischen Hopfenbauern zum 
„Hopfenbauverein Leutschach" zusammen. 1960 erriichteten die stei:riischen Groß­
brauereden in Leutschach einen modernen Hopfensilo, in dem der nach erfolgter Be­
handlung auf den Darren der Hopfenpflanzer g.etrocknete Hopfen geschwefelt und 
damit haltbar gemacht wird. Der Silo hat eine Kapazitäit von 110 t Trockenhopfen. 
Di•ese Hopfenmenge rekht zur Erzeugung von rund 650.000 hl Bier; für die steirische 
Brauindustrie ergibt sich dadurch die Möglichkeit, fast die Hälfte ihres Hopfenbedarf.es 
aus der steirischen Ernte zu decken. Der Erlös der Grenzlandbauern aus dem Hopfen 
beträgt rund 4 Mill. S im Jahr. 
Die Milf:glie.derzahl des Hopfenbauvereines Leutschach war in den letzten Jahren 
ziemldch konstant und betrug 1968 92 mit 1000 bis 16.000 Stöcken je Betrieb. Die 
gesamte Hopfenfläche umfaßt ca. 70 ha und verteilt skh auf 4 Gemeinden. 
Der mengenmäßige Umsatz an Trockenhopfen betrug 1966: 95 t; 1967: 86 t; 1968: 
87 t und 1969: 101 t. 
Der Verein giibt seinen Mitgliedern Empfehlungen über Düngung und Schädlings­
bekämpfung. 
Die Vermarktung erfolgt auf Grund von Anbauverträgen mit den Brauereien „Gösser", 
„Re1ininghaus" und fallwei!Se mit der Villacher Brauerei, wekhe die Abnahme der Ernte 
garantieren. Die Mindestpreisgarantie ist mit 40,- S pro kg Qualitätshopfen ferstgeJegt. 
Steigt der Hopfenpreis auf dem Weltmarkt, so wird den Bauern ein entsprechender 
Zuschlag gewährt. 
Der Rohertrag aus de.r Speziialkultur Hopfen ist wel höher als der aus dem Weinbau 
in diesem Gebiet. 
Die Mitglieder diesies Hopfenhauvereine1s besitzen 11 Pflückmaschinen und 14 Hopfen­
darren; hinsichtlich Ertrag und Bonitierung ergab sich im Jahr 1969 folgendes Bild: 

Hektarertrag . . 1496,6 kg 
Maschinenpfilücke 82,1 % 
Handpflücke 17,9°/o 
Güteklas1s'e I 70,2 % 
Güteklasse II 19,8% 
Güteklasse III 10,0% 

90 



An Schwienigkeiten der Gemeinschaft werden angeführt: Steuerlast, Kapita1bes·chaf­
fung, Schulden- und Zinsenlast. 

7.3 Der Hopfenbau in Oberösterreich (Mühlviertel) 

Auch im oberöst1erreichischen Hopfenbau lag der Höhepunkt im v·ergangenen Jahr­
hundert, doch wurden noch knapp vor- dem EI'lsten Weltkrieg im Mühlviertel rund 
500 ha Hopfengärten regiistriiert. In der Folgezeit ging die Hopfenkultur ständig 
zurück; 1939 mußten im Zuge der Zentralisierung auf Grund eine,s Reichserlasses 
alle Hopfengärten gerodet werden. Erst 1951 konnte der V ertragshopfenbau mit der 
inländischen Brauer.eiJitndustrie aufgenommen werden. 
Die „Oberösterreichische Hopfenbaugenossenschaft" in Rohrbach, in der alle Hopfen­
pflanzer des Mühlvi·erteJ.s zusammengefaßt sind, wurde .1951 gegründet. Absatz und 
Preiise sind nach den vertraglichen Richtlinien geregielt, wob.ei die Preise nach fest­
gelegten Prozentsätzen aus den jeweiligen Weltmark!tnotierungen err~chnet werden. 
Die MitgJiederzahl der Genossenschaft ist in den l1etzten Jahren ständig zurückgegan­
gen. Sie betrug 1966: 171, 1967: 131 und 1968: 120. 

Die Mitgliedsbetriebe teilen sich nach Größenklas·sen folgendermaßen auf: 

biis 5 ha · · · · · · · · · · 6% 10-20 ha · · · · · 51% 
5-10 ha · · · · · · · · · · · 35°/o über 20 ha · · . · · · · 8% 

Etwa 90% der Betriebe werden als Vollerwerbsbetriebe angegeben. 

Trotz der hervorragenden Ernten ilst ein weiiterer Flächenrückgang im Anbaugebiet 
festzustellen, des·sen HaupturStachen der niedrige Hopfenpreis am Weltmarkt sowie der 
Rückgang .der- kLeinen · Brauerie~en sie.in ·dürften. Die· Ernte.flächen lagen 1966 beii 38 ha, 
1967 ebenfalls bei 38 ha und 1969 nuir mehr bei 35 ha, die sich über 14 Gemeinden 
erstrecken. 
Die Erntemengen waren annähemd konsitant: 1966: 60i7 t, 1967: 55,6 t, 1968: 52,2 t 
und 1969: 57 t. 

Die Ernte ist 1969 bei der Bonitierung in zweli Güteklas1s·en eing:estuft worden: 

Güteklasse 1 . . . . . . . . 97°/o 
Güteklasse II . · · · · · · · 3 % 

An gemeinsamen Maßnahmen wel'lden durchgeführt: Vorschniften bezüglich Düngung 
und Schädlingsbekämpfung, zum Teil gemeinsame Masch:iinenverwendung, gemein­
samer Bezug von Produktionsmiitte1n. 
Es besteht vollständige Andiea:mng~pfüchrt des Hopfens. Die spezielle Beratung wird 
durch Fachkräfte der Genos·senschaft vorgenommen. 
Im Besitz .der Gemeiiins.chaft sind neben einer Hopfenaufbereitungsan1age Lagerhallen 
mit ein~ Ausmaß von 1425 m2

• Der Verarbeitwngsbetrieb weilst eine Jahreskapazität 
von 100 t auf. 
Das Hauptproblem der Gemeins.chaft ist die Steuerlast. 

7.4 Zusammenfassung 

Die Mög1khkeiit des Anbaues von Spezialkulturen mit ~esiicherter Ernteabnahme ist 
ein brauchbarer Weg, die Exiistenz von Grenzbetrieben zu sichern. Der Zusammenschluß· 
zu überbetrieblichen Gemeinschaften bringt den bäuerlichen Betdeben auß.erdem noch 
die Vorteile gemeinsamer und somit verbiilligter Produktionsmittelbeschaffung, speziel-. 
ler Wilrtschaftsheratung und des konzentrierten Angebots an die lndus.tri1e. 
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8 Oberbetriebliche Zusammenarbeit im Tabakbau 

8.1 Allgemeines 

Der Tabakanbau ist i:n Österreich eine relativ junge Kulturform. Der erste feldmäßige 
Anbau erfolgte 1938 durch eine bäuerliche Genossenschaft („Ostmärkische Tabakbau­
genossenschaft") im Burgenland. Bei Kdegsende wurde diiese Gemeinschaft auf gelöst 
und der Tabaka111bau durch das Staaitsmonopol neu geregelt. 

1946 wurde von 1700 Pflanzern eine Fläche von 76 ha mit Tabak bebaut. 1955 erhöhte 
s1ich die Zahl auf 2700 bzw. 547 ha. Infolge strenger übemahmsbedingungen durch 
das Monopol sowie des starken Auftrdens von Blauschimmel bzw. größerer Miß­
emten verringerte sich im Lauf der Zeit die Tabakanbauflä·che wi1eder stark. 

Aus der Tabakstatistik 1969 geht hervor, daß nur noch 1169 Pflanze!!" in 254 Gemein­
den 298 ha Tabak anbauen. Der Gesamtertrag belief sich im selben Jahr auf insgesamt 
677,5 t und der Erlös auf 16,5 Mill. S. Der durchschnittliche Hekt1arertrag betrug 
2269 kg. Bei einem Preis von etwa 25,- S/kg ergab sich somit ein Rohertrag von rund 
55.500,- S/ha. Das islt sehr vi.el, doch muß man berücksichtigen, daß die durchschnitt­
liche Anbaufläche je Betnieb nur 1/4 ha beträgt. 

8.2 Verbreitung 

Der Tabakanbau verteilt skh in Österr1eich auf 5 Gebiete: 
a) In der Südoststeiermank konzentriert sich diese Spezialkultur um die Tabakfabrik 

Fürstenfeld. Die kHmatischen Bedingungen sind günstig, werden jedoch häufig 
durch Hagel beeinträchtigt. Die Betriebsstruktur ist durch Kleinbetriebe gekenn­
.z,eichnet (durchschnittliche Größe 9 ha) mit vieliSeitiger Wirtschaftsform, wobei 
Obst und Gemüse stark vorherrschen. 1969 gab es in diesem Gebiet 581 Pfl:anzer -
in 110 Gemeinden-, die 130 ha (= 43°/o der österreichischen Tabakfläche) bebauten. 
Dieses Anbaugebiet erstreckt sich teilweiise auch auf das südliche Burgenland. 

b) Im nfüdLichen Buirgenland beschränkt sdch der Anbau im wesentlichen auf den 
Bezirk Mattersburg. Die kl~matischen Verhä.ltniss.e s1ind ausgezeichnet, die Betriebs­
struktur ist durch Klein- und Kleinstbetriebe gekennzeichnet, in denen Wein- und 
Obstbau betrieben wiird. Die Ablieferung erfolgt an die Tabakfabrik in Walbersdorf. 
In diesem Gebiet gibt es 149 Pflanzer mit einer Anbaufläche von 56 ha (= 18%). 

c) In zwei Gebieten Ni1ederös1terreichs befassen sich insges,amt 262 Landwirte mit dem 
Tabakanbau, der sich auf 62 ha (= 21 %) erstreckt. Die zuständige Tabakfabrik ist 
in Stein/Donau. Das Hollabnmner Gebiet ist klimatisch günstig, doch mitunter 
trocken. Die B.etl'liebs!struiktur ist mittelbäueruiich (durchschnittlich 20 ha); es handelt 
sich vor allem um Getreide- und We1inbauern. Das M·elker Gebiet weist in stärke­
rem Maß Ac"k!erWirtschaften mit Viehhaltu;ng auf. Strukturell herrschen hier Betriieibe 
mit Größen um 13 ha vor. 

d) Das oherösterreichis·che Anbaug1ebiet Hegt am weitesten westlich; allerdings ge­
hören auch e:iini~e we111ige Bauern aus der Amstett111er Gegend dieser Region an, 
die 77 Pflanzer mit zusammen 50 ha umfaßt. Die durchschnittliche Betriebsgröße 
beträgt 40 ha, als Hauptkultur gilt Getreide. Die Tabakfabrik befindet sich in Linz. 

8.3 Organisation 

Der Tabakianbau wJrd in Österreich durch das Monopolgesetz besitimmt. Aus d~esem 
Grund müssen die einzelnen Bauern jährlich (bis zum 28. 2. des laufenden Jahres) 
mi1ttie[:s Lizenzformularen bei den zuständigen Außenstellen dei' Öisterreich:ischen Tabak-
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regi.e AG (Abteilung InlancLsitabak; früher über die Tochtei.iglesielLschaft ATAFEG 6, 

die aber heute nicht mehr existiert) um die AnbaubewilHgung ansuchen. 
Die 11Vereinigung Österreichischer Tabakpflanz1er'' handelt mit der Monopolstelle die 
Rahmenbedingungen für die betreffeniden landwirtschaftlichen Betriebe aus; deshalb 
kommt dies.er Vereind.gung wegen ihrer wirtschaftlichen Intere'ssenvertretung bis zu 
einem gewissen Grad überbemeblicher Charakter zu. 
Auß,e.rdem zeigen sich vereinzelt (Steiermark) in d:er Erntemechanisierung Ansätz.e zu 
gemeinschaftlicher Maschinenv·erwendung, um kostengünstiger erz·eugen z.u können. 
In der 11Kundmachung der Austri.a-Tabakwerkie AG" s[nid alle Bedingungen für Anbau 
·und Absatz von foldmäßig gebautem Tabak, der erst ab 1 .0 ar als solch.er bezeichnet 
werden darf, festgelegt. 

S.4 Ausblick 

Im Tabakbau ist es bisher einigermaßen gelungen, die Erzeugerpreise den steigenden 
Produktionskosten entsprechend zu erhöhen. Der Anbau dieser Spemalkultur bringt 
edn recht gutes Arbeitseinkommen für die bäuer1iche Familie. 

Derze~t werden nur rund 4 °/o des österreichischen Tabakbedarfs durch das Inlands­
aufkommen gedeckt; die überwiegende Menge wird zu wesentldch niedrigeren Preisen 
importiert (Griechenland, Türkei, Polen, Chim.a u. a.). Aus diesem Grund wird a.uch 
nur eine sehr mäßige Aufstockung der Lizenzfläche erwartet. Eines der Hauptziele 
der Vereinigung Österreichischer Tabakpflanzer ist dii·e Verringerung der Zahl der 
Pflanzier bei gleichzeitiger Auf.s.tockunig der Fläche · jie Betrieb sowie die Anpassung 
des Erlös·es an die gestiegenen Erzeugungskosten. 

9 Oberbetriebliche Gemeinschaften im ·Saatbau 

9.1 Allgemelnes 

Im Hinbllick aJUf die fortschreitende Ratti.onalisd:erung in der Landwirtschaft kann an­
genommen werden, daß die V erwenidung von anerkanntem, hochwertigem Saatgut in 
Zukunft zunehmen wird. Bed.m. Hybrklsaatgut und dort, wo die Ernte direkt vom 
Vollemter an den Abnehmer gelanigt, der die Trocknung und Aufbereitung vornimmt, 
wird sich der jährliche Saatgv.twechsel gänzLich durchsetzen. Nur durch konsequ.ent1e 
Auslese ULlld modernste Züchtungs- und Vermehrungsmethoden ist eis in der-pflanz­
lichen Produktion gelungen, Erträge und Qualitäten zu steigern. 
In der Reg•el erfolgt die Saatgutv·ermehrung direkt durch den betreffenden Züchter 
oder in Lizenz über eine Samenhandelsfirma bzw. einen Gemeinschaftsbetrieh. Wie in 
vii.elen anderen Sparten, weisen auch mer die überbetrieblJich,en Gemeinschaften große 
Vorteile auf: 

• V ermilttlung .der eTforda-lichen Spezialkenntnisse und Spezialberatung, 

• BerückS1ichtigung genetischer Erfordernisse durch Sicherheitsabstände im Zusammen­
hang mit Selbst- und Frermdbefruchtern, 

• Feldbesichitigung zur Saatgutainerkennung, Organisation des Anbaues und die 
Obernahme durch den Partner werden durch Schwerpunktbildung in der Vermeh­
rung beträchtlich erlei1chtert, 

• gemeinsame Beschaffung von Produktdonsmit~ln. 

6 „Austria"-Tabakeinlöse- und Fermentationsgesellschaft m. b. H. 
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Die Saathaugemeins·chaften sind in den einzelnen BundesJände:rn verschieden organi­
siert. Einen echten Landesverband gibt eis nur in Oberösterreich. In den Bundesländern 
Niederösterreich, Kämtten und Tirol (in Osttirol Warengenossenschaft, Abteilung 
Saatbau) bestehen überregionale Großgenossenschaften (z.B. Niederösterretichische 
Saatbaugenossenschaft), die die Agenden für das gesamte Land wahrnehmen, ohne 
daß es daneben Saatbauvereine auf lokaler Ebene gibt. Wesentlich anders sieht es 
in der Ste~ermark aus, wo es 11 lokale und regionale Saatbaugemeinschaften gibt, 
aber keine Gesamtorgainisatiion. Allerdings befassen stich dort verschi,edene landwirt­
schaftliche Warengenossenschaften mit der Vermarktung von Saatgut: z. B. hat der 
Steirische Landwirteverband die gesamte Vermarktung für Getreide und Kartoffeln 
- mit Ausnahme des Gebietes „Murboden" - über. 
In Salzburg bestehen zwei regionale Saartbaugemeinschaften, und zwar im Lungau 
und im Pongau. 
Das Bundesland Burgenland wird in dieser Sparte von der niederösterreichischen 
Organisation betreut. Bundesverband gibt es keinen. 

9.2 Auswertung 

Von den 19 bestehenden Gemeinschaften konnte Zahlenmaterial von 15 Zusammen­
schlüssen miit fast 4500 Mitgliedern ausgewertet werden, und zwar (nach Bundes­
ländern): Steiermark 8, Tuol 2, Salzburg 2, Niederösterreich, Oberösterreich und 
Kärnten je 1. 

Davon wmiden 2 Gemeinschaften zu Ende der zwanziger Jahre, 11 zwischen 1945 und 
1960 und 2 im Letzten J ahrz.ehnt gegründet. 
Als Rechtsform wurde von 4 Gemeinschaften die Genossenschaft m. b. H., von den 
übrigen cHe Vereinsform gewählt. 
Die MitgHederzahl schwankt beträchtlii.ch, und zwar weisen die Saatbaiugenossen­
schaftt:en, weil sie sich über ·eirn ganzes Bundesland ersitrecken, höhere Mitgliederzahlen 
auf ·als die Vrereine. Der Durchschnitt liegt bei 288 i die Extremwerte betragen 24 und 
1468. 

Hinsichtlich der Größen der Mitgliedsbetriebe ergibt sich aus dem zur Verfügung 
stehenden Zahlenmaterial, daß es sich vorwieg.end um mittel- bis g.roßbäuerlkhe 
Betriebe handelt: 

bis 5 ha · · · · · · · · · · 4% 10-20.ha .... . 
5-10 ha · · · · · · · . . . 29°/o über 20 ha 

Im Durchschnitt werden 85°/o als VoHerwerbslandwirtJe ausgewiesen. 

26% 
41% 

Die Vertragsfläche betrug 1968 durchschnittlich 635 ha je Gemeinschaft, wobei die 
Zahlen - in Abhän~gkeit vom Mitgliederstand - zwischen 18 und 4622 ha streuen. 
Mit der V·ermehrung von Kartoffeln befassen ·sich 13 Gemeinschaften, mit der von 
Getveide 91 m:i.t de:r von Mais 2 und mit der voin 1sonstigem Saiatgut (SämeTeien, Pfo.rde­
bohnen) 2 Gemeinschaften. 
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Kartoffeln 
Getreide 
Mais 

TABELLE 11: Durchschnittliche mengenmäßige Umsätze 

1966 1967 1968 
in q 

24.000 

9.300 

3.500 

27.000 

9.600 

4.500 

26.400 

12.700 

6.ooo 



Diie Mitgliedsbetriebe erstrecken sich im Durchschnitt über 22 Gemeinden, wobei die 
Werte wieder zwischen 1und158 sehwanken. 
An Schwderigkeiten werden u. a. genannt: mangelnde Vertragstreue, Investitionen, 
mangelnde Abstrl.mmung zwd.schen Erzeuguag und Vermarktung, Absatzschwi,eriigkeiten 
wegen Ausdehnung des Maisbaues bzw. Einstellung des Ackerbaues (Ausdehnung des 
Grünlandes), Schulden- und Zinsenlast, Abstände der Vermehrungsfelder unterein­
ancter, überangiebot bei- Brotgetreide-Saatgut, mangelnde Organisation auf Landes­
ebene, Kapitalbeschaffung, Transportbelastung des Saatgutes, Pflanzgutbeschaffung, 
zu teure Sortierung, zu wenig Lagerraum. 

Bei folgenden Tatbeständen beträgt deT Anteil der positiven Antworten (in % 
der Gemeinschaften) : 
Gemeinsame Maßnahmen der Mitgliieder: 
• Bindung des Saiatgutbezuges an bestimmte Ueforanten . . . . . . . . . . 
• Vorsd:uiifiten bezüglich Düngung und Schädlingsbekämpfung ..... . 
• zum Teil gemelinisame Maschinenvierwendung (über die Genosisenschaften) 
• gemeinsamer Bezug von Produktionsmitteln ..... . .. ... ... . 
• spezielle Beratung. der Mitglieder (durch die Kammern, Saatguttechniker und 

Geschäfts~er) . . . . . . . . . . . . . . . 

• Festsetzung der Anlieferung nach Gewicht .. 
Anbaufläche 

• Preisvereinbarungen ............ . 

• Auszahlungstermine . . . . . . • . · . . · · 
• Pönale: für Erzeug,er 14 % , für Übernehmer keine 

Entwicklungstendenzen: 
• Vergrößerung -der Produktion bei gleichem Mitgliederstand 
• Vergrößerung des MitgJ.iederstandes .... · · .... · · 
• Vergrößerung der bes1tehenden Einrichtungen und Schaffung neuer 
• Zusammenschluß gleichartiger Gemed.:nschaften ......... . 

Oberösterrcichische Laru:Les-Saatbaugenossenschaft, Linz-Hart: 

73% 

78% 
870/o 

78% 

92% 
270/o 
73% 
93% 
92% 

470/o 
20% 
470/0 
270/o 

Dies1e größte österreichisdl!e Saatbaugemeinschaft wuride im Jahr 1946 gegründet t.ind 
wies 1968 1468 Mitgfil1eder auf; 1969 sogar 1889. 

An gemeinsamen Maßnahmen werden durchgeführt: 
• Bdndung des Saatgutbezuges an bestd.mmlf:e Lieferanten 
• Vorschriften bezüglä.ch Düngung und Schädlingsbekämpfung 
e Gemeinsame Maschinenverwendung (über die Genos·senschaft: 4 Zentral- und Saat-

gutlager, Trocknung, Aufbereitung und Lagenmg) 
• Gemeinsamer Bezug von Produktionsmitteln 
e Ferner hesteht vollständige Andienungspflicht (V ermehrungsverirag) 

Die Beratung erfolgt durch eti:gens 1dafür ausgebildete Fachkräfte. 
Etwa zwei Driittel. der Mitglieder haben eine B.etriiebsgröße über 20 ha, die übrigen 
zw~s.chen 10 1llll:d 20 ha. 95°/o wevden als Vollerwerbshetriebe angegeben. 
Die Vertragsfläche betrug 1966: 4166 ha, 1967: 4717 ha und 1968: 4622 ha. 1969 ver­
minderte skh die Vermehrungsfläche auf 3760 ha; 80% davon entfiel-en C!-Uf Getreide, 
15% auf Kartoffeln U!Illd der Rest auf Sämereien. 
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Wintergetreide 
Sommergetreide 
Kartoffeln 
Sämereien 

TABELLE 12: Mengenmäßige Umsätze 

1966 1967 

35.772 
22.192 
53.073 

3.518 

35.029 
20.399 
57.054 

3.368 

in q 
1968 

35.095 
21.372 
46.669 

4.575 

Summe 114.555 115.850 107.711 

1969 

} 64.000 

37.900 

Die Festsetzung der Anlieferungsmenge erfolgt nach der Anbaufläche. Bezüglich der 
Pr.eisvereä:nbarungen gelten Richtpreise. Die Auszahlrung erfolgt jeweils nach Abs.chluß 
des Verkaufes. In der Regel besteht ein Pöna1e für den Erzeuger. Die Genossenschaft 
ist dezentralisierti s1ie wickelt ihre Vermehrerttätigkeit über 4 Außenstellen ab: „Oberes 
Mühilviertel", „Unteres Mühhniertel", „Linz-Urfahr" und „Innviertel". 
Entwicklungstendenzen: Vergrößertllng des MitgLiiederstandes, VergrößeTung der be­
stehenden Einnichtungen und Schaffung neuer. 
Probleme: Abstimmung zwischen Erzeugung und Absatz, Invesititionen. 

Niederösterreichische Saatbaugenossenschaft, Wien: 
Diese Genossenschaft, die sich nur mit der Kartoffelvermehrung befaßt, wurde schon 
1927 gegründet und hat rund 1300 Mitglieder, deren Betriebe s:ich über 158 Katastral­
gemeinden er·str.ecken. 

An gemeinsamen Maßnahmen werden genal1!ll!t: 
• Bindung des Saatgutbezuiges an bestimmte Lieferanten. 
e Vorschr:iften bezüglkh Düngung und Schädlmgsbekämpfung. 
• Gemeinsame Maschinenv1eTwendung (Genos,senschaft: SortiieTmaschine). 
• Gemeinsamer Bezug von Produktionsmitteln (z.B. Elitesaatgut). 
• Es besteht vollsitändrige Andiernungspflicht des Ernteisaatgutes an die Genossen-

schaft. 
• Die Beratung erfolgt über die Landwirtschaftskammer. 
Über die Betriebsgrößen der Mitglieder liegen keine Unterlagen vor, doch werden 
rund 80% der Betriebe als Vollerwerbsbetriebe ausgewiesen. Die gesamte Vertrags­
fläche der Mitglieder betrug 1966: 1326 ha, 1967: 1684 ha und 1968: 1513 hai der 
Großteil entfällt auf das Waldviertel. 

Der mengenmäßige Ums.atz an Kartoffelsaatgut betrug 1966: 198.870 q, 1967: 
236.470 q und 1968: 229.840 q. 
84 °/o werden in Niederösterreich und Wien v1erkauft, 9% in andere Bundesländer 
und 7°/o weriden exportiert. 
Auch hier erfolgt die Fest_s.etzung der Anlieferungsmenge nach der Anbaufilächei Pönale 
für Nichteinhaltung des VeTtrages wir:d nicht eingehoben. 

Enitwicklungs1tendenzen: Abnahme des Mitgliederstandes. An Schwierigkeiten wird 
mangelnde Vertragstreue angegeben. 

Saatbauverein Radke11'1sburg (früher Maistrocknungsg:emeinschaft Dol1111ersdorf): 
Die Maisit1rockinungsg.emeinschaft Donnersdorf wuride 1964 gegründet und wies nur 
7 MitgHeder auf. 1969 ist sie im Saatbauverein Radkersburg aufgegangen, der 1970 
5 5 Mitglieder hatte. 
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• Masthühnerprodul«i.on. 
• Mastrinderproduktion (J ungsttiermast und Einsteli1rinder). 
• Kälbervermarktuing: Ansatzpunkte dafür sdnd in Form von Kä1berversteigerungen 

der Arbeitsgemeinschaft der Tierzuchtverbä.nde in Niederösterreich/ Amstetten und 
Steiermark/Hartberg vorhanden. 

10.2.1 Ferkelerzeugerrlnge - Schweinemastringe 

Bei den Ferkelerzeugierring:en erg,eben sich folgende Kernprobleme:. 
a) Gezielte Aufstockung der Sauen- und Ebe:rbestände. 
b) Verbesseiiung der Qualität durch EiinsteLLung entsprechender Muttersauen sowie 

überwachung ihres Zuchtwertes und des Zuchtwertes des Ebers. 
c) Straffung des Gesundheitsdienstes (laufende Kotuntersuchungen und Enitwur-

mungsaktionen). 
d) Strenge Handhabung der Richtlinien für die Ferkeltätowä.erung. 
e) Gez~elte Aufzucht- Ulil.d Fütterungs·'l?eratung. 

Schon lange bevor ,es Schweiri.em.astringe giegeben hait, wurden zwischen privaten 
H1men und Bauern Mastv,e·rträge abg1eschfossen, wobei die Firmen Ferkel und Futter 
geliefert und dann die Verwertung der Schweine übem.ommen haben. Diese Lohn­
mast war aber für die Landwirte oft ungünsmg. Für klein- und mittelbäuErliche 
Betriebe ist die Erzeugerg.emeinsdtaft zur Sttärkung der Marktposition durch Ver­
meidung eines zersplitterten Angebots der Einzelbetriebe besser. 

Im allgemeinen wird die Ansicht vertr.eten, daß sich die Arbeitsteilung zwischen 
Ferke1ei-zeuger und Schweiinemäster immer mehr durchsetzt; wofür al1e1'1dings dti.1e 
g.emeiii.same M~tgLiedschaft in e:iinem Schweinemastring Voraussetzung iJSt. Schweine­
mastring.e ohne ang1eschlos·sene Qualitätsferikielerz,eugung bewähren sich weniger g,ut, 
denn fili den Masterfolg und die Schlachtqualität ist die Qualität der Fer~el äuß.erst 
wichtig. 

In der Steiermark wuroe 'Schon im Jahr 1961 ein Ferkelnmg gegründet, werug später 
folgten Schweinemastringe; darunter versteht man dort Vereine von Ferkielerzeugern 
und Mästern, bei denen verbiru:IJ.iche Bestimmungen in der Erzeugung und im V erka.uf 
gelten . .Di1e Veireine schließen Rahmenverträge mit P1artnerfirmen ab, handeln jedoch 
nicht s.eföst, sondem die Geschäfte werden direkt zwischen den Mitgliiedem bz.w. 
zwischen Mitgliedern und Handelspartnern abgewickelt; · 
Schweinemastringen wd empfohlen, folgende Dinge Vierbindlich zu regeln (32): 

a) produktions!technisch: 
• Abstammung der Tiere; 
• Gesundheit (Verwu.rmung, Grippe, SchnüffolkranJQheit); 
• genaue AltersfiestJe,gung (Tätowierung im Ohr); 
• Garantieleist~ng bei Gewährsmängeln (Btinneneb.er usw.); 
• Zuwachskontxolil1e und Futterberatung de·r Mastbetriebe zur wirtschaftlichen 

Erzeugung von Qualitätsware; 

b) marktbedmisch (ohne selbst Geschäfte zu ·betreiiben): 
• den Bezug von Beifutter; 
• den Verrechnungspreis zwis,chen Ferkelerzeuger und Mäster; 

e den Verkauf der f°ertigen Mastschweine üb.e:r die Par~t h ft-I -.;:_ 
~ ~&t'lf \f SC a . /flS'" 
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Alle diese Punkte sind am besten in der Geschäftsordnung festzulegen, sofern es sich 
um einen Ve11ein handelt. 

Zur Veranschaulichung dient folgender Rahmenvertrag zwischen einem Schweinemast­
ring und einer Firma (32) : 

Rahmenvertrag 

Vereinbarung, abgeschlossen zwischen dem .„ ... „ .. „ .. „ ... „ .... . ...... . . . . „ .. „.„ . . „ Schweinemastring namens 
seiner Mitglieder mit der Firma „ „„„ .. „„„„„ „ . .. „„ ... „„ .... „ .. „„ Post „ „„ „ „ „„„„„„„„„.„.„ „ . „„„„„ „ 

1. Es wird vereinbart, daß der „„„ .• „„„ „ .„„„.„ „„ „ . „„„.„„„„ Schweinemastring auf die Dauer dieser 
Vereinbarung mindestens 25°/o der von seinen Mitgliedern zum Verkauf kommenden 
Schweine der Firma „„„„.„ „ „ .• „„ „ . ,„ „ „„„„„„„„ „ „. zur kommissionsweisen Schlachtung und zum 
Verkauf übergibt. Die Firma „„„„„„„ „ „„„„„„„„„„„.„„„„„ verpflichtet sich, bis zu 60% der von 
den Mitgliedern des . „„ „ „„„„„„„„„.„.„„ „ „„ . • „.„„. Schweinemastringes erzeugten Schweine zu 
den Bedingungen dieser Vereinbarung zur kommissionsweisen Verwertung zu über­
nehmen. 

2. Der „„„„„„„„„„„„.„„„„.„„„„„„.„. Schweinemastring verpflichtet sich, dem Übernehmer bis 
Samstag, spätestens jedoch bis Montag Mittag, bekanntzugeben, bei welchen Mitgliedern 
und wieviel Schweine in dieser Woche abzuholen sind. 

:;. Der „„„ .• „ „„„„„„„„„„„.„ „ „„ „ „„. Schweinemastring verpflichtet sich, die in seinen Mitglieds­
betrieben zum Verkauf kommenden Schweine an die Firma „„„ „„„„„„„„ .• „„„„„„„„„„„„ . und 
solche Firmen, mit denen ebensolche übernahmsverträge abgeschlossen wurden, zu über­
geben. An Dritte dürfen die Schweine zu keinen für sie günstigeren Bedingungen verkauft 
werden. 

4. Der Zeitpunkt der Schlachtung ist mit dem Geschäftsführer einvernehmlich festzulegen. 
Bei der Schlachtung ist ein Vertrauensmann des „„„„. „ .„ . „„„„„„„„„„„.„ .• „„„„ Schweinemastringes 
anwesend, der auf der vom Übernehmer zur Verfügung gestellten Waage das Schlacht­
gewicht im warmen Zustand als Kontrollgewicht feststellt, die Handelsklassen einstuft 
und die entsprechende Kennzeichnung auf der Schwarte durchführt. 

5. Der Verkauf erfolgt auf dem Kommissionswege, wobei sich die Firma „„„„„„„„„ „ .„„„„„ .. „„„ „ „ . „„ 

verpflichtet, den höchstmöglichen Preis zu erzielen; mindestens muß erzielt werden: 
für A-Ware (68 bis 84 kg Schlachtgewicht und höchstens :;,5 cm gleichmäßig verteilter 
Rückenspeck) die Höchstnotierung der jeweiligen Gewichtsklasse auf dem „„„„ „ „„„„„„„ „.„.„„„„„ 

Schlachthof. Für B-Ware (über :;,5 cm Rückenspeck oder stark sichtbare ungleichmäßige 
Verteilung des Rückenspecks) der Durchschnittspreis auf dem „„„„„„ „ „„ „„ „ .„„ „„.„. „„.„„„„ 

Schlachthof. Als Abrechnungsgewicht gilt das Totgewicht bei der Übergabe an den 
Käufer einschließlich Leber, Kopf, Füßen, Herz und Lunge. Für Zuchtsauen gilt der 
Durchschnittspreis auf dem „ „„.„„„ „ . • „„.„. „.„ „ „„„„„„„„. Schlachthof und für Notschlachtungen 
der Preis der tatsächlich verwertbaren Teile. Werden die angegebenen Preise nicht 
erzielt, so darf die Ware nur abgegeben werden, nachdem vorher beim Obmann oder 
Geschäftsführer telefonisch rückgefragt wurde. Die Auszahlung des erzielten Verkaufs­
preises erfolgt spätestens drei Tage nach dem Verkauf durch Überweisung auf das von 
jedem Mitglied bekanntgegebene Bankkonto oder durch Scheck. Eine Durchschrift der 
Abrechnung erhält der Geschäftsführer des .„„„.„„„ „ „ „ „ „ .. „„„„„„„.„„ .„„ Schweinemastringes. 

6. Vom Verkaufserlös können abgezogen werden: die tatsächlichen Spesen auf dem 
„„„„„„„„„„„„.„„„ .„„ .„.„.„„„„ Markt und S 70,- pro Stück, die sich zusammensetzen aus S 67,­
Übernahmeprovision (einschließlich Schlachtung, Beschau und Transporte) und S :;,­
Mitgliedsbeitrag des Mästers, die die Firma „„„„„„„„.„„„„.„„ „ „ „„ „ „„„„„ gesammelt an den 
„. „.„ .... „ ... „ .. ... . . . „ .. . „.„ . . ... . . „ .. „ Schweinemastring überweist. 

7. Der Firma „ .„„ . . „„„„„„„.„„ „ „„„„„„„„„„ steht es frei, von den Mitgliedern des Schweinemast­
ringes in Kommission übergebene Schweine auch an andere Abnehmer · zu verkaufen, 
doch haftet sie in diesem Falle dafür, daß die Mäster für die einzelnen Handelsklassen 
mindestens den gleichen Verwertungserlös (netto je Kilogramm warm verwogenes 
Schlachtgewicht) erzielen wie für jene Schweine, ~lie in der gleichen Woche über den 
„ „ „„„„„„„„ „„„„„„ „ „ „ „.„„„„ Markt abgesetzt wurden. 
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Die Betriebsgrößen ,der MitgliedeT, die sich auf 56 Gememden verteilen: 

bis 5 ha · · · · · · · · · . . 2% 10-20 ha · · · · · · 56% 
5-10 ha · · · · · · · · · . . 34°/o über 20 ha · · · · · 8% 

Die Mitglieder werden zu 100% als VoUerWelI'bslandwirte ausgewiesen. 

Der Sauenbestand betrug 1967: 752, 1968: 1000, 1969: l.219 Stück. 

Der Umsatz des Ringes umfa@te 1967: 8917 und 1968: 12.702 F,erkel. 

An Probilemen werden genannt: Erhaltung bzw. Verbesserung der Qualität, Verbesse­
rung der RentabildJtät der Betriebe: derzeitiger Stand 4'4 Sauen je Betrieb. Eine Ver­
größerung des Muttersauenbestandes wird angestrebt, diese ist jedoch nur unter 
Vell'änderung der baulichen Gegebenheiten möglich. 

Niederösterreiich: 
In diesem BUJndesland gibt es einJe überbetri.ebliche Großgem.~nschaft iin der RechtsfOTin 
eirter Genoss1enschaft, die „Genoss.enschaft der niederösterrekhiischen Ferkelproduzen­
ten". Sie wurde 1964 gegründet und wies 1968 842 l\.1litgliieder auf, die sich auf 
220 Gemeinden verteilten .. 

Betriebsgrößenlcl.assein der Mitglieder: 

bis 5 ha . . . . . . . . . . . 8% 
5-10 ha · · · . · . . . . . 26 % 

94% sind Vollerwerbsbetr.iiebe. 

10-20 ha 
über 2oha 

450/o 
21% 

Der Sauenbestand betrug 1966: 3007, 1967: 3823 uind 1968: 4801 Stück. Daraus ergibt 
sich ein Durchs1chnitt von 5,7 Sauen je Betrieb. 

Der Umsatz betrug 1966: 29.806, 1967: 43.552, 1968: 6i.786, 1969: 75.000 Ferkel. 
Dieser hohe Umsatz bedeutet, daß der Erzeugung~anteill der Ferkelringe in Nieder­
ös-terrekh fast 15°/o betr_ägt; gelingt es, diesen Anteil auf 25% zu erhöhen, so erhofft 
man si!ch auch eine qualitätsbeeiinflusisende WkkUJrtg auf dien großen Ferkielmär~ten. 
Der Absatz erfolgt .durch Vie·rmittlung der Landwirtschaftskammer. 

Probleme: Die Genossenschaft hat beträchtliche Kreditzinsen .zu übemehmen, weil 
der Ferke!lerlös ~en einer Woche an die Mitglieder ausbezahlt wird, während die 
Käufer. ,ein Zahlungsztiel von 14 Tagen haben. Dies,e:s Intervall muß die Gemeinschaft 
durch einen· Kredit überbrückien. Eine weitere Schwierigkeit besteht darin, daß die 
Zahl der angelieferten Ferkel in den einzelnen Monaten ·schwankt (Anliererungsspitzen 
im Mai und November), sodaß eine konti!Il.uiei"ldche Belieferung der Mäster nicht 
immer möglich is!t. 

Burgenland: 

In ~em BUilldesland gibt es emen FerkeleTzeugerring, und zwar iJil. Oberpullendorf. 
Diese Gemeinschaft wurde 1964 als Verein gegründet und wies 1968 219 Mitglieder 
auf, die ·sich auf 26 Geme1inden verteilten. An gemeinsamen Vorschriften gelten: 
Qualitätsanforderungen heim Ankauf von Zuchttsauen (Zuchtwertklassen), spezielle 
Bera,tung der Mitglieder, sanditäre Vorschriften, Andienungspflicht der Ferkel und Be­
stimmungen übe~ die Zähl der Sauen je Betrieb. 

Der Sauenbestand betrug 1966: 550, 1967: 749, i968: 944 Stück. Die Zahi deil" Sauen 
je Betr~eb: 4,3. 

DeT Ums.atz der Gernei.ns1chaft erreichte 1966: 4382, 1967: 7415, 1968: 9779 Ferkel. 
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Der Verkauf erfolgt durch die Gemeinschaft, wobei der laufende Marktprieis als 
Grundlage für die Bezahlung herangezogen wird. Als Hauptschwierigkeit wird die 
Aufatockung der Sauenzahl je Betrieb angegeben. 

Oberöster11eich: 

Die überbetriebldchen Gemeinschaften der Veredlungswirtschaft sind im Rahmen des 
„Verbandes landwirtschaftlicher Veredlungsproduzenten Oberösterreichs" (VLV) orga­
nisieTt, der nach anderthalbjähriger Vorarbeit der Landwirtschaftskammer im Oktober 
1966 als Verein gegründet wurde. Zunächs1t war nur an die Gründung eines Ferkel­
erwugerringes g1edacht, doch stellte sich bald heraus, daß auch andere Zweige der 
tiiefiis,chen Veredlung die gleichen Probleme hatten. Der Verband ist nach Produktions­
richtungren (Ferkel, Mastschweine, Rindermast, Geflügel usw.) untergliedert. Bisher 
\Vurde die 1~.rbeit mehr in der Ferkelproduktion vorangetrieben und es bestehen derzeit 
4 Ferkelerzeugerringe. Daneben gibt es aber im ganzen Bundesland gewisse Schwer­
punkte mit Einzelmitgliedschaften im Mühlviertel Wld im Weiser Gebiet, die in Kürze 
zu Ringgründungen führen werden. 

Am I. Juli 1970 hatte der Verband insgesamt 669 Mitglieder. Als Beratungs- und 
Angebotsgemeinschaft unterstützt der Verband seine Mitgliieder in überb~trieblicher 
Zusammenarbeit beim Zustandekommen einer marktgerechten Produktion und bei 
der rationellen Aufbringung handelsfähiger Absa,tzmengen. Dies kann am besten bei 
der bisher am weitesten entwickelten Tätigkeit auf dem Gebiete der Qualitätsferkel­
erzeugung gezeigt werden. 

An verbindlichen Qualitätsnormen für „VL V-Ferkel" werden u. a . genannt: 
a) Es werden nur Sauen anerkannt die in Wüchsigkeiit, Karree und Schinken den 

heutigen Marktanforderungen entsprechen. Als Eber werden nur gekörte, schlacht­
und mastleistungsgeprüfte Tiere mit übe~durchschnittlicher Leistung anerkannt. 

b) Die Mitglieder Jeisrten Gewähr für eine einwandfreie Kastration, sie geben eine 
Garantie, daß sich unter den gelreferten Tieren keine fünneneber und Bruchferkel 
befinden und die Tiere auch von sonstigen äußerlich sichtbaren Fehlern frei sind. 
Ferner verpflichten sich die Mitglieder zur Einhaltung bestimmter Fütterungs- und 
Haltungsnormen sowie gewisser Gewichts;sätze beim Ferkelverkauf. 

Die FerkelViermittlung hat weithin Anklang gefunden. So wurden 1965 1900 Ferkel, 
1966 8300, 196715.700,1968 28.100 und in der ersten Jahreshälfte 1969 13.600 Ferkel 
vermittelt. Die Art des Verkaufies innerhalb des VL V ist verschieden. Der Ferkelring 
Vöcklabruck führt eine Versteigerung mit!: freier Preisbildung durch. Derzeit werden 
über dieise Versteigerung ca. 25°/o des Angebotes vermarktet. Etwa 75°/o des Angebotes 
werden im Vermittlung,swege an Mäster und Händ1er abgesetzt. 

TABELLE 15: Ferkelaufbringung in den 4 bestehernden Ringen 

Ferkelringe 

1968 
Marktanteil 

Stück in% 

1969 
Marktanteil 

Stück in% 

Kremstal-Wels 11.506 42,0 20.560 38,0 
Grieskirchen 10.599 38,7 14.762 27,3 
Vöcklabruck 2.793 10,2 14.578 27,0 
Mühlviertel 2.451 8,9 4.111 7,6 

Die Le:istungskontrolle für Zuchtsauen erstreckt sich auf d1e lebendgebo11enen Ferkel/ 
Wurf, Verluste/Wurf, Kümmerer/Wurf und di,e Anzahl der VLV-Ferkel je Wurf. 1969 
wurden von der Vermi:ttlung insgesamt 2160 Ferkel als Kümmerer ausgeschieden. I967 
waren es noch 2 7 4 5 gewesen. 
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An den VL V waren Ende 1969 ,506 landwirtschaftliche Betriebe angeschlossen, von 
denen 423 Ferkel erzeugten. Etwa 90% der Betriebe sind größeT als 10 ha (selbstbewirt­
schaftete Gesamtfläche). 
Der Sauenbestand betrug zum selben Zeitpunkt 3000 Stück. Der Umsatz der 
4 Ferkelringe belief sich im Jahr 1969 auf ,54.000 Ferkel, was etwa einem Drittel des 
überbetrieblichen Ferkelaufkommens in Ösit:erreich entspricht. 
An Schwiierigkeit.en treten auf: zu geriinge SpeziaJisi•erung; bei der Direktvermittlung 
große Nachfrage in Zeiten geringen Angebots (März bis Juni). 
Hinsichtlich der Tätigkeit des Verbandeis am Schweinemastsektor ist zu 
erwähnen, daß die Entwicklung noch immer uneinheirtlich ist, wenngleich die Zahl 
der in diesem Bundesland vermitteJt.en Schweine mit den Leistungen anderer Bundes­
länder durchaus verglichen werden kann; Es gab zwar 1969 noch keine organisierten 
Mästerringe, doch der Umsatz der durch den VL V vermittelten Schweine betrug immer-
hin schon 34.57 Stück (1968: 1415 Stück). . 
In dieser Sparte wurden an Problemen angegeben: keine geeigneten Großabnehmer, 
mangelnde Bereitschaft der Genossenschaften Z1U echter Zusammenarbeit, Fehlen eines 
regelmäßigen Ang.ehotes. . 
De.T VLV plant eine organisatoriische Erfassung der Mäster in Mästerringen zur Ein­
führung einer Wirtschaftlichkeitskontrolle mit einer besonders auf diie Qualiit:ätserzeu­
gung ausgerichteten Fütterungsberatung. 
In diesem ZUlSammenhang ist auch darauf hinzuweisen, daß man den Erzeugern von 
Qualitätsmastschweinen die Chance einer Qualitätsbezahlung bieten will. Als Ange­
botsgemeinschaft schaltete sich daher drer Verband bei der VermittlU1I1g von Schweinen 
über eine Agentur auf dem Lin2lef Schlachthof ein, wobei eine Totvermarktung mit 
Qualifätsbezahlung durchgeführt wurde. Diese Vermarktung diient al.s Grundlage für 
die Entwicklung eines objektiven Klas1sifizi,erungssystems mit der Fleischsonde, · das 
inzwischen für ganz Österreich anerkannt wurde. 

Der VL V sieht in .der überbetrieblichen Zusammenarbeit in Form von Angebots­
gemeinschaften für die Mitglieder folgende Vorteile: 
1. Nur durch eine aktive Mitarbeit der Anbieter in überbetrieblicher Form kann auf 

die Dauer eine objektive Qualitätsbezahlung gewährleistet werden, 
2. durch gemeinsames Anbieten können auch kleinere bäuerliche Produzenten groß­

handeLsfähige Partien auf den Markt bringen und dabei eine wesentliche Spannen­
verringerung erreichen, 

3. durch gemeinsames · Aufbringen und Ausnützen der Transportfahr~euge lassen 
sich weSoentliche Einsparungen an Transportkosten erzielen. 

Dieser Verband will auf keinen Fall als dritte Kraft auf dem Markt in Konkurrenz 
zu den Genossenschaften treten. Er will vielmehr als eine im Sinne eines modernen 
Marketings notwendige Vorleistung für die weitere Tätigkeit der genossenschaftlichen 
Vermarktungseinrichit:ungen gesehen werden. 

Tirol: 

In Osttirol besteht s.eit 1967 ein Ferkelerzeugerring, der von der landwirtschaftlichen 
Genossenschaft Lienz betreut wird. 1968 wies er 16 Mitglieder auf, deren Betriebs­
girö.ßen hauptsächlich zwischen .5 und 10 ha lagen. Der Sauenbestand betrug 40 Stück, 
die Geno&senschaft erstreckte sich über 8 Gemeinden, der Umsatz belief sich im Jahr 
1968 auf. 716 Ferkel (1967: 246 Stück). . 
An Schwierigkeiten traten auf: zu geringe Produktion, mangelnder Ge·sundheitsidienst. 
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In den übrigen Bundesländern gab e1s in dieser Sparte zum Berichtszeitpunkt keine 
überbetriieblichen Gemeinschaften. 

Interessant ist der Anteil der in überbetrieblichen Zusammenschlüssen erzeugten Ferkel 
an der Gesamtferkelverrnarktung: er betrug 1969 rund 17°/o (1968: 11%). Die Schwer­
punkte liegen eindeutig in den Bundesländern Niederösterreich und Oberösterreich. 
Dieser Prozentsatz mag ni1edrig er.scheinen, doch muß man bedenken, daß es sich 
dabei um Qualitätsferkel handelt, denen wertmäßig größeres Gewicht zukommt. 

Wesentlich ungünstiger ist der Anteil der in überbetriebJichen Gemeinschaften erzeug­
ten Mastschweine an der Gesamtzahl der gewerblichen Schlachtungen; er betrug 1969 
weniger als 1 % . 

10.2.2 Eier-Erzeugergemeinschaften 

Im Hinblick auf die Anpassung der landwirtschaftlichen Erzeugung an die Kons.um­
gewohnheiiten ergab sdch in den Letzten 10 Jahren eine verstärkte Umstellung auf 
die Eierproduktion. In den meisten bäuerlichen Betrieben galt jedoch bisher die 
Eiererzeugung nicht aJs „ vollwertiger" Betriebszwerig, sondern der Erlös daraus nur 
als Handgeld für die Bäuerin. Zur Verbesserung dieiser Einnahmsquelle ist es notwen­
dig, eine einhreit1iche und kontinui1erliche Belieferung des Handels zu erreichen. Dies 
ist aber nur bei Aufzucht von Legiehennen in größeren Partien möglich; dafür stellen 
diie Eier-Erzeugergemeinschaften die paissende OrganiJSationsform dar. 

Oberösterreich: 
In dieser Sparte gibt es in Oberösterreich, wie in allen anderen Bundesfändern, bisher 
nur wenige Gemeinschaften; zum Berichtszeitpu:nkt waren es 3. 

Im Rahmen des Verbandes landwirtschaftlicher Veredlungsproduzenten (VL V) besteht 
ein Geflügelring in Schlierbach, der 1965 gegründet wurde. Sein Hennenbestand um­
faßte 1968 12.000 Stück, der "Umsatz betrug 2,5 Mill. Eier. Di1e Bezahlung an die 
Mitglieder erfolgt in Form emes fixen J ahresprei1S0S. Der Ring leidet unter mangeln­
der eigener Futterbas:iis und unter zu großer Marktentfernung. Außer mit der Eier­
produktion befaßt sich .dieser Ring auch mit der Junghennen-Aufzucht. 1968 wurden 
25.000 Stück Hennen umg1esetz!t. Hier Hegen die Probleme in der Unregelmäßigkeit 
des Absatzes und in deT Kapitalbeschaffung. 
Die Tatigkeit des Geflügelringes ist gebietsmäßig auf 3 Gemeinden begrenzt; si1e ist 
in der Umstellung von einer nicht standortsgemäßen Eiierproduktion auf die Jung­
hennenerzeugung begriffen. DiJese ist absattzmäßig an einen gewerblichen Betrieb ange­
schlossen, wodurch sich gute Absatzchancen ergreben. 

Frischeierring Rohrbach: 
Dieser Erzeugerring wurde 1966 als lose Gemeinschaft gegründet und hatte 1968 
24 Mitglieder (1966: 13), die sich auf 14 Gemeinden verteilten. 
An gemeinsamen Vorschriften gelten: Vermittlung oder Lieferung von Kückien oder 
Hennen, spezielle Beratung der Mitglieder, sanitäre Vorschriften, vollständige Andie­
nungspflicht der Eiiererzeugung. 
Der Hen.nenbest.iand betrug 1966: 6000, 1967: 10.000 und 1968: 12.000 Stück. Der 
Umsatz der Gemeinschaft an Bern belief sich im Jahr 1966 auf 609.000, 1967 auf 
1,2 Mill. und 1968 allif mehr als 1,7 MHI. Stück. 

Niederösterreich: 
In diesem Bundesland bestehen 3 Gemeinschaften, die sich mit der Eier;e.rzeugung 
befassen. 
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N eunkirchner Eierring: 
Dieser Ring wurde 1968 ohne rechtliche Bindung mit 29 Mirl:gHedern gegründet. 
An gemeinsamen Vorsduiiften gelten: Vermittlung oder Lieferung von Kücken oder 
Hennen, Lieferung von Futtermitteln, spezielle Beratung der Mitgliede'!', sanitäre 
Vorschriften. 
Der Hennenbestand betrug 1968 24.000 Stück, der Umsatz beHef sich im selben Jahr 
auf 2,13 Mill. Eier. 
Ednz!elverkauf auf Grund von Einzelverträg1en ist die Regel. Dem Ring stehen Lager­
hallen für 5 bis 8 t zur Verfügung; außerdem besitzt er spezielle Auslieferungslager an 
Konsumzentren. 
Schwierigkeiten: Kapitalbeschaffung und mangelnde Vertragstreue. 

Tirol: 
Nicht als Eiererzeugerring· bezeichnet, aber auch in dieser Sparte tätig, ist der 
„Verband Landwirtschaftlicher Geflügelzüchter und · -halter Tirols", der 1965 als 
Genossenschaft gegründet wurde und 108 MitgliiedeT aufweist; die Bet:c:iebe erstreckten 
sich über 86 Gemeinden. 
Der Hennenbe.stand betrug 1966: 38.200, 1967: 60.000 und 1968: 86.800 Stück. Der 
Umsatz an Eiern erreiChte 1966: 1,35 Mill., 1967: 2,17 Mill. und 1968: 2,78 Mill. Stück. 
Der Verkauf erfolgt zum Teil über die Gemeinschaft, zum Teil durch Einzelverkauf auf 
Grund von Einzelverträgen. Die Genossenschaft verfügt über La:gerhaHen für 
1000 Kisten, Kühlhäuser für 500 Kisten und 2 Transportautos. 
An Hauptschwierigkeiten gibt die Gemeinschaft an: K.apitalbeschaffung, mangelnde 
Vertragstreue, regionalie Streuung der Betriebe (zu lange Anfahrtsweig1e und schJ.echte 
Straßen, da zwei Drittel der Ueferanten B,ergbauern mit kleinen Hennenbeständen 
sind). 

Steiermark: 
Der seinerzeit von der Landeskammer für Land- und Fors·twirtschaft gegründete 
„Steirische Frischeierddetnst", der auf V ereinS>basis eine Kooperation zwischen Eier­
produzenten und Handel zum· Ziiel hatte, konnte sich wegien der verschiedenen Sonder­
interessen nicht durchsetzen und hat die Erwartungen nicht erfüllt. Eine bestehende 
Eiergenossenschafit hat nur geringe, lokale Bedeutung. 

Salzburg: 
Auch in dies,em Bundesland besteht nur eine solche Gemeinschaft (Salzburger .Frisch­
eierdienst), die aber nur lokale Bedeutung erlangt hat; 
In den übrigen Bundesländern gab es in dieser Sparte zum Berichtszeitpunkt keine 
übe'I'betrieblichen Gemeinschaften. 
Zusammenfassend kann man also feststellen, daß in der kooperativen Eiererzeugung 
und -vermarkii:ung noch ein weites Feld brach Hegt. D& Grund ·dafür ist wahrscheinlich, 
daß di,e einzelnen Landwirte die Eier in großiem Umfang ·selbst vermarkten, also an 
den Letztverbraucher v.erikaufen, wodurch der Unteirschied zwischen Erzeuger- und Ver­
braucherpreis im Durchschnitt nicht so hoch ist w1e bei ande·ren Agrarprodukren. 
1968 wurde nur rund 1 % der gesamten Ei&produktion überbetrieblich erfaßt. 

10.2.3 Schlachtgeflügel-Erzeugergemeinschaften 
Geflügelfleisch ist in den letzten Jahren eine echte Alternative zum teuren Kalbfleisch 
geworden. i970 beLief sich der Pro-Kopf-Verbrauch auf 8 kg. Je stärker die Erzeugung 
ausgeweitet wird, umso mehr hat man zu überlegen, ob gemeinschaftliche Produktion 
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und konzentriertes Angebot an den Handel nicht doch sicherer sind als Einz.elv1erträge, 
zumal oft kostspiielige Um- oder Neubauten bei den Geflügelstallungen vorgenommen 
werden müssen. 
Zum Berichtszeitpunkt gab es im gan~en Bundesgebiet 3 Gemeinschaften, die sich mit 
der Erzeugung und Vermarktung von Schlachtgeflügel befaßten. Ihr mengenmäßiger 
Umsatz im Jahre 1968 betrug etwa 13°/o der gesamten Schlachtgeflüg,elvermarktung 
Österreichs. 

Steiermark: 

In diesem Bundesland gibt es 2 solche Gemeinschaften, von denen die „Steirische 
Geflügelmast Fehring", die schon 1960 gegründet wurde, derzeit rund 900 Mitglieder 
aufweist. 

An gemeinsamen Vorschriften dieSier gienossenschaf.tlichen Einrichtung gelten: Bestim­
mungen über den Bezug von Kücken und von Futtermitteln, Vereinbarung bezüglich 
Kreditierung für die Lieferung von Kücken und Futtermittelm, spezi,eHe Beratung der 
Mitglieder, sanitäre Vorschriften, vollständige Andienungspflicht der gemästeten Tiere. 
Die Genoss,enschaft erz.ieltie folgenden Umsatz: 1966: 2 Mill. Stück, 1967: 2 Mill., 
1968: 1,9 Mill., 1970: 2,45 MiJl. Stück. Pro Woche weriden von den Mitgliedern 
40.000 bis 50.000 Stück Masthühner auf den Markt gebracht. Der Verkauf erfolgt auf 
Grund von Rahmen\llerträgein, die folgende Bedingungen enthalten: abzuliefernde 
Stückzahl, Preisvereinbarungen, Klassifizierungen nach Qualität und Gewicht, Pönale 
für Erzeuger und Übernehmer. Die Bezahlung an die Mitgliieder erfolgt in Form von 
fixen J1ahrespreisen. Im Besitz der Gemeinschaft befinden sich: 2 Schlachthäuser, 
1 Kühlhaus für 150 t, Lager- und Verpackungshallen von 200 m 2

, 1 Brüterei und ein 
eigener Fuhrpark. Zur Ver1Sorgung der Mitglieder mit AufzuchtfuUer arbeitet die 
Genossenschaft mit 23 Firmen zusammen. Der Geflügelabsatz erfolgt vor allem auf 
dem Wiener Markt. 
Die Fehringer Geflügelmast ist bei der weiteren Verwertung der Produkte mit Kapital­
anteilen am Großhandel beteiligt. 
Schwierigkeiten: preisliche Konkurrenz anderer Produzenten. 

Niederösterreich : 
Neben einigen Einzelschlächte11eien gibt es in diesem BUJndeisfand nur eine Gemein­
schaft, die sich überbetrieblich mit der Vermarkitung von Schlachtgeflügel befaßt; 
alleroings erfolgt di1e Erzeugung einzelbetrieblich. 
Milchring Niederösterrnich-Mtitte (Geflügelring-Mirimi): 
Dieser. Schlachthof wurde 1957 gegründet und weist 60 Mitgliieder auf, die sich auf 
27 Gd:tjeinden ver~eilen. An g.emeinsamen Vorschriften gelten: Bestimmungen über 
den Be-.zpg von Kücken, Vereinbarungen bezüglich Krediti1erung für diie Uefemng von 
Kücken, spezielle Beraitung der Mitgliieder, sanitäre Vorschriften, vollständige Andie­
nungspflicht der gemästeten T:ilere. 
Der mengenmäßige Umsatz der Genossenschaft betrug 1966: 800.000, 1967: 950.000 
und 1968: 1 11 Mill. Stück. 
Der Verkauf erfolgt durch die Genossenschaft; dlie Bezahlung an die Mitglieder richtet 
sich nach dem jeweiligen Marktpreis. 
An gemeinSichaftlichen Einrichtungen sind vorhanden: ein Schlachthaus mit einer 
wöchentlichen Kapazität von 40.000 Stück, Lagerhal'l.en von 120 m2

, Verpackungs­
räume von 240 m 2

, Kühlräume für 100 t und außerdem ein eigener Fuhrpark mit einer 
Kapazität von 30 t. 
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Entwicklungs;t1endenzen: Vergrößel"ung der Produktion, Vergrößerung der bestehenden 
Emrichtungen und Schaffung neuer. 

An Schwierigkeiten werden angegeben: schlechte Ertrags1age durch ungenüg,ende Ver­
wertungspreis1e (ständige Preisunterbietungen), Umsait:zsteuerlast, Ausweitung der 
Kapazität zum Zwecke der Rationalisierung wegen Kapitalmangels nur langsam durch­
führbar. 

In den übrl.gen Bundie1slä.nidern existierten zum B1enichtszeitpunkt keine ähnlichen Ge­
meinschaften. 

10.2.4 Gemeinschaften In der Rlndermast 

Neben der Verpfändung bei der Genos1s1enschaftlichen Zentralbank im Rahmen des 
Rindermastfö:ciderungsgesetzes gibt es schon seit langer Zeit Rinderm.astverträ.ge .mit 
einzelnen Viehhandels.firmen. Sie wurden vor allem von finanzschwächeren Landwirten 
in Anspruch genommen, die wohl ihr Rauhfutter verwerten wollten, jedoch cüe Ein­
steller nicht selbst kaufen konnten. Das· Risiko war aber oft nicht gLeich verteilt, sodaß 
·solche Verträgie mitunter für den Landwirt von Nacht1e!il waren. Solche Erfahrungen 
zeigen, wie groß die Aufgaben der Erreugergemeirt·schaften sind, wenn V,erti-auen und 
Zusammenarbeit unter den Partnern erhalten werden und jede Seite Vorteile haben 
soll. 

Im folgenden we.l"den Beiispiele solcher Kooperationen in Niedetosterrieich und Kärnten 
näher beschrieben. 

Niederösterreich: 

Der Einstellerproduktionsring, der von der Niederösterl"eichischen Landes-Landwdrtt­
schaftskammer 1967 gieschaffen wurde, ist ein rechtlich ungebundener Zusammen­
schluß von 345 Landwirten der Kammerbereiche. Gaming, Waidhofen/Ybbs,. Scheibbs 
und Kiirchberg/P., die. jährlich je B,etrieb m:inidestens 5 v1erkaufsfä.hige Einsteller mit 
einem Höchstgewicht von 500 kg erzeugen sollen, eine gieregelte Vatertierhaltung 
nachweisen können und ihre freiwilllig ein~egang.enen Verkaufsverpflichtung·en (Ver­
kaufsrichtung und Verkaufstermirt) einhalten. Organisation, Betreuung und Beratung 
der 4 Ringstellen erfolgen durch die Landes-Landwirtschaftskammer und über die 
einz.elnen Bezirksbauernkammern. 

Der Sinn dieser ZusammenschlüS1Se ist: 

a) Sicherung eines termiingerechten· Absatzes zu qualitätsentsprechenden Preisen durch 
gemeinsames, exakt aufgeschlüsseltes Angebo,t an bestimmtte Fi.rmen und durch 
laufende Verka:ufskontroJle. 

b) Verbesserung der Produktion und Produktd.0!11.~grundlagien der Mitgliedsbetriebe 1durch 
gezielte Maßnahmen, und zwar: Füit:terungsberatung, Düngerberatung, Einsatz von 
Besamung51stiJe!'len mit positiver Fleis·chleistungsprüfung sowie Einbe·ziehtmg der 
MitgHeder in verschieden€ Aktionen (Umstellungsaktion, Ankaufs.aktion für männ­
liche und weibliche Zuchtrinder, Viehwaagen-Verbi11igungsaktion, Trockenschnitte­
Verbilligungsaktion u. a.). 

c) Durch den ständigen Kontakt md.t den Ein:steHerproduzE!IIllten wiird es möglich, einen 
GroßteH der Betriebe unter LeistungskontroUe und zu den Zuchtverbänden zu 
bringen. Der Verkauf weiblicher Zuchtrinder über Zuchtviehversteigerungen einer­
seits und männlicher Tiere als Ei.nsbeller anderseits ist in ddesem ni.ederösteriieiclti­
schen Bergbauerngebiet edne optimale Produktionsform. 
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Die Mitglieder besitzen Betri1ebe in folgenden Größenklassen: 

bis 5 ha . . . . . . . . . . . 5°/o 10-20 ha 
5-10 ha . . . . . . . · · · 11 % über 20 ha . 

90% der Betriebe sind Vollerwerbsbetriebe. 

48% 
36% 

Der mengenmäßige Umsatz de!I' Gemeinschaft betrug 1968: 782, und 1969: 1200 Stück. 
Die Bezahlung an d1e MitgHeder erfolgt über den laufenden Markitpreis. 

Die Bestimmungen der 3 M.onate vor dem Ve!I'kauf zu erstellenden, genau aufgeschlüs­
selten Verkaufsangebote geben Auskunft über: abzuschließende Stückzahl, Klassifizie­
rung nach Qualität, Verkaufstermine und Verkaufsrichtung, geschätztes Gewicht. Die 
Entwicklung der Gemeinschaft deutet auf eine Vergrößerung der Er~ugung und 
des Mitgliederstandes hin. An Schwierigkeiten wird mangelnde Verlragstreue genannt. 

Kärnten: 
Rosentaler Riindermast- und Vermarktungsring (33): 
Diese Gemeinschatt wurde 1968 als Verein gegründet und zählte Ende 1969 bereits 
72 Mtitgliieder m~t 1000 Rindern. Es handelt sich auch hiier vor allem um mittel­
bäuer1iche ß,etriebe, die zu zweri Drittel Vollerwerhsbetr:iiebe sind und sich auf 11 
Gemeinden verteilen. 

Seit März 1969 gilt d.1e Andienungsell"klärung zugunS1ten des Raiffeisenverbandes 
Kärnten, der l.969 174 Mastrinder bei zufriedenstellenden Preisen verkaufen konnte 
und einen Teil der Masttiere an italienische ImpoDteure vermittelte. Im Ri1ng werden 
zeitweis.e iinterne Viehbestandsaufnahmen durchgeführt, die dazu dienen, das Angebot 
ein Jahr im voraus fostzus;tellen, und somit e~n briauchbares Instrument zur Lenkung 
der Erzeugung im Hinblick auf ein zeitlich entsprechendes Angebot bilden. Der Ring 
hat sich ein J ahresangehot von etwa 500 Maststiieren a~s Ziel gesetzt, daher werden 
laufend Stierkälber zugekauft (aus Kärnten und Tirol). Auf Grund der bisherigen 
Ringtätiigkeilt wuroe der Silomaisanbau siehr stark ausgeweitet und im Ring eine 
Silomaisiakti.on sowie Maßnahmen für deren Mechanisierung ins Leben gerufen. Eine 
Aktion zur notwendigen Erweiterung des Sta.Uraumes i·st ebenfalls vorgesehen. 

TABELLE 16: Entwicklung des Ringes 

Mitglieder 

Rinder bestand: 

1.10.1968 8.12.1969 

51 72 

Jungstiere bis 
12 Monate 145 255 
Maststiere 55 123 

An Schwiiemgkeirt·en werden genannt: zeitlich unausgeglichenes Angebot und vorläufig 
noch zu k1eines Angebot. 

Im Jahr 1970 wu11de als zweiite Erzeugergemeinschaft der Gailt.aler Rinder- und Ver­
marktungsring (69 Mitglieder) gegründet. 

Im Jahr 1969 wurden je ein Rrindermaistring im Burgenland und in Salzburg gegründet. 
über diese Gemeinschaften liegen aber noch keine detaillierten Berichte vor. 

10.2.5 Ansätze für die überbetriebliche Kälbervermarktung („Kälbermä·rkte") 

U:risprünglich st11ebte man r.egionail die Errichtung von zentr.a1en Märkten für Nutz­
kälber an, 1damit das mühsame Suchen von Betrieb zu Betrieb und die oft ·beiden 
Teilen nicht entsprechende Preisbildung unterbunden wird. Auf Grund der zur 
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11.2 Gruppenlandwirtschaft (Betriebsgemeinschaften) 

Der radikalste Schritt in der überbetrieblichen Zusammenarbeit ist die vollständige 
Fm;ion von Betrieben zu einer Betriebsgemeinschaft. Im Gegensatz zur Betriebszwei.g­
Gemeinschaft werden nicht einz-elne Betriebszweige, sondern ganze Betriebe zusam­
mengielegt, zentral geführt und die beteiligten Familien entsprechend den vertraglichen 
Vereinbarungen an Gewinn und Verlusit beteiligt. Im vieldiskutierten MANSHOLT-Plan 
wird diese Form der Kooperation als „Modemes LandwirtschaftHches Unternehmen" 
(MLU) charakterisiert. Solche Gruppen von einzelnen Landwirten z.ur gemeinsamen 
Bewirtschaftung ihrer Betriebe analog den Groupements agricoles in · Frankreich sind 
in Österreich bisher nicht entstanden. 

12 Die Waldgemelnscha·ften 

In diesem Kapitel weroen däe Wa1dgemeinschaftsformen dargesitellt. Für die Analyse 
wurde im Jahr 1969 vom Agrarwirtschaftlichen Institut bei allen forstlichen Zusammen­
schlüssen Österreichs mit einer Waldfläche von 100 ha und mehr eine Fragebogen­
erhebung durchgeführt, die vor allem üher gemeiinschaftliche lnitiattven und Leistungen 
bei Holzvermarktung und Waldpflege Aufschluß geben sollte. 

Die beantworteten Fragebogen betrafen folgende Gemeinschaftsfoimen: 

265 Agrargemeinischaften 
77 Gemeindewälder 
15 Genossenschaften 
7 Gesellschaften 

20 Vereine 
6 Waldpflegegemeinschaften 

Waldfläche 
in ha 

109.154 
49.626 
2.926 

11·.;20 
12.504 

2.650 

Laut „Jahresbericht über die Forstwirtschaft 1969", herausgegeben vom Bundes­
ministerLum für Land- und Forstwirtschaft, weist der österreichische Wald folgende 
Eigentumsal1ten auf: 

TABELLE 17 

Priv:at- und T.eilwälder unter 50 ha 
Privatwälder 50 ha und darüber 
Kirchenwälder 
Gemeinschaftswälder 
Gemeindewälder (Vermögenswälder) 
'Landeswälder 
Sonstige in öffentlichem Eigentum stehende Wälder 
Österreichische Bundesforste und mitverwaltete 

Fondswälder 

ha 

1,326.347 
931.452 
114.816 
308.685 
86.707 
43.364 
;7.199 

507.994 

;,;56.564 

Die Eigentumsarten „Gemeimchaftswälder und Gemeinclewälder (VermögenswälderY' 
ergeben zusammen 395.;92 ha, d. s. ca. 12% des gesamten österreichischen Waldes. 
Beim Geme.inschaftswa1d sind verschiedene Formen zu unterscheiden: 
a) Agrargemeinschaften 
Die Agrargemeinschaften, die auf die Markgenossenschaften zurückgehen, waren 
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häufig cHe ursprünglichen Verwaltungseinheiten (Realgemei1nden) und zugleich auch 
Wirtschafasgemeinschaften. 
Heute sind die Agrargemeinschaften zum größten Teil bereits reguliert, das heä.ßt, 
die Anteilsrechtie der Mitglieder sind mit der Stammsitzliiegenschaft verbunden und 
nicht frei veräußerlich. 
Sämtliche Agrargemeinschaften, ob reguliert oder nicht, unterliegen sowohl in wirt­
schaftlicher als auch in rechtlicher Beziehung der Aufsicht der Agrarbehörde (verwail­
tungstechnische Aufsicht, Durchführung der gesetzlichen Erfordernisse, Evidenzhal­
tung der Wirtschaftspläne). 
Für Agrargemeinschaften über 50 ha Wald muß von der Agrarbezirksbehörde ein 
Wirtschaftsplan erstellt werden, für k1einere (also unter 50 ha Wald) ein Wirtschafts­
progranun, dais einfacher gesibaltet ist als ein Wirts,chaftsp[an. 

b) Genossenschaften (mit Statuten), die im Genossenschaftsregister eingetragen sä.nd. 
Dies1e Genoss1enschaft,en sind Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, die von den 
Mitgliedern :iin Gewinnabsdcht gegründet wurden. Die Mitglieder können ihre Anteile 
frei veräußern. 
c) Gesellschafiben bürgerlichen Riechts, 
die den Bestinunungen des ABGB unterliegen. 
d) Vereine (nach dem Vereinsgesetz) 
e) Lose Gemeinschaften (Waldpfleg~gemeinschaften usw.) 
sind Waldzusammeinschlüsse auf freiwifiliger Basis, um die forstliche Förderungsarbeit 
zu efl.eichtern. 

12.1 Auswertung 

D1e Auswertung der Erhebung des Agrarwir1tschaft1ichen Institutes erfolgte wegen 
der unterschiedlichen Verhältnisse des Gemed.nschafaswaldes getrennt nach Bundes­
ländern. 

12.1.1 Burgenland 

Die Eigentums1arten am burgienländischen W.a1d sind in T abel1e 18 dargestellt. 

TABELLE 18 

Privat- und Teilwälder unter 50 ha 
Privatwälder 50 ha und darüber 
Kirchenwälder 
Gemeiinschaftswä1der 
Gemeindewälder (Vermögenswälder) 
Landeswälder 
Sonstige in öffentlichem Eigentum stehende Wä1lder 
Öste:rreichiische Bundesforste 

ha 

40.309 
39.143 
1.008 

18.618 
2.180 

48 
1.980 
2.110 

105.396 

Die Gemems1chafts- und Gemeindewälder, im Burgenland UrbarialwäLder genannt, 
umfassen eine Fläche von 20~798 ha (d. s. ca. 20% der burgenländischen Waldfläche), 
die skh auf mehr als 200 Gemeinden verteilt. 
Von 62 angeschriebenen Urbarialgiemeiinden haben 41 den ausgefüllten Fragebogen 
z.urückgesandt. Die Auswertung ergab: Aufforstung, Forstpflege, Pflanzenbestellung 
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und Wegebau wei:iden fast zu 100% gemeinschaftlich dmch~führt. Nur 42% der 
Urbarialgemeinden geben an, daß sie vom forstlichen Förderungsdienst speztell 
beraten weflden. Meii.st ersitrecken sich die Urbarialwälder auf eine Gemeinde, nur. in 
Einzelfällen auf zwei oder drei Gemeinden. 
Die Holzverwertung bestimmt der Anteilsberechtigte selbst. Bei Niederwa1d wird 
die Schlagfläche in „Lüsse" geteilt und dies•e werden dann einzeln verlost. Das Holz 
dient meist dem Eigenbedarf, insbesondere bei Brennholzanfall. Ode Urbarialgemeinden 
besitzen in der Regel keine gemeinschaftlkhen Einrichtungen und sind auch nicht 
bei eine,r Veredelung des Holzes beteiligt. 
An eine Vergrößerung von Gemeinschaften durch Zusammenschluß bestehender Ge­
meinschaften ist nur gedacht, wenn damit be:sondere wirtschaftliche Vorteile, wie 
etwa .die B,egründung einer Eigenjagd, erreicht weriden. Im allgemeinen läßt das 
Gemeii.nschaftsgefühl der Anteilsberechtigten zu wünschen übrig. 

·12.1.2 Kirnten 

In Kärnten sind die Eigentumsarten wie folgt Viertreten: 

TABELLE 19 

Privat- und Teilwäd.der unter 50 ha 
Privatwälder 50 ha und darüber 
Kirchenwälder 
Gemeiinschafts1wälder 
Gemeindewälder (V ermögenswäLder) 
Landeiswälder 
Sonstige in öffentlichem Eigentum stehende Wälder 
Österreichische Bundesforste und Fondswälder 

ha 

221.440 
177.658 

12.814 
27.35o 

1.487 
334 

1.335 
14.738 

457.156 

Die Gemeinschafts- und Gemeindewälder nehmen eine Fläche von 28.837 ha ein 
(d. s. ca. 6% der Kämtnex Wa1dfläche)., die hauptsächliich auf Agrargemeinschaften 
(auch als Nachbarschaften bezeichnet) entfällt. 
An 70 Gemeinschaften WUl'lden Fragebogen aiusge!Sandt, 36 daivOlll haben geantwortet. 
Demnach führen etwa 75°/o Aufforstung, Forstpflege und Pflanzenbestellung sowie 
den Wegebau gemeinsam durch; der Maschineneinsatz erfolgt nur bei 15°/o gei;nein­
schaftlich. Nur 30% gehen eine ausreichende forstliche Beratung an. Die Gemein­
schaften erstreckten sdch meist nur aiuf eine Gemeinde, s•elten auf zwei oder drei 
Gemeinden. 
Nur 40% gieben an, daß si:e Holz gemeinschaftlich vennrarkten, und dabei hauptsäch­
lich den Holzhandel bzw. die Sägeiindustrie beliefern. Gemeinschafts eigene Sägewerke 
gibt es nicht, auch keiine S,eteili~un.g an Holzverarbeitungsbetri-eben. Die Gemein­
schaften beklagen den stockenden Brennholzabsatz und geben an, daß es in vielen 
Fällen bei den Mitgliedern der Gemeinschaften am nötigen Gemeinschaftsgefühl 
mangelt. 
In den 18 Waldwirtschaftsgemeinschaften Kärntens mit insgesamt 7363 ha Wald, die 
in den Jahren 1964 bis 1968 auf Verednsbasis gegründet wurden, we1'1den alle forst­
lichen Maßnahmen gemeinschaftlich durchg,eführt. Das Holz wird meist gememschaft­
lkh verkauft, insbesondere die Sortimente; die bei· der Waldpfleg·e anfalLen (Schleif­
holz, Stangen usw.); es wirrd meiis1t der Holzhandel beliefärt. 
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Fast jede Waldwirtschaftsgemeinschaft ist mit einer Motorspritze für den He:rbizid­
einsatz und mit sonstigen forsit:wirtschaftlichen Kleingerät.ein ausgerüstet. Die einzelnen 
W aldw:iirtschaftsgemeiinschaften sind bestrebt, möglichst viele, wenn nicht alle Wald­
bauem ein.er Gemeiinde oder eines Grabens oder einer Rotte, zu erfasisien, hingegen 
lehnen sie es ab, sicli. .ziu größeren, überregionalen Verbänden zusammenzuschließen. 
Der Mangel an Kapital für Investitionen behindert eine noch stärkere Intensivierung 
des gemeinschaftlichen Wirtschaftens. 

12.1.3 Niederösterreich 

Die W1aldfilächein in Niederösterrekh verteilen sich auf die Eigentumsarten wie folgt: 

TABELLE 20 

Privat- Uil1id Teilwälder unter 50 ha 
Privatwälder 50 ha und darüber 
Kirchenwälder 
Gemeiinschaftsw ä'1der 
Gemeindewälder (Vermögenswälder) 
Landeswälder 
Sonstige in öffellltlichem Eigentum stehende Wälder 
Österreichische Bundesforste und For:stwälder 

ha 

255.780 
281.152 

35.194 
22.056 
24.323 
16.065 
11.504 
65.824 

711.898 

Gemeinschafts- U[ld Gemeindewälder zusammen umfassen demnach 46.379 ha 
(d. s. 6,5°/o der Wa1dfüäche Niederösterreichs). Es überwiegen die Agrargemeinschaften, 
dre auch unter den Bezeichnungen Kommune, Kontinuität und Urhausbesitz aufs.chei­
nen, vor den GenoS1Senschaften. 

Von 53 ausgesandten Fragebogen wurden 40 beantwortet. Im Betriebsgeschehen finden 
sich meist Parallelen bei den beiden rechtlich verschiedenen Gemeinschaftsformen. So 
werden Aufforistua:tg, Forstpflege, Pflanzenbestellung und auch der Wegebau gemeiin­
schaftlich durchgeführt. Hinsichtlich forstwirtschaftlicher Beratung durch die Forst­
behörde sind nur 25°/o der Agrargemeinschafiten zufriedengestellt. Die Genossenschaf­
ten müssen meiist auf eigene Kosten ein Beratungsorgan bestehlen. Die Ausdehnung der 
Agrargemeinschaften und Genossenschaften erstr1eckt sich meist nur auf eine Ge­
meinde, selten auf zwei oder noch mehr. 
Bezüglich der Hol,zverWiertung gaben 2 5 % der Gemeinschaften an, daß die Nutzung 
nur zur Deckung des Eigenbedarfes, insbesondere des Brennholzbedarfes, erfolgt. 
Größere Gemeinschaften, die über den Eigenbedarf hinaus auch noch Holz für den 
Markt produzieren, vermarkten sowohl über die Lagerhausgenossenschaften als auch 
über den Handel bzw. Sägewerke. 
Die technische Ausrüs,tung der Gemeinschaften ist spärlich; meist arbeiten die einzelnen 
Mitglieder mit ihren eigenen Geräten, insbesondere Traktoren, gegen Entgelt im 
Gemeinschaftswald. Auch die Motorsägen sind meist Eigentum der einzeilnen Mi0t­
glieder. 

Eine Aufstockung des Mitgliederstandes wird weder bei den Agrargemeinschaften noch 
bei den Genossens,chaiten aingestvebt und ist w.egen der v,ermögensrechtlichen Seite 
auch nicht leicht möglich. Die Agrargemeinschaften klagen über das oft mangelnde 
Gemeinschaftsgefühl vieler Mitglieder. Die Genos,senschaften hing1egen geben als 
Schwi•erigkeit die hohe Körperschaftssteuer an. 
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Eine neue Form der Gemeinschaftsbildung in NiedeTösterreich sind die 6 Walidpflege­
gemeinschaften mit 2650 ha Waldfläche. Es sind lose Gemeinschaften, die für ein 
Gebiet beispielgeberul zeigen sollen, wie dort ·F0115tpflege bzw. Forstbewirtschaftung 
rationell zu betreiben ist. Bei diesen Waldpflegegemeinschaften weroen Förderungs­
mittel konzentriert eingesetzt. Die Beratungstätigkeit obliegt dem zuständigen forst­
lichen Kammersekretär, der auch beim Holzverikauf beraitend eingreift. Die Arbeiten im 
Wald führt jedes Mitglied der Waldpflegieg.ememschaft auf dem eigenen Grund selbst 
durch. 

12.1.4 Oberösterreich 

Von der Gesamtwaldfläche Oberösterreichs von 428.677 ha entfallen auf: 

TABELLE 21 

Privat- und T1eilwä1der unter 50 ha 
Privatwälder 50 ha und darüber 
Kirchenwälder 
Gemeinschaftswälder 
Gemeindewälder (Vermögenswälder) 
Landeswälder 
Sonstige in öffen-e1ichem Eigentum stehende Wälder 
Österreichische Bundesforste und Fondswälder 

ha 

200.454 
82.371 
24.915 

2.801 
2.541 
1.390 
1.037 

113.168 

428.677 

Die Gemeinschafts- und Gemeindewälder ergeben zusammen 5342 ha (d. s. ca. 1,24 % 
der oberösterreichischen Waldfläche); dabei handelt es sich hauptsächlich um Agrar­
gemeinschaften. 
Von 13 ausgesandten Fragebogen wurden nur 3 beantwortet; es lassen sich also aus 
den spärlichen Anrtworten keine Tendenzen ableiten. 
Neben diesen Gemei!Ilschaftswäldem sind die 11Förderungsringe" zu erwähnen, in denen 
Fol"stpflege und Holzabsatz auf gemeinschaftlicher Basis durchgeführt werden. 

12.1.5 Salzburg 

Das Eigentum am salzburgischen Wald verteilt sich wie folgt: 

TABELLE 22 

ha 

Privat- 1.Ililld Teilwälder unter 50 ha 83.546 
Privatwälder 50 ha und darüber 30.483 
Kirchenwä1der 1.269 
Gemeiinschaftswälder 17 .967 
Gemeindewälder 815 
Landeswälder 576 
Sonstige in öffentlichem Eigentum stehende Wälder* 15.213 
Österreichische Bundesfor·ste 121.644 

271.513 
* Bayerische Saalforste 
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Gemeinschafts- und Gemeindewälder umfassen 18.782 ha (d. s. ca. 7°/o des Salzburger 
Waldes); es handelt sich fast durchwegs um Agrargiemeilil!schaften. 
Von 31 angeschriebenen Gemeins.chaften sind 12 Fragebogen eingegangen. Demnach 
we11den Aufforstung, Forstpflege, Pflanzenbestellung, Maschineneinsatz und Wegebau 
gemeins,am durchgeführt; dabei hat fast überall di1e 11Lands1chaftliche Forstverwaltung", 
ZeH am See, die forstliche Aufsicht und Wirtschaftsführung. 
Die Gemeinschaften erstrecken sich meist nur über eine Gemeinde. Der Holzverkauf 
erfolgt gemeinschaftlich zumeist im Offertwe:g an die lokalen Sägewerke. Gemein­
schaftliche Einrichtuingen existieren nicht, zumal es an GemeinschaftsgefüM mangelt. 
Im Land Salzburg he1rrschen die Einforistungsgenossens·chaften vor, denn dort basiert 
die Hofaversorgung deT bäuerlichen Familienbetriebe hauptsächlich auf den Ein­
forstungsrechten. 

12.1.6 Steiermark 

In der Steiermark silll!d die Eigentumsariten folgendermaßen verteilt: 

TABELLE 23 

Privat- und TeilwäLder unter 50 ha 
Privatwälder 50 ha und darüber 
Kliirchenwälder 
Gemeinschaftswälder 
Gemeindewälder (V:ermögenswä1der) 
LandieswäldeT 
Sonstig.e in öffentlichem Eigentum stehende Wälder 
Österreichische Bundesforste 

ha 

365.170 
305.871 

32.761. 
41.591 
1.1..433 
19.974 

4.516 
83.071 

864.387 

Die Gemeinschafts- und Gemeindewälder umfassen eine Fläche von 53.024 ha (d. s. 
ca. 6% der Waldfläche der Steiiermark). In der Hauptsache handelt es sich um Agrar­
gemeinschaften, aber auch um: Genossenschaften, Pflegegemeinschaften und di1e 11Um­
stefilungsgiehiete" (z. T. V:erninshasis). 

Von 100 Gemeinschaften haben 33 den Fragebogen auisgefüllt zurückgesandt. Die 
Agr1argemeinschaften führen Aufforstung, Forstpflegie, PflanzenbesteBung, Maschi111.e111.­
einsatz und Wegebau gemeinschaftlich durch, wie aus den Angaben hervorgeht. Die 
Beratungsfätigkei.t wird von allen Förderung·ssitellen sowohl von der- Agrarbehörde al1s 
auch von der Forstinspektion und auch von der Landwirtsichaftskammer ausgeübt. Ein 
großer Teil der Gemeinschaften gibt aber an, daß keine Beratung erfolgt. Die 
Agrargemeinschaften erstrecken sich meist nur über eine Gemeinde. Nur 60% ver­
kaufen das Holz gemeinschaftlich, und zwar ain den Holzhandel bzw. an die öritlichen 
Sägewerke. 

Die Genossenschaften führen Aufforstung und Forstpflege, aber' aruch den Holz­
verkauf gemeinsam durch. 

Die Waldverbände bzw. Pflegegemeiinschaften, die unter Beratung der Landwirt­
schaftskammer stehen, sind lose Zusammenschlüsse und führen in erster Linie Auf­
forstung, Fo:ristpfleg.e und Pflanzenbeste]Lung gemeinschaftlich durch, mit dem Ziel, 
aUe Möglichkeiten forstlicher Förderung auszuschöpfen. Diese Pflegegemeinschaften 
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stehen einer Ve.rgröße-rung der Mitgliederzahl positiv gegenüber, da hier keine ver­
mögens,re·chtilichen Widerstände bestehen. Auch der Holzverkauf erfolgt_ meist g.emein­
schaftlich, und zwar an den Handel bzw. an die örtlJ.ichen Sägen. 
Eine groß·e RoUe spielen in de·r Steiermark (insbesondet"e im steirischen Salzkammergut) 
di'e Einforstungsgenossenschaften. Sie haben in erster Linie das Ziel, ·die veir:brieften 
Riechte wer Mitglieder zu sichern. Di1e Holznutzung der Eingeforsteten erfolgt nach 
Anweisung des ForstO'rgans der B"elaistet.en. De[' Holzabsatz auf gemeins.chaftlicher 
Basis ist selten. 

12.1.1 Trrol 

In Tirol vertei1it S!i.ch der Wal1d auf folgende Eigentumsarten: 

TABELLE 24 

Privat- und 'f.eHwälder unteT 50 ha 
Privatwälder 50 ha und darüber 
Kirchenwälder 
GemeinschaftswäLder 
Gemeindewälder (Vermögenswälder) 
Landeswälder 
Sonstige in öffentlichem Eirgentum stehende Wälder 
Öster11eichiische Bundes.forste 

ha 

132.653 
11.018 

5.297 
160.541 

19.562 
165 
662 

104.337 

434.235 

Dae Gemeilns1chafts- und GemeindewäldeT umfassen eine Fläche von 1.80.103 ha (d. s. 
ca. 41 % der Tiroler Waldfläche); davon entfallen 

etwa 52 % auf Gemeindegutswald, 
38% auf Agrargemednschaften und 
10% auf Gemeindevexmögenswald. 

Der GemeiindevermögenswaLd Siteht im Eigentum von Städten und Gemeinden und 
ist ni.cht oder nur in geringem Ausmaß mit SeTVitutsrechten belastet. 
In den Gemeindegutswäldern sind auf Grund alter Übung oder nach der im Agrar­
veTf ahren durchg1eführten Regelung die Stammsitzliegens,chaften anteilsberechtigt. 
Die Interessentschaftswälder oder die aus Gemeindegutswäldern hervorgiegmtgenen 
Agrargemeinschaftswälder stehen im Etgentum von Nachbarschaften, Gememschaften 
oder Interessentschaften, wobei die Gemeinschaftsmitglieder als Mitbesitzer nach alt-. 
heTgebrachten oder regu:Li.erten Anteilsre·chten an der Nutzung beteiiligt sind. Der 
Gemeindeanteil wurde ~n den meisten Fällen gleichzeitig mit den Anteilen der übrigen 
Anteilsberechtigten festgelegt. 
Zum Gemeinschaftswald sind noch die Wialdgesellschaften, Holzve1rwertungsgel;lossen­
schaften, Forstverbände usw. als freiwilllige Zusammenschlüsse hinzuzure·chnen. 
Auf Grund drer Tiroler WaLdo~dnung 1839 besteht in Tirol eine einheitliche FoTst:. 
organisation, die bis in jede Gemeinde reicht. Der Forstorg.anisation obliegt die tech­
nische Betriebsführung in den Gemeinde- und Gemeinschaftswäldern; außerdem ist sie 
mit der Üherwachung der Vermögensgebarung betraut. 
DaJS Tiroler Flurvell."fassungislandeSig,esetz 1969 mit ·S'einen neuen Satzungen bringt für 
die Agrargiemeinschaften eine VETeinfachung und Ve.reinheitlichung der V1&Waltungs­
führung, weil .verbindldche Normen festgelegt sind. 
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In allen Gemeinden TiroLs fünden alljährlich Forsttagsaitzungren statt, bei denen die 
wirtschaftlichen Belange beraten werden. Dabei werden die Holznutzungen gemeinde­
wei:se angemeldet. 
Aus 246 beantwol1't:eten Fragebogen geht hervor, daß Aufforstung, Forstpflege, Pflan­
zenbestellung und W.egiebau im gesamten Gemcinschaftswald gemeinschaftlich durch­
geführt we11den. Auch der Holzverkauf erfolgt gemeinschaftlich, wobei die Forstmgane 
bei den Abschlüssen Hilfe led1sten. Das Holz geht nur zum Teil an die bäuerliche 
Genossens,chaft, in der Hauptsache werden die lokalen Sägewerke und Händler be­
liefiert. Eigene industrielle Holzv:erwertungsbeitriebe bestehen nicht. 
Die technische Ausrüsrung im Eigentum des Gemednschaftswa1des ist im allgemeinen 
gering; nur wenige Gemeinschaften besitzen einen Traktor oder gar einen Unimog, 
hingegen sind Motorsägen, Greifzüge, Kompressoren und Seilwilllden häufiger vor­
handen. 
Die Entwicklun~stendenzen in organisatorischer Hinsichit ziielen auf die Übertragung 
ehernarHgier GemeillldegutswäLder an neugebildete Agrargemeinschaften ab, wobei die 
bisherigen, auf dem Haus- und Gutsbedarf beruhenden Nutzungsrechte neu geregelt 
und in Anteils11echte umgiewandelt werden. 

12.1.8 Vorarlberg 

In Vorarlberg sind folgende Eigentumsarten festzusitellen: 

TABELLE 25 

Privat- und Ted.lwäLder unter 50 ha 
Privatwälder 50 ha und darüber 
KirchenwäLdier 
Gemeinschaftswälder 
Gemeindewäl.der (Vermögenswälder) 
Landeswälder 
Sonstige in öffentlichem Eigentum stehende Wälder 
Ösberrekhische Bundesforste 

ha 

26.805 
3.575 

957 
1.7.761 
24.366 

45 
606 

1..1.81. 

75.296 

Der Gemeinschafts- und Gemeindewald umfaßt also eine Fläche von 42.127 ha (d. s. 
ca. 56% der Vorarlbergier Waldfläche). 
Von 38 ausgesandten Fragebogen wurden 1.o beantwortiet. Aus diesen geht hervor, 
daß Aufforstung, Forstpflege, Pflanzenbestellung, Maschineneins"atz und auch Wegebau 
gemeinschaftlich durchgeführt weriden. Die Gemeinschaften erstrecken s.~ch meist nur 
über eine Gemeinde. Der Holzverkauf erfolg,t gemeiinschaft]ich, zumei;st über den 
Handel bzw. Sägewerk. Die Gemeinschaften selbst besitzen wenig Geräte, meist wer­
den die im Eigentum de:r Einzielmitglieder stehenden Geräte und Maschinen eilllgesetzt. 

12.1.9 Wien 

Im Bundesland Wien fehlt der Gemeinschaftswald mit bäuerlichen AnteiLsberechtigten. 

12.2 Zusammenfassung und Empfehlungen 

Nur in Tirol und Vorarlherg entspricht die Bewil'itschaftung des Gemeinschaftswaldes 
den Forderungen einer modernen und rationellen Waldwirtschaft. Die Waldaufsicht 
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obliegt dort seit altersher dem· Gemeiindewa1daiufseher, die technische Wirtschaftsfüh­
rung ist der Bezirksforstinspektion übertragen. Der gute .Zustand des Gemeinschafts­
waldes und das hochentwickelte Gemeinschaftsg.efühl der Mitglieder sind die Früchte 
langer fachlicher Einflußnahme der straffen Forstorganisation dies1er BundesländeT. 
In den übrigen Bundesländern ist die Betreuung des Gemeins1chaftswaldes nicht zu­
friedenstellend. Die Eritragsverhältn:iisse im Gem..eins,chaftswald sind im Durchschnitt 
kemeswegs bess1e:r als jiene gl1eichartiger Einzelbetriebe, oft sogar schlechter. Ursache 
dafür ist sii.cherlich der Mangel an genügend Fol"Stpersonal, oft aber auch fehlendes 
Gemeinschaftsgefühl der MitgHeder. 
In d.Lesen Bundeslände~ ist beim Gemeinschafts·wald das Streben der Mitglieder viel­
fach darauf gerichtet, einen möglichst hohen· Eiitrag zu erzdielen, ohne aber - meist im 
Gegensatz zum Einzelbetrieb - die notwendigen Vornuss·etzungen für den erwünschten 
Wirtschaftserfolg zu schaffen. Für eine großzügige Investitionstätigkeit ist der Gemein­
schaftsbeit:tieb nicht die g.eeignetste Organisationsform, °da sich die Leistung der Ge­
meinschaft zumeist nach dem Fortschritt.swi'llen des rücksfändigs·ten Mitglied.es richtet. 
Oft beruht die Problematik des Gemei111Schaftswaldes zu einem guten Teil auch auf 
s.einer g.eringen Größe, die die Auslastung eines eigenen Fo.T1sitorgans fraglich erscheinen 
läßt. 
Allgemein kann festgestellt werden, daß die Bewirtschaftung des Gemeinschaftswaldes 
meist nur dann richtig läuft, wenn eine intensive Beratung und Kontrolle durch Forst­
organe g.egeben iist. Diies ist leider vorerst nur in Tirol und Vorarlberg dreT Fall. 
Empfehlungen für e~n~ be:s:s1ere Bewirtschaftung des GemeinschaftswaLdes in den 
übrigen Brundesländern: 
Grundsätzlich ist zu klären, ob ein Gemeinschaftswald unbedingt erhailt.~n werden soll. 
Edne Auflösung kann 1erwogen werden 

• bei kleinflächige:m. Gemeinschaftswald, 
• bei Gemeinschaftswa1d, dessen EinzelanteiLe keinen wirtschaft1ich bedeutsamen 

Ertrag abwerfen, 
• und dann, wenn durch die Auflösung EinzeleigenJtum entsteht, das s:innvo11 bewirt-

schaftet werden kann und zur Verbesserung de!!.' Agrarstruktur führt. 

Auch mangelndes Gemeinschaftsgefühl und wenig Inte,resS1e am Gemeinschaftswald 
wären Auflösungsgründe. 
Bei .einem Verkauf würde das einzelne MitgLi.ed vielleicht einen Geldanteiil bekommen, 
mit dem es ander:e Inviestitionen zur Existenzsicherung vornehmen könnte. De:r Ver­
kauf der Flächen aus dem Gemeinschaftswald ;müßte an einzelne Bauern mit guter 
Waldgesinnun:g erfolgen, dri1e im Bedarfsfall durch Kreditgewährung zu unterstützen 
wären. Auße11dem wird es vielfach notwendig sedn, diese Waldflächen wieder in guten 
Ertragszustand ZJ.U bringen; dafür wären auch öffentLi.che Beihilfen in großzügig:er 
Weis·e· ednzus.etzen. Waldbruuern mit gute!!.' Waldge·sii.nnung könnten auf diese Weise in 
ihrem Besitz gefestigt werden. 
GemeinschaVtswa1d in grBße11er Ausidehnung, bei dem die Anteile der Mitglieder groß 
genug und S·Omit für den ei.nzielnen Betrieb wirtschaftlich bedeutsam sind, soll U!Il:be­
dingt erhalten bleiben. Die derzeit hestehenden Rechtsvorschriften über die Bewirt­
schaftung des Waldes genügen auch, um eine 0rdnungsgeinäße Bewirtschaftung und 
Verw.altung im agrargemeinischaftLichen Wald durchzusetzen; es müßte nur die Be­
ratung intensivie.rt werden. Auß1eridem wäre eine Aufklärungskampagne z.u starten, 
bei der alle Möglichkei.ten der Produktionssteigerung in für das Mitglied leicht ver­
ständlicher FOTm aufge~edgt werden müßten. Hand in Hand 1damit müßte· die Beratung 
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durch die verschiedenen FörderungSJdienststellen noch mehr koordiniert werden. Für 
die Neuanstellung von Forstorganen zur vollständigen Beförsterung werden wahr­
scheinlich nicht genügend Mittel verfügbar seirn. Es wird daher auf Landesebene fest­
zustellen se1in, wireweii.lf: mit den bereits im Förderungsdienst tätigen Forstleuten aller 
Forstdienststellen ·durch koordinierten Einsatz eine intensiver1e Bewirtschaftung de:s 
Gemeinschaftswaldes zu erreichen ist. Dabei müssen zwischen den forstlichen Dienst­
stellen Kompetenzstreitiigkeilf:en vermieden werden. Das Ziel aller Förderungs1stellen 
muß sein, bei den Gemeins1chaftsmitgliedern die Waldgesinnung zu heben und sie 
für die Miitarbeit im Gemeinschaftswald zu gewinnen. Ein ~erantwortlicher müßte die 
sehr wkhtige Funktion eines Wa1dhelfiers übernehmen. Mit diesem steiht und fällit 
die Gemeinschaft. Der Wialdhelfer oder Forstwart soLlte ein von den Mitgliede:rn 
anerkannter und aktiver Mann sein und aus der Gemeinschaft hervorgehen. Nach 
entsprechender Ausbildung müßte er imstande sein, die notwendigen Arbeiten im 
VVald wahrzunehmen und auch durchzuführ1en. Er könnte als verlängerter Arm ·des 
FöI1demngsorgans wirken. Verschiedenes könnte er selbst ausführen, andere Arbeiten, 
die unter Mithi'lfe qe:r Mdtglieder zu lei·sten sind, mitüberwachen. Eine jährliche Fest­
legung der Arbeiten und die Überprüfong durch das Forstorgan könnte dann ge­
nügen. 

Ist der Gemeiinschaft1swaJd in einer Gemeinde so klein, daß auch kein Forstwart oder 
Waldhelfer voll beschäftigt werden kann, wäre die Möglichkeit zu prüfen, einen 
Forstwart für zwei oder mehrere Gemeinschaftswälder anzustellen. 

Mit einer Aktivierung der Bewirtschaftung des Gemeinschafitswaldes durch Forstwarte, 
die von den forstlichen Dienststellen fachlich geführt werden, könnte das Gemein­
schaftswaldproblem sicherlich zum Großteiil gielöst wei.iden. 
Beri größer•en Gemei1111schaftiswaldungen wäre dä..e Anste:lluing eines Försters zu erwägen. 
Hnanzschwache Gemefoschaften wären dabei mit öffentldchen Mitteln zu unter­
stützen. 

Keinesfalls sdll auf eine zwangisweise Beförsterung abgezielt werden; eine Pflicht­
einstellung wäre weder für das Forsitpersonal noch für den Gemeinschaftswald er­
sprießlich. 

Bei größeren Gemeinschaften ist die ErsteUung eines Wirtschaftsplans obligat. Dieser 
bedeuteit sowohl für den Forstwart oder Förster als auch für den Forstakademiker, 
der die Aufsicht hat, eine wertvolle Unterstützung bei der Durchführung und Kontrolle 
der Maßnahmen im Wald. Beii der Bewältigung der Aufgaben im Gemeilnschaftswald 
werden an die P1e1rsönLichkeit des Foflshnannes, sein fachliches Können, seine Kontakt­
fähigkeit und Überzeugungskraft und an sein Einfühlungsveflmögen in di,e Besonder­
heiten des bäuedichen Miitglieidsbetfi.ehes hohe Anforderungen gestellt. 
Es wird eine große Aufgabe für alle forstlichen Dienststeillen sein, vor allem die Agrar­
gemeinschaften zu Beri:spi1elsbetrieben moderner Waldwirtschaft zu machen. Viel kann 
dahei durch bess.ere Koordination der einzelnen Dienststellen untereinander ~eschehen, 
das übrige wird durch Aufstockung von Personal und d:urch v1ertikale Integration zu 
erreichen sein. 

Los.e Waldgiemeinschaften (Wa1dpflegegemein:schafrten, Föriderungsringe, Umstellungs­
gemeinden usw.), wie sie in den letzten Jahren irnsbesondere in Kärnten, Niederöster­
reich, Oberösterreich und der Stetiiermark gebildet wurden, zeigen, daß auf freiwilliger 
Basis oft meihr zu erreichen ist als in eineir 11Zwangsgemei111.schaft". 

Das Entscheirdende ist, daß bei diesen Losen Zusammenschlüssen das volle Verfügungs­
recht des Mitglieds über seinen Eigenwald gewahrt Meibt und insbesondere die Uniter­
nehmerinitriative jedes einzelnen wirksam wi:rd. 
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Ein solcher Zusammenschluß erfolgt zur Förderung de,r Produktion nach Menge und 
Qualität sowie des Absatzes. In der Zusammenfas,s•ung von mehreren Projekten im 
Rahmen einer Gemeinschaft wird auch .dem Förderungs•apparat eine größere Wirkungs­
breite ermöglicht. 

13 Zusammenfa·ssung 

Dem Bauern, der es s,eiit J ahrhundel."lten gewohnt ist, in einem ges,chlossenen, zumeist 
aber sehr kleinen Wirtschaftsbe11eich zu leben und diesen allein zu leti.ten, ist ,es noch 
ziemlich fremd, Koop1erationsformen zu akz,eptieren, in denen s'eine D:ispositti.onsfoeiheit 
eilngeengt wird und Verantwortung de[egiert werden muß. Das rationale Gemein­
schaftsdenken wird daher in Hinkunft einen wesentlichen Bie1Stimmungsgrund für den 
Erfolg jeglicher Gemeinschaftsarbeit darstellen. überbetrdebliche Zusammenarbeit ist 
in der Landwiirts,chaft zwar kein Novum, sondern wut1de he.reit.s sieit jeher, insbesondere 
in der ArbeitswirtscJ'l.aft und im Austausch von Produktionsmitteln, geübt. Die über­
kommenen Formen <lies1er Kooperation sdnd aber weitgehend überholt und entspre·chen 
nicht l!li0hr den Erfordernissen moderner Betriebsorgaiillisation, · vor allem aber auch 
nicht denen der Marktkonzentration. 

Wie aus der vorliegenden Untersuchung hervorg1eht, entwickeln sich die 1 an d w ri. r t -
s c h a f t 1 i c h e n Gemeins~haftsformen in Österreich sehr unterschiedlich. 

Maschinen~emeinschaften mit Anterlseigentum bestehen •etwa l.4.200 im ganzen Bun­
desgebiet. Sie sind seit Jahrzehnten hekannt. Außerdem gibt es 15 Mas,chinengenossen­
schaf.ten, etwa 200 Lohnuntiem:e:hrnen, 28 Maschinenhöfe (Kärnten) und l.09 Maschinen­
ringe. Die Maschinenrdinge haben S1ich ,erst zu Beginn der ·siechziger Jahre eingebürgert. 
Ihre Ausbreitung stößt auf menschliche und rechtliche . Hindernis·se, ,sodaß sich erst 
l.,3°/o der österreichischen -Bauernschaft dieser Kooperationsform anges.chlossen haben. 
In drei Bundesländern konstdtuiierten sich bereits Landesverbände, doch an eme Bunde1s-. 
organisation ist in absehbarer Zeit noch nicht zu denken. Einer solchen käme eine 
koordinierte interessenvertretung der Ringmitgli,eder zu; darüber hinaus könnte evtl. 
auch an gemeinsamen Ma·schdneneinkauf auf regionaler Ebene ,gedacht werden. 

Nehen diesen Kooperationen auf landtechnis·chem Gehi1et gibt es noch ca. 160 Maii.s­
trocknungsg.emeinschaften, l.o Grünfottertrocknungsg.emeinschaften, 5 2 Vermarktungs­
gemeinschaften iin. der Weinwirtschaft (Winzergenossenschaften), 24 Brennereli.genos­
senschaften, 19 Saatbaugemeins,chaften, 2 Hopfengemeinschaften und 1 Vereinigung_ 
der Tabakpflanz.er. 

Auf dem Obsts,ektor gibt es 53 überhetdebliche Gemeinschaften und hei Gemüse 12. 
Ferner sind 2440 Alpgemeinschaften, 1 Betriebszweig-Gemeinschaft, aber biSher noch 
keine Betriebsgemeins,chaft vorhanden. 

Die Rechtsform rieicht von der Gemeins·chaft ohne rechtliche Bindung über den Verein 
und die Genos·senschaft bis zur Ges. m. b. H. 

Die Geme.inschaften in der Veredlungswirtschaft ·haben sd.ch s,ehr unterschiedlich ent­
wkkellt (aUe Angaben auis 1969): Es bestehen 17 Ferkielerz.eugergemeinschaften mi1t 
einem beachtlichen Markt:antedl von rund 17°/o, wobei die Bundesländer Niederöster­
reich und Oberöste:r:rieich schon große Forts.chritte z,eigen .. Teilweise vid ungünstiger 
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s!ieht die Situation in anderen Sparten aus: Es gibt 7 Schweinemas1tgemeinschaften mit 
einem Mal'lkitantelil von weniger ails 1 % , 9 Eier-Erz1eugrergemeinschaften mit ·einem Markt­
anteil von rund 1 % , 3 Gemeinschaften zur Schlachtgeflügelerzeugung mit immerhin 
13°/o Marktanteil und 4 Gemeinschaften in der Rindermast mit einem Marktanteil 
von o,{ 0/o. 

Die Hemmnisse, die sich bei der Gründung von überhetriehlichen Gemeinschaften 
erg1eben, hängen zweifelfos von der Intensität der Kooperation ab; ganz allgemein 
jedoch treffen folgende Aspekte für alle Formen zu: 

Ungenügende Kenntniss.e der Materie, 
Hemmrusse in st1euer-, gewerbe- und arbeits:riechtlicher Sicht, 
Angs1t vor wirtschaftlicher Abhängigkeit, 
mangelnder Gemeinsd.nn, 
traditioneUe VorurtieiLe. 

Solange diese Hindern~sse nicht aus der Welt g1eschafft oder zumindest abgeschwächt 
sind, wird eine umfassende Kooperation nicht möglich sein. 

Mangels ausreichender Erfahrung und Informationsmögliichkeit enden vieil.e Ansätze 
zur Zusammenarbeit mit Enttäuschung; das ist der Förderung des Kooperationsgedan­
kens keineswegs zuträgLich. Es bedarf daher einer eingehenden Analyse der Koopera­
tionsmöglichkeiten und einer objektiven Beratung der Partner. 

Der Begriff der Koope:ration ilst ein Dachbegriff. Der Unterschied zwischen der tradi­
tionellen genossenschaftlichen Tätigkeit und dem Kooperationsdenken neuerer Zeit ist 
subtil, aber psychologisch oft spürbar. Die herkömmliche Genosisens·chaft hat sich im 
Zuge der Anpassung an die übrige Wirtschaft in zunehmendem Maße v:erse:lbständigt. 
Das Kriterium Einheit und Identität von Gemeinschafts- und Mitgliedsbetrieb triitt 
bei den neuen Formen ve11stärkt hervor. Ob diese Entwickllung allerdings anhalten 
wird, ist noch nicht abzusehen. 

Bei den W a 1 d gemeinschaften sind zu unterscheiden: Gemeinschaften mit fester 
Bindung (z.B. Agrargemeinschaften) und lose Gemeinschaften (z.B. Waldpflege­
gemeinschaf:ten). 

Die Gemeiinschaften mit .fieste:r Bindung, meist hervorgeganigen aus der alt~n Mark­
genossens·chaft, haben jahrhundertelang den wirtschaftlichen Erfordernissen entspro­
chen, nämlich vor allem den Haus- und Gutsbedarf an Holz, Streu und Weide der 
Mitglieder zu decken. Mit der Werterhöhung des Holzes wurden aber nunmehr an die 
Bewirtschafäung des Waldes so hohe Anfordel'lungen gestellt, daß sie nur mehr durch 
den Einsatz von gertügend Fiachleruten gewährlei:stet werden kann. Das Bundesland Tirol 
hat diese Voraussetzung durch seine straffe Forstorganisation erfüllt; das findet auch 
im sehr guten Vorrat des Tiroler Gemeinschaftswaldes semen Ni1edeTschlag. In den 
meisten übrigen Bundesländern sind die Waldgemeins,chaMen mit fester Bindung nur 
sehen als Beispiie[ für vorbildliche gemeinschaftliche Bewirtschaftung zu werten, weil 
meist ein1e fachliche Betreuung ~ehlt. Es mangelt in dtesien Gemeinschaften sicherlich 
auch an Gemeins·chaftsg1efühl der Mitglieder. 

Lose W aldgemein:schaften, wi.e siie in letzter Zeit gebildet wurden, haben den 
Charakter der Freiwilligkeit, die den WUil!sch nach einer fachlichen Betreuung und die 
Bereitschaft zu gemeinschaftlichen Aktionen in skh birgt. Dabei bleiben das Einzel­
eigentum und die freie Verfügung übeT den Eigenwald gewahrt. 
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Abschließend ist noch festzuhalten, daß die überbetriebliche Zusammenarbeit in Zukunft 
immer dringld:cher wiro; ihre Formen können hingegen nicht einheitlich bestimmt 
we:ciden, w.eil die wiritschaftlichen Möglichkeiten und .regionalen Gegiebenhei.ten berück­
sichtigt werden müssen. Kooperation kann aber nicht als Allheilmittel für unrentable 
Betriebe und mangeJ.nde Unternehmerfähigkeiten angesehen werden. Entledigt man 
sich utopischer Zielvorstellungen und. huldigt man maßvoUem Optimismus, so wir-d 
die Kooperationsidee sicherlich keine Enttäuschung bringen. 

Summary 

The f armer, who for centuries hais been used to live in a self-contained and inostily 
very naxrow economic sphere and to run his whole enterprise by himself, still today 
finds i:t l'lather straingie to acoept forms of co--ope1'1ation whd.ch restrict his freedom in 
making arira~ments and requiir;e hd.m to delegate resp011!Sibil:iity. In the fu.ture, 
therefore, a sound commumty tmnkiJn.g will be a .decisiv.e factor for the •SUCCe515 of 
any form of co-operation. In the fd.ield of ag.riculituire, co-operation among enterpris1es 
is nothing · new but has already been q. long-standing p:ractice which found its main 
expression dn the excham.ge of labour and production equipment. The 1traiditional forms 
of this co-operation, however, today aire lar~ely ob-sol1ete anid no long.er abLe to meet 
the organd.zational demaLlllds of a modern farm enterprise and of concentria.ted markets. 

The pr:es1en:t situdy shows that -agricultural co-operahi.on in Austria ha-d no- -umform 
development. At the time being, in Auis.tria therie exist approx. 14.200 machinery 
co-operati.ons wilth joint ownership. Some of them already exist for decades. Further­
mo.re, there ar:e 15 machinery eo-operativ.es, approximate 200 comme·rcilal machinery 
enterprisies, 28 machinery ustatioi:i.s" (only in Carinthia), and. 109 machinery 
"rings". The machinery rings did. not gain groun.d. until the ear'ly sixties. They Iniet 
with certadn human and legal obstades, -so that only 1,;% of aH Austrian famner·s 
have hitherito joti.ned this form of co-operation. In three federal proviinces (Länder) 
there are already provindal assodaitions of machinery rings, but a federal organi.mtion 
cannot be expected to be· founded in the near future. Such an organizattio-n wocld mean 
a coordinated representiatio_n of the mterets1~S of all machinery ring members; further­
more, joint purchases of macrunery on a regional 1evel could also he takein into 
consideration. 

In addition to the:se forms of co-operation in the mechani·zation of fiekl work there 
exis1t appro-x. 160 maiize drying assodations, 10 greien. fo["age drying :as1s.ocia.tions, 
52 markieting asisociia.tioru; of wine growers (wine growers' eo-operatives), 24 d.is.tillers' 
eo-operatives, 19 seed growe:ris' eo-operatives, 2 hop growers' associations and 1 associ­
ation of tohacco growers. 

In the fruit-grow.ing sector there· are 53 eo-operatives ·and 12 in the vegetable-girowing 
siec·tor. Furthermooe, there are 2440 alpine gr.azing eo-operatives. There exi!sts aLso 
one as.sociation of single production branches, but hitherto no example of :cieal joint 
farming i·s knOWiil.. 

The legal status ranges from loose as·sodations to regLstered eo-operatives and 
limited liamllity compames. 
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The associations m animal production have shown a diverse development (all .figures 
from 1969): There exiist 17 piglet breeders' aissodations with the notable market 
share of approx. 17°/o, the provinces of Lower Austria and Upper Austria showing 
particular progness. In other SJectors the sHuation i:s cons.iiderably less favourable: 
there are only 7 p~g fatteners' as1sociations with a markiet share of lesrs than 1 % , 
9 egg produc:ers' as;s:0dations wiith a market share of approx. 1 % , 3 poultry producers' 
associations w#h a market share of 13°/o, and 4 cattile fattenitng associations with a 
mar'ket share of o '4 % . 

The obstac1es arising a.gains·t a faster development of aigricu1tural co-operations 
oeritainly depend. from the degr.ee of co-operation; in general, however, the following 
aspects apply to all forms of co-operatiion: 

Insufficient tiechnical and organizational knowledge; 
obstacles arirsing from tax, trade and labour Legislation; 

fear of economic dependence; 
iinsrufficient community mi111dedness; 

traditio111al p11ejurdices. 

Unless thes.e obs.tacles can be abolished or at least re:duoed, no co-operation on a 
broader basis will be pos•sibLe. 

Because of msufficient experience and information, many attempts of co-operaition 
flnailly 1e111d ilil disappointment; •such exp~ences certainly do not promote the idea of 
co-operation. Therefore, a thorough analysils of the possihilities and prohlems of 
co-operation and an objective advise to the potential part.nieris will be necessiary. 

The concept of co-oper.ation iis an ov1erall 1tlerm coveri1ng many diffe11ent forms of 
working togiether. Although the difference between the traditional eo-operative 
activity alll!d the new iideas of co-operation is rather a subtile one, there is a psycholo­
gical ·differenoe which can freqUJently be folt. In the cours1e of its adaptation to the gener:al 
economy, the tmditional eo-operative has become increaisingly independent from the 
single enterpl'lis,es of their member.s. In the new forms of co-operation, how~eOC", the 
identity of com:rnunal anid member ente:rprise is much s.tronger. Whethe;r thi1s develop­
ment is going to continue, however, fiemains to be seen. 

As far as fornst associations are concerned, one must distiinguish betw1e;en asis.ociaitions 
with fü.xed obli.g1ations which have mostly ori.ginated from the traditional agr:arian 
commumties (e. g., the uAgrargemeinschaf:tenH) 1and loose assooi.ations (e. g. forest 
care as1socia1:ions). 

For oenturiies the first category of these as1sodations has fulfiJLed impoxtiant economic 
tasks in meetiing their membet'ls' househdl1d demand.1s for wood, litter .and pasture land. 
Wi1th the iincreasing vafoe of timber, however, the requirements of fores1t manra.g1ement 
have been rising so .srubstaintially that they can only be met by a srufficient n'llllnber of 
experts. The provilnce of Tyrol has recognized this necesisity through its effi.dent 
foTest control origanization; 1this 1iJs also refiect1ed in the good timber stock of the 
Tyrolean contmunity forestls. In most of the other fudeiral p_rov.inces however, the 
forest assodations with fixed obligations can ornly rar.ely he riegiarded ais outstanding 
examples of good commu1nal management, since they mosrtly lack sufficient expert 
advise and oft.en al-so a sufficient community mi111dednres·s on the part of their members. 
Loose fo~est assodations, which have recently been developed, have a vorlurntary 
character, :iinclruding .expert iaidvise and joint action. Individual owner·ship and self­
management are not impaired. 
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Wtthout a.ny doubt.1 co-operation will in the future become increasingly importanti 
however, the ques.tio111 riem.ains what kind of co-operation will be!St s.uit the needs of 
practical farmers. Certa:ill'rly, this will not be 0111.e singLe fonn of co-operation, since 
conditions of different regions and production branches must be taken into considera­
tion. (Co-operation cannot be regarded as a panacea for unprofitable enterpriises and 
lack of entrepreneurial skill. If such utopian ideas are d:iscarded in favour of a 
reaisonab1e optimism, the owtcome of co-operation efforts will ceritainly not be 
disappointing. 
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